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1. Petition 17/4473 betr. Aufenthaltstitel

Die Petenten bitten um die Erteilung eines Aufent-
haltstitels.

Die Ausldnderbehdrde hat den Petenten eine Aufent-
haltserlaubnis nach § 24 Aufenthaltsgesetz mit Giil-
tigkeitsdauer von Ende November 2025 bis Anfang
Mirz 2027 als elektronischer Aufenthaltstitel (eAT)
erteilt. Die eATs wurden Mitte Dezember 2025 an die
Petenten ausgehéndigt.

Beschlussempfehlung:

Mit der Erteilung einer Aufenthaltserlaub-
nis, wird die Petition fiir erledigt erklart.

Berichterstatter: Biickner

2. Petition 17/3152 betr. Bausache
1. Gegenstand der Petition

Die Petenten sind Péchter eines Teilgrundstiicks in
E., das sie als Garten- und Freizeitgrundstiick nutzen
und auf dem sie eine Gartenhiitte errichtet haben. Das
Landratsamt L. hat am 3. Februar 2022 eine Besei-
tigungsverfiigung gegen die Gerdte-/Gartenhiitte als
Nebenanlage erlassen. Gegen diese Beseitigungsver-
fiigung wenden sich die Petenten mit der Petition.

II. Sachverhalt

Die Gemeinde E. hat, da sich zahlreiche Nachbarn bei
der Gemeinde iiber die Nutzung des Grundstiicks und
bauliche MalBinahmen beschwert haben, der zustiandi-
gen Baurechtsbehorde mitgeteilt, dass sie die Nutzung
als Garten- und Freizeitgrundstiick als zweckentfrem-
det ansehe und sich darauf bezogen, dass mit der Er-
richtung von Nebenanlagen ohne Hauptgebaude nicht
dem Nutzungszweck der im Baugebiet gelegenen
Grundstiicke oder des Baugebiets selbst entsprochen
wird, sodass diese zuriickzubauen seien.

Die Gemeinde hat daraufhin die Baurechtsbehorde
um Uberpriifung gebeten und im Zuge dessen eine
Unterschriftenliste iibersendet, mit der sich Anwohner
gegen die Nutzung des Grundstiicks und Anlagen auf
dem Grundstiick wenden.

Im Juli 2020 gab es darauthin eine Besprechung zwi-
schen der Baurechtsbehdrde beim Landratsamt L.
und der Gemeinde E. Dabei wurde besprochen, dass
die bloBe Nutzung des Grundstiicks zu Aufenthalts-
zwecken nicht durch die Baurechtsbehérde geahn-
det werden kann. Ebenfalls wurde festgehalten, dass
zu den vorgenommenen Geldndeverdnderungen und
Terrassierungen kleineren Umfangs auf dem Grund-
stiick aus baurechtlicher Sicht kein Erfordernis eines
Einschreitens besteht und allenfalls ein Einschreiten
gegen das auf dem Grundstiick befindliche Gebdude
in Betracht kommt.

Den Petenten wurde als Péchter des betroffenen
Grundstiicks mit Schreiben vom 12. April 2021 mit-
geteilt, dass sich das Grundstiick in einem durch Be-
bauungsplan ausgewiesenen Wohngebiet befindet,
sodass die Errichtung einer Garten-/Gerétehiitte als
Nebenanlage nur im Zusammenhang mit einer Haupt-
nutzung (Wohngebdude) zuldssig ist. Die Petenten
wurden um Mitteilung gebeten, ob sie zu einer Be-
seitigung des Gebdudes bereit sind. Weiter wurde mit-
geteilt, dass die Angelegenheit bisher zuriickhaltend
behandelt wurde, da an die Baurechtsbehorde heran-
getragen wurde, dass der Pachtvertrag aufgrund eines
Umzugs der Petenten im Sommer 2021 auslaufe.

Am 24. Juni 2021 wurde eine erneute Kontrolle
durchgefiihrt, um festzustellen, ob auf dem Grund-
stiick weitere Arbeiten vorgenommen wurden. Dies
war nicht der Fall. Nachdem die angekiindigte Be-
seitigungsverfiigung zundchst nicht zugestellt wer-
den konnte, wurde die Beseitigungsverfiigung vom
3. Februar 2022 schlieBlich den Petenten an die neue
Adresse zugestellt. Die Zustellung erfolgte am 8. Feb-
ruar 2022. Aus Griinden der VerhiltnismaBigkeit
wurde den Petenten eine groBziigige Frist von sechs
Monaten nach Bestandskraft der Anordnung einge-
raumt.

Die Petenten legten gegen die gegen sie ergangene
Beseitigungsverfiigung vom 3. Februar 2022 form-
und fristgerecht mit Schreiben vom 1. Mérz 2022 und
Eingang im Landratsamt am 1. Marz 2022, Wider-
spruch ein. Eine Begriindung des Widerspruchs wur-
de mit Schreiben vom 6. April 2022 nachgereicht.

Mit Vorlagebericht vom 10. November 2022 wurde
der Widerspruch gemeinsam mit dem vorgenannten
Widerspruch gegen die Ablehnung des Antrags auf
bauaufsichtliches Einschreiten an das zustdndige Re-
gierungsprasidium zur Entscheidung weitergeleitet.
Der Widerspruch wurde bisher nicht entschieden.

Das Regierungsprésidium hat den Petenten mitgeteilt,
dass der Widerspruch keine Aussicht auf Erfolg hat
und die Gelegenheit gegeben den Widerspruch zu-
riickzunehmen. Die Frist zur Riicknahme des Wider-
spruchs wurde seit dem 21. September 2023 auf An-
trag der Petenten wiederholt verldngert. Die Petenten
bemiihen sich seit ldngerem das Grundstiick zu erwer-
ben. Nach Aussage des Biirgermeisters der Gemein-
de E. ist mit einem Verkauf des Grundstiicks zeitnah
nicht zu rechnen, da dieses sich im Eigentum einer
Erbengemeinschaft befindet.

III. Rechtliche Wiirdigung

Die Uberpriifung der Petition hat ergeben, dass das
Vorgehen der Baurechtsbehdrde nicht zu beanstan-
den ist. Wurde eine bauliche Anlage im Widerspruch
zu Offentlich-rechtlichen Vorschriften errichtet, kann
die zustidndige Baurechtsbehorde gemiBl § 65 Ab-
satz 1 Satz 1 Landesbauordnung Baden-Wiirttemberg
(LBO) den teilweisen oder vollstindigen Abbruch
dieser Anlage anordnen, wenn nicht auf andere Weise
rechtméBige Zustinde hergestellt werden konnen. Fiir
die Abbruchsanordnung ist demnach die doppelte Bau-
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rechtswidrigkeit erforderlich. Die Anlage muss also
formell und materiell rechtswidrig sein.

Bei der hier betroffene Gartenhiitte handelt es sich um
ein verfahrensfreies Vorhaben, die Uberpriifung der
formellen Baurechtswidrigkeit kann daher nicht vor-
genommen werden. Jedoch kann auch bei verfahrens-
freien Vorhaben eine Abbruchsanordnung ergehen.

Die materielle Rechtswidrigkeit ergibt sich aus den
Festsetzungen des geltenden Bebauungsplans. Nach
§ 30 Baugesetzbuch (BauGB) ist im Geltungsbereich
eines Bebauungsplans ein Vorhaben zuldssig, wenn
es den Festsetzungen nicht widerspricht und die Er-
schlieBung gesichert ist.

Der geltende Bebauungsplan B ldsst nach Ziffer 1.2
Nebenanlagen im Sinne von § 14 Baunutzungsver-
ordnung (BauNVO) in den iiberbaubaren Flichen zu.
Demnach kann in einem allgemeinen Wohngebiet
gemilB § 4 BauNVO grundsitzlich eine Gartenhiitte
als Nebenanlage zuldssig sein. Im vorliegenden Fall
fehlt jedoch die nach § 4 Absatz 1 BauNVO zuléssige
»Hauptanlage®, die Gartenhiitte kann als Nebenanlage
daher auch nicht die erforderliche dienende Funktion
fiir den Nutzungszweck des Wohnens erfiillen.

Im Ubrigen werden an das Ermessen bei § 65 Ab-
satz 1 Satz 1 LBO keine besonderen Anforderungen
gestellt, es handelt sich hierbei um ein sogenanntes
Regelermessen der Behorde. Eine besondere Stel-
lungnahme zu entgegenstehenden Rechten der Be-
troffenen ist nur erforderlich, wenn vom Normalfall
abweichende Griinde vorgebracht werden. Dies ist im
vorliegenden Fall nicht ersichtlich.

Beschlussempfehlung:
Der Petition kann nicht abgeholfen werden.

Berichterstatter: Epple

3. Petition 17/4342 betr. Durchfiihrung von Polizei-
kontrollen, Beschwerde

1. Gegenstand der Petition

Der Petent wendet sich gegen das Vorgehen der Poli-
zeibeamten des Polizeireviers F. bei der Durchfiih-
rung von Verkehrskontrollen.

Der Petent sei am 11. September 2025 sowie zuvor
am 3. Juni 2025 durch Beamte des Polizeireviers F.,
darunter Polizeioberkommissar (POK) S., kontrolliert
worden. Dabei sei es aus Sicht des Petenten zu gra-
vierenden Rechtsverstolen gekommen. So seien kor-
perliche Fahrtauglichkeitstests (z. B. Leuchten in die
Augen) durchgefiihrt worden, ohne dass der Petent
aufgeklért worden sei, dass diese freiwillig seien.

Bereits am 3. Juni 2025 sei das érztlich verschriebene
medizinische Cannabis des Petenten beschlagnahmt
worden, obwohl dieser iiber eine giiltige Verschrei-
bung verfiigt habe.

Bei der Kontrolle am 11. September 2025 habe es sich
bereits um die dritte Kontrolle durch dieselben Beam-
ten gehandelt. Dabei sei der Petent bei der Begriiung
mit Namen angesprochen worden. Daraus schlieit der
Petent Voreingenommenheit und Schikane durch die
handelnden Polizeibeamten.

Der Petent habe sich als Patient mit drztlich ver-
schriebener Cannabis-Medikation diskriminiert und
stigmatisiert gefiihlt, obwohl seine Medikation stabil
eingefahren sei und ihm gemal § 24a des Straenver-
kehrsgesetzes (StVG) die Teilnahme am StraBenver-
kehr erlaubt sei.

Gemél §§ 46, 11 der Fahrerlaubnisverordnung sei zu-
dem ausschlielich die Fahrerlaubnisbehorde zustin-
dig fiir die Priifung der Fahreignung. Nach § 81a der
Strafprozessordnung (StPO) seien korperliche Unter-
suchungen nur mit drztlicher Anordnung oder richter-
lichem Beschluss zuldssig. Polizeiliche MaBinahmen
wiirden gemal §§ 27 ff. des Polizeigesetzes eine kon-
krete Gefahr voraussetzen, die nicht bestanden habe.
Das Verhalten der Polizeibeamten erfiille den Tatbe-
stand der No&tigung. Zudem seien seine Grundrechte
aus Artikel 2 Absatz 1 des Grundgesetzes verletzt
worden.

Der Petent ersucht den Landtag von Baden-Wiirt-
temberg daher, den Vorgang umfassend zu priifen
und darauf hinzuwirken, dass das Innenministerium
sowie das Polizeiprasidium R. gegen die beteiligten
Beamten, insbesondere gegen POK S., ein Diszipli-
narverfahren einleiten, das auch eine Entfernung aus
dem Polizeidienst zum Ergebnis haben kénne. Darii-
ber hinaus bittet der Petent um Priifung, weshalb sein
arztlich verschriebenes Cannabis am 3. Juni 2025 be-
schlagnahmt worden sei. Er fordert die unverziigliche
Riickgabe oder Wertersatz.

II. Sachverhalt

Der Petent wurde nach Mitteilung des Polizeiprisi-
diums R. insgesamt drei Mal durch Polizeibeamte des
Polizeireviers F. im Rahmen von Verkehrskontrollen
kontrolliert. Die Kontrollen erfolgten jedoch entgegen
der Angaben des Petenten nicht ausschlieBlich durch
dieselben Polizeibeamten.

Die erste Verkehrskontrolle des Petenten fand am
7. Februar 2025 um 1:00 Uhr in F. statt und wurde
durch die Streifenwagenbesatzung Polizeiobermeis-
ter (POM) H. und POK’in H. vom Polizeirevier F.
durchgefiihrt. Infolgedessen iibermittelte die Stadt F.
dem Petenten mit Schreiben vom 25. Februar 2025
einen BuBigeldbescheid sowie mit Schreiben vom
18. Juli 2025 eine Mitteilung iiber die Abgabe seines
Fiihrerscheins.

Die zweite Verkehrskontrolle des Petenten fand am
3. Juni 2025 um 17:50 Uhr in F. durch POK S. und
Polizeihauptmeisterin (PHM’in) R. statt. Die Streifen-
wagenbesatzung stellte an diesem Tag im Rahmen
ihrer Streifentétigkeit fest, dass der Petent mit seinem
Elektrokleinstfahrzeug (E-Scooter) die A.-Strale in
F. befuhr. Der Petent wurde von den Beamten an-
gehalten und im Anschluss einer Verkehrskontrolle
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unterzogen. Wihrend dieser Kontrolle konnten die
Beamten bei dem Petenten diverse Auffilligkeiten
feststellen: Der Petent hatte im Rahmen der Uber-
prifung seiner Fahrtauglichkeit mit geschlossenen
Augen sichtlich Schwierigkeiten, sich auf den Beinen
zu halten und schwankte leicht. Zudem konnten die
Beamten bei dem Petenten stark verkleinerte Pupillen
sowie eine nicht vorhandene Lichtreagibilitét feststel-
len. Der Petent gab im Rahmen der Kontrolle an, dass
er Cannabispatient und im Besitz eines drztlichen Re-
zepts sei. Vorweisen konnte er dieses drztliche Rezept
allerdings nicht. Der Petent gab wihrend der Kont-
rolle weiter an, dass er am Vorabend zuletzt Canna-
bis konsumiert hitte. Allerdings lehnte der Petent die
Durchfiihrung eines Drogenschnelltests ab, mit wel-
chem die mogliche Einnahme weiterer Arten von Be-
tdubungsmitteln durch den Petenten auszuschlieBen
gewesen wire. Der Petent wurde darauthin als Betrof-
fener belehrt und zum Zweck der Durchfiihrung einer
Blutentnahme zum Klinikum T. verbracht. Vor Antritt
des Transports leerte der Petent eigensténdig seine Ta-
schen. Hierbei legte er ein ,,Griptiitchen®, in dem sich
eine Bliite Marihuana befand, auf den Boden. Das Ma-
rihuana wurde als Beweismittel im Ordnungswidrig-
keitenverfahren beschlagnahmt, wogegen der Petent
Widerspruch einlegte. Im Klinikum wurde der Petent
abermals in schriftlicher Form belehrt. Er verweigerte
im Beisein von PHM’in R. die Unterschrift. Die Blut-
entnahme wurde durch POK S. angeordnet und in den
Behandlungsrdaumlichkeiten des Klinikums T. im Bei-
sein von PHM’in R. und POK S. um 18:40 Uhr durch
einen Arzt entnommen. Die massenspektrometrische
Bestdtigungsmethode der Blutprobe ergab am 5. Ju-
ni 2025 eine Konzentration von 7,5 ng/ml THC. Die
Polizeibeamten stellten daher zu Lasten des Petenten
wegen des VerstoBes nach § 24a StVG eine Anzeige
bei der Stadt F. Am 18. November 2025 teilte diese
dem Polizeiprisidium R. mit, dass dem Petenten mit
Schreiben vom 7. August 2025 ein BuBgeldbescheid
zuging, gegen den der Petent Einspruch einlegte. In
diesem Zusammenhang teilte das Amtsgericht T. am
19. November 2025 mit, dass das Verfahren auf den
29. Januar 2026 terminiert wurde.

Mit Schreiben vom 7. Juni 2025 erstattete der Petent
bei der Staatsanwaltschaft R. eine Anzeige wegen
Koérperverletzung im Amt gegen namentlich von dem
Petenten nicht genannte Polizeibeamte des Polizeire-
viers F. im Zusammenhang mit der Verkehrskontrolle
am 3. Juni 2025. Der Petent zeigte an, dass ihm bei
dieser Kontrolle sein medizinisches Cannabis abge-
nommen und beschlagnahmt worden sei. Der Petent
wiirde dieses Cannabis dringend bendtigen und habe
spiirbare Entzugserscheinungen, weshalb er Straf-
antrag wegen Korperverletzung im Amt stelle. Mit
Schreiben vom 30. September 2025 teilte die Staats-
anwaltschaft R. dem Polizeiprasidium R. mit, dass der
Strafanzeige des Petenten gemil § 52 Absatz 2 StPO
keine Folge gegeben wurde.

Die dritte Verkehrskontrolle des Petenten fand am
11. September 2025 um 14:45 Uhr in F. statt und wurde
ebenfalls durch POK S. und PHM’in R. durchgefiihrt.
Die Streifenwagenbesatzung bestehend aus PHM’in R.
und POK S. befuhr zu diesem Zeitpunkt die A.-Straf3e

in F. Hierbei stellte diese eine Person fest, die dieselbe
Strafle mit einem E-Scooter befuhr. Die Beamten be-
schlossen, bei diesem Verkehrsteilnehmer eine Ver-
kehrskontrolle durchzufiihren. Bei der nachfolgenden
Verkehrskontrolle erkannte PHM’in R. den Petenten
aufgrund des polizeilichen Einsatzes am 3. Juni 2025
und begriifite ihn daher zu Beginn der Kontrolle na-
mentlich. Bereits beim Absteigen von seinem E-Scoo-
ter wies der Petent ein starkes Zittern an seinem ge-
samten Korper, insbesondere seiner beiden Arme, auf.
Im Rahmen der Verkehrskontrolle wurde der Petent
durch PHM’in R. auf seine Eignung zur Teilnahme
am Straflenverkehr iiberpriift. Hierzu wurde der Pe-
tent auch tiber die Einnahme von Betdubungsmitteln
befragt. Der Petent gab unvermittelt an, dass er seit
langerem Zeitraum kein Cannabis konsumiert hétte.
Des Weiteren dulerte der Petent, er sei mit weiteren
Tests einverstanden, da er aus seiner Sicht einen Can-
nabiskonsum ausschlieBen konne. Auf Nachfrage, ob
der Petent ndhere Angaben hierzu machen koénne, gab
er an, dass er bereits seit mindestens drei Wochen kei-
nerlei Betdubungsmittel konsumiert hétte. Da der Pe-
tent bereits zu Beginn der Kontrolle mitteilte, dass er
mit der Durchfiihrung sdmtlicher Test zur Feststellung
seiner Fahrtauglichkeit einverstanden wire, erfolgte
durch die eingesetzten Beamten keine ausdriickliche
Belehrung iiber die Freiwilligkeit der Mitwirkung.
Ebenso wurde dem Petenten durch die Beamten auch
keine Pflicht zur Mitwirkung suggeriert. Wahrend der
Kontrolle konnten die eingesetzten Beamten bei dem
Petenten Auffalligkeiten feststellen. So schwankte der
Petent beim Rombergtest und hatte starkes Lidflat-
tern. Zudem konnten die Beamten bei dem Petenten
stark verkleinerte Pupillen, eine nicht vorhandene
Lichtreagibilitdt sowie einen auffélligen Nystagmus
feststellen. PHM’in R. teilte dem Petenten daraufhin
mit, dass die festgestellten Auffalligkeiten auf einen
Betdubungsmittelkonsum schlieBen lassen konnen.
Nach der ausdriicklichen Belehrung des Petenten
durch POK S. iiber die Freiwilligkeit eines Drogen-
vortests erklirte sich der Petent mit der freiwilligen
Abgabe einer Urinprobe ausdriicklich einverstanden.
Da der Petent iiber einen Zeitraum von 45 Minuten
jedoch keinen Urin abgeben konnte, war die Durch-
fithrung des Drogenvortests an der Kontrollortlichkeit
nicht moglich. Nachdem der Petent durch PHM’in R.
an der Kontrollortlichkeit miindlich als Betroffener
belehrt wurde, dullerte der Petent wiederholt, keinerlei
Betdubungsmittel mehr einzunehmen und dass er kein
Cannabispatient mehr sei. Da der Verdacht einer Be-
tdubungsmittelbeeinflussung durch den Petenten vor
Ort nicht entkriftet werden konnte, erfolgte im An-
schluss durch POK S. die Anordnung einer Blutent-
nahme. Der Petent wurde zum Zweck der Durchfiih-
rung einer Blutentnahme zum Klinikum T. verbracht.
Im Klinikum T. wurde der Petent um 15:46 Uhr
durch POK S. nochmals in schriftlicher Form belehrt.
Der Petent verweigerte hierbei die Unterschrift. Die
Blutentnahme wurde im weiteren Verlauf in den Be-
handlungsraumlichkeiten des Klinikums T. im Bei-
sein von POK S. und PHM’in R. um 15:55 Uhr durch
einen Arzt durchgefiihrt. Die massenspektrometri-
sche Bestitigungsmethode der Blutprobe ergab am
19. September 2025 eine Konzentration von 1,0 ng/ml
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THC. Durch das auswertende Labor wurde mitgeteilt,
dass trotz der vorliegenden Unterschreitung des ge-
setzlichen Grenzwerts der Petent zum Zeitpunkt der
Blutentnahme und somit auch im Zeitraum der voran-
gegangenen Kontrollsituation unter dem Einfluss von
Cannabisprodukten stand. Dies korrespondiert mit
den zuvor genannten korperlichen Auffilligkeiten des
Petenten wihrend der Verkehrskontrolle. Die Polizei-
beamten stellten daher zu Lasten des Petenten wegen
des Versto3es nach § 24a StVG eine Anzeige bei der
Stadt F. Am 24. November 2025 teilte diese dem Poli-
zeiprasidium R. mit, dass von dort mit Schreiben vom
24. November 2025 das Ordnungswidrigkeitenverfah-
ren gegen den Petenten gemdf § 46 Absatz 1 des Ord-
nungswidrigkeitsgesetzes (OWiG) i. V. m. § 170 Ab-
satz 2 StPO eingestellt wurde, da der THC-Wert des
Petenten zum Tatzeitpunkt (= 1,0 ng/ml THC) unter-
halb des gesetzlichen Grenzwertes von 3,5 ng/ml lag.

III. Rechtliche Wiirdigung

Ein Fehlverhalten der handelnden Polizeibeamten des
Polizeireviers F. ist nicht ersichtlich.

Die Verkehrskontrollen des Petenten am 3. Juni 2025
sowie am 11. September 2025 waren geméal § 36 Ab-
satz 5 Stralenverkehrsordnung (StVO) gerechtfertigt.
Hiernach darf die Polizei jederzeit und ohne konkre-
ten Verdacht priifen, ob ein Fahrzeug verkehrssicher
und der Fahrzeugfiihrer fahrtiichtig ist. Zum Vortrag
des Petenten hinsichtlich einer nicht durchgefiihrten
Belehrung im Zusammenhang mit der Uberpriifung
der Fahrtauglichkeit des Petenten wird angemerkt,
dass der Gesetzgeber keine Belehrungspflicht hin-
sichtlich der Freiwilligkeit der Mitwirkung an Tests
zur Feststellung der Fahrtauglichkeit vorsieht. Die
bei der Verkehrskontrolle festgestellten Auffdllig-
keiten begriindeten sodann den Tatverdacht nach
§ 24a Absatz la StVG und erforderten eine unverziig-
liche Aufkldrung des Sachverhalts. Die Beamten des
Polizeivollzugsdienstes haben geméal §§ 53 Absatz 1,
46 Absatz 1 OWiG i. V. m. § 163b StPO als Er-
mittlungsorgan Ordnungswidrigkeiten nach pflicht-
gemiflem Ermessen und unter Leitung und Aufsicht
der Verfolgungsbehorde aufzukléren. Anders als im
Strafverfahrensrecht greift hier nicht das Legalitéts-,
sondern das das Ordnungswidrigkeitenverfahren pré-
gende Opportunitdtsprinzip. Das Ermessen kann je-
doch auf Null reduziert sein. Entscheidungserheblich
sind insbesondere die Bedeutung und der Unrechts-
gehalt der Ordnungswidrigkeit und der Vorwurf, der
den Téter trifft. Auch kommt general- und spezialpri-
ventiven Gesichtspunkten eine Bedeutung zu. Auf die
Medikamentenklausel des § 24a Absatz 4 StVG hatte
der Petent sich zwar berufen, einen Nachweis konnte
er jedoch im Zeitpunkt des Aufgreifens nicht fiihren.
Nach § 46 Absatz 4 Satz 2 Nummer 1 OWiG i. V. m.
§ 81a Absatz 2 Satz 1 StPO bedarf die Entnahme ei-
ner Blutprobe keiner richterlichen Anordnung, wenn
bestimmte Tatsachen den Verdacht begriinden, dass
eine Ordnungswidrigkeit nach § 24a StVG begangen
worden ist. Es ist insoweit nicht zu beanstanden, dass
die Anordnung der Blutprobe vorliegend durch POK
S. erfolgte.

Rechtsgrundlage fiir die Beschlagnahme des Beweis-
mittels (Marihuana-Bliite), war § 46 OWiG i. V. m.
§§ 94 ff. StPO. Aufgrund des ecingelegten Wider-
spruchs nach § 98 Absatz 2 Satz 1 StPO teilte POK
S. der Stadt F. mit, dass eine gerichtliche Bestitigung
beantragt werden soll.

Zusitzlich erstattete der Petent eine Strafanzeige bei
der Staatsanwaltschaft R. wegen Korperverletzung
durch die Beschlagnahme seines vermeintlich medizi-
nischen Cannabis. Infolgedessen verblieb die Canna-
bisbliite als Beweismittel fiir dieses Strafverfahren zu-
néchst bei der Polizei. Am 28. September 2025 teilte
die Staatsanwaltschaft R. dem Polizeiprasidium R.
mit, dass die Cannabisbliite als Beweismittel im Straf-
verfahren nicht ldnger benétigt wiirde. Das bei der
ortlichen Polizeidienststelle asservierte Beweismittel,
besagtes ,,Griptiitchen” mit Marihuanabliite, wurde
der Stadt F. in der Folge zur weiteren Veranlassung
gegen Empfangsbekenntnis ausgehandigt.

Inzwischen hat die Stadt F. als zustindige Verfol-
gungsbehdrde dem Petenten schriftlich mitgeteilt,
dass er die beschlagnahmte Cannabisbliite abholen
konne. Der Petent hat diese zwischenzeitlich abge-
holt.

Insoweit diirfte sich das Begehren des Petenten hin-
sichtlich der Herausgabe des Cannabis tatsichlich er-
ledigt haben.

Beschlussempfehlung:
Die Petition wird fiir erledigt erklért.

Berichterstatterin: Frank

4. Petition 17/4554 betr. Beschwerde iiber ein So-
zialgericht, Dienstaufsichtsbeschwerde u. a.

In ihrer Petition macht die Petentin geltend, dass sie
von dem Vorsitzenden Richter der 6. Kammer eines
Sozialgerichts benachteiligt werde, weil sie nicht an-
waltlich vertreten sei. Dies dulere sich darin, dass sie
in einem gegen die Deutsche Rentenversicherung ge-
fithrten Klageverfahren bisher keine Antwort von der
Beklagten zu ihrem Schreiben vom 18. Juli 2025 er-
halten habe. Sie habe bewusst keine Dienstaufsichts-
beschwerde gegen den zustindigen Richter beim Pré-
sidenten des Sozialgerichts erhoben, weil sie weitere
Nachteile befiirchte.

Die Priifung der Petition hat Folgendes ergeben:

Der Président des Sozialgerichts teilt mit, der zustin-
dige Richter habe der Beklagten das Schreiben der
Petentin vom 18. Juli 2025 nebst Anlage am Tag des
Eingangs bei Gericht zugeleitet. Im Oktober 2025 habe
er einen Termin zur miindlichen Verhandlung anbe-
raumt. Diese habe am 13. November 2025 stattgefun-
den. Hierbei sei die Petentin anwesend gewesen. Dass
das Klageverfahren anders abgelaufen wére, wenn die
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Petentin anwaltlich vertreten gewesen sei, sei nicht er-
sichtlich.

Die Vorwiirfe der Petentin beziehen sich auf die Ver-
fahrensfiihrung in dem Verfahren vor dem Sozialge-
richt. Die Entscheidung des Richters erging in richter-
licher Unabhéngigkeit. Richterinnen und Richter sind
nach dem Grundgesetz und der Verfassung des Lan-
des Baden-Wiirttemberg unabhéingig und nur dem Ge-
setz unterworfen. Die richterliche Unabhangigkeit gilt
dabei nicht nur fiir die von einer Richterin oder einem
Richter zu treffende Entscheidung selbst, sondern
auch fiir die ihr dienenden, sie vorbereitenden und ihr
nachfolgenden Sach- und Verfahrensentscheidungen.

Gerichtliche Entscheidung konnen ausschlielich mit
den gesetzlich vorgesehenen Rechtsbehelfen angegrif-
fen werden. Einer Petition, die sich auf das Verhalten
einer Richterin oder eines Richters in einem Gerichts-
verfahren bezieht, kann nicht abgeholfen werden,
wenn sie darauf abzielt, eine inhaltliche Uberpriifung
oder Anderung der gerichtlichen Entscheidung zu er-
reichen. Sofern die Petentin der Ansicht ist, dass ihr
Verfahren beim Sozialgericht nicht rechtskonform ge-
fiihrt wurde oder Entscheidungen fehlerhaft sind, ist
sie demzufolge darauf zu verweisen, dies im Wege
eines der gesetzlich vorgesehenen Rechtsbehelfe gel-
tend zu machen.

Nach § 73 Absatz 1 Sozialgerichtsgesetz besteht we-
der vor dem Sozialgericht noch vor dem Landesso-
zialgericht ein Anwaltszwang. Der Petentin stand es
nach § 73 Absatz 2 Sozialgerichtsgesetz gleichwohl
frei, sich im Verfahren durch einen Rechtsanwalt oder
eine Rechtsanwiltin vertreten zu lassen. Einer Partei,
die nach ihren personlichen und wirtschaftlichen Ver-
héltnissen die Kosten der Prozessfiihrung nicht, nur
zum Teil oder nur in Raten aufbringen kann, kann
auf Antrag ein zur Vertretung bereiter Rechtsanwalt
threr Wahl beigeordnet werden, wenn die beabsich-
tigte Rechtsverfolgung oder Rechtsverteidigung hin-
reichende Aussicht auf Erfolg bietet und nicht mutwil-
lig erscheint sowie wenn die Vertretung durch einen
Rechtsanwalt erforderlich erscheint oder der Gegner
durch einen Rechtsanwalt vertreten ist, § 73a Sozial-
gerichtsgesetz und § 114 ff. Zivilprozessordnung.

Beschlussempfehlung:
Der Petition kann nicht abgeholfen werden.

Berichterstatterin: Frank

5. Petition 17/4686 betr. Aufenthaltstitel, Fiktions-
bescheinigung

Der Petent begehrt die Ausstellung eines elektroni-
schen Aufenthaltstitels oder alternativ bis zur endgiil-
tigen Entscheidung die Erteilung einer aktualisierten
Fiktionsbescheinigung.

Die Priifung der Petition hat Folgendes ergeben:

Die Auslidnderbehorde hat dem Petenten am 15. Ja-
nuar 2026 eine Aufenthaltserlaubnis gemél § 25 Ab-
satz 2 Aufenthaltsgesetz mit Giiltigkeitsdauer von
18. Dezember 2025 bis 17. Dezember 2028 erteilt.

Beschlussempfehlung:
Die Petition wird fiir erledigt erklért.

Berichterstatterin: Frank

6. Petition 17/4774 betr. Bereitstellung einer Not-
unterkunft

Der Petent vertritt die Ansicht, dass die Gemeinde
S. eine Straftat begangen hitte; sie habe ihm nicht
rechtzeitig eine Notunterkunft bereitgestellt. Bei der
in Rede stehenden Gemeinde solle zudem sicherge-
stellt werden, dass sie kiinftig eine ausreichende An-
zahl von Notunterkiinften fiir obdachlose Personen
bereithélt. AuBerdem miissten die Beschéftigten der
Gemeinde eine Fortbildung besuchen, welche ihnen
die Rechtslage im Hinblick auf die Unterbringung ob-
dachloser Personen verdeutlichen wiirde.

Die Priifung der Petition hat Folgendes ergeben:

Nach §§ 1 und 3 Polizeigesetz (PolG) hat die zustédn-
dige Polizeibehdrde die Aufgabe, von dem Einzelnen
und dem Gemeinwesen Gefahren abzuwehren, durch
die die offentliche Sicherheit oder Ordnung bedroht
wird, und Storungen der &ffentlichen Sicherheit oder
Ordnung zu beseitigen, soweit es im Offentlichen
Interesse geboten ist. Dementsprechend ist die zu-
standige Ortspolizeibehdrde verpflichtet, die unfrei-
willige Obdachlosigkeit als Stérung der offentlichen
Ordnung zu verhindern bzw. zu beseitigen, wobei sie
diese Aufgabe unter Beriicksichtigung aller Umsténde
nach pflichtgemdlem Ermessen zu erfiillen hat. Aus
dieser Verpflichtung der Ortspolizeibehdrde ergibt
sich grundsitzlich ein Anspruch des Obdachlosen auf
ermessensfehlerfreie Entscheidung iiber die Unter-
bringung durch die ortlich zustindige Ortspolizeibe-
horde. Dies ist die Polizeibehorde, in deren Bezirk
die polizeiliche Aufgabe wahrzunehmen ist (vgl.
§ 113 Absatz 1 PolG). Die polizeiliche Aufgabe der
Obdachlosenunterbringung ist von der sachlich zu-
standigen Ortspolizeibehorde (vgl. §§ 111 Absatz 2,
107 Absatz 4 PolG) wahrzunehmen, in deren Zustén-
digkeitsbereich sich der Obdachlose tatsdchlich auf-
hélt und die Unterbringung begehrt.
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Der Petent hat am 23. Dezember 2025 nicht selbst,
sondern durch einen Bekannten, den Wunsch geéu-
Bert, in der Gemeinde S. aufgrund seiner Obdachlo-
sigkeit untergebracht zu werden. Tatsdchlich hielt sich
der Petent seit dem 11. Dezember 2025 in der Stadt
R. auf — so auch am 23. Dezember 2025. Der Petent
konnte nicht glaubhaft machen, dass er am Tag der
Antragstellung in der Gemeinde S. obdachlos war. In-
sofern war die Gemeinde S. zum fraglichen Zeitpunkt
nicht dafiir zusténdig, die Obdachlosigkeit des Peten-
ten zu beseitigen.

Der Petent hat am 23. Dezember 2025 iiber einen Be-
kannten gegeniiber der Gemeinde S. seine Obdach-
losigkeit telefonisch mitteilen lassen. Hierbei wurde
die Absicht des Petenten geduflert, von der Stadt R.
nach S. zu kommen. Er war bis zu diesem Zeitpunkt
in der Gemeinde S. nicht bekannt und hat auch seither
nicht den Kontakt zur Gemeinde gesucht. Zudem hielt
sich der Petent tatséchlich die ganze Zeit {iber in der
Stadt R. auf. Die Gemeinde S. durfte im vorliegenden
Fall zu Recht auf ihre fehlende ortliche Zustiandigkeit
verweisen.

Seit dem 27. Dezember 2025 ist der Petent im Ubri-
gen nicht mehr obdachlos, da er von der Stadt R. ein
Zimmer zur Verfligung gestellt bekommen hat.

Zum Vorbringen des Petenten, der Landtag habe da-
fiir Sorge zu tragen, dass die Gemeinde S. in Zukunft
eine ausreichende Anzahl an Notunterkunftsplitzen
vorweisen miisse, ist auszufiihren, dass die Gemeinde
S. mittlerweile eine neu errichtete Unterkunftt fiir die
Unterbringung von obdachlosen Personen zuséitzlich
nutzen kann (diese bietet Platz fiir insgesamt 39 Per-
sonen).

Das Handeln der Gemeinde S. war korrekt und ent-
spricht den gesetzlichen Vorgaben. Griinde fiir Bean-
standungen im Rahmen der Aufsicht bestehen nicht.

Beschlussempfehlung:
Der Petition kann nicht abgeholfen werden.

Berichterstatterin: Frank

7. Petition 17/4248 betr. Abschiebung

Der Petent begehrt die Abschiebung in sein Heimat-
land.

Die Priifung der Petition hat Folgendes ergeben:

Der Petent wurde am 4. Februar 2026 in sein Hei-
matland abgeschoben. Dem Petitionsbegehren wurde
damit entsprochen.

Beschlussempfehlung:
Die Petition wird fiir erledigt erklart.

Berichterstatter: Katzenstein

8. Petition 17/4937 betr. Beschwerde iiber Auslin-
derbehorde, Einbiirgerung

I. Gegenstand der Petition

Die Petition richtet sich gegen die ,,viel zu lange*
Bearbeitungsdauer des Einbiirgerungsantrags der Pe-
tentin. Insbesondere macht die Petentin geltend, dass
sich die voraussichtliche Bearbeitungszeit von ur-
spriinglich 18 Monaten auf mittlerweile 24 Monate
verlingert hat.

II. Schilderung des Sachverhalts

Die Petentin stellte am 10. Oktober 2024 einen Antrag
auf Einbiirgerung. Der Antrag ging am 24. Oktober 2024
beim Landratsamt ein.

Am 23. April 2025 priifte die Einbiirgerungsbehérde
den Antrag auf Vollstindigkeit. Im Anschluss an die
Vollstandigkeitspriifung teilte die Behorde mit, dass
noch eine aktuelle Meldebescheinigung sowie ein Ren-
tenversicherungsverlauf fehlen. Die Petentin reichte
die fehlenden Unterlagen am 8. Juni 2025 sowie am
10. Juli 2025 nach.

Mit E-Mail vom 4. November 2025 erkundigte sich
die Petentin mit Verweis auf ihre im September 2026
geplante EheschlieBung, ob absehbar sei, wann das
Einbiirgerungsverfahren abgeschlossen sein werde,
woraufhin ihr die untere Staatsangehorigkeitsbehdrde
am selben Tag antwortete, dass die Bearbeitungszeit
derzeit 24 Monate betrage. Am 12. Februar 2026 bat
die Petentin die zustindige Behorde um Priifung, ob
ihr Verfahren priorisiert werden konne, da die Ehe-
schlieBung voraussichtlich frither als urspriinglich
geplant stattfinden werde. Eine vorgezogene Bearbei-
tung erfolgte jedoch nicht.

Die Einbiirgerungsantrdge werden beim Landratsamt
in der Reihenfolge der eingegangenen Antrige be-
arbeitet. Durch die Reform des Staatsangehorigkeits-
gesetzes zum 27. Juni 2024 stieg die Zahl der Einbiir-
gerungsantrage deutlich an. Seit Juli 2024 gingen iiber
1 000 Antrage auf Einbiirgerung ein.

Die Statistik der im Landkreis eingegangenen Einbiir-
gerungsantrige zeigt folgende Entwicklung:

Jahr Anzahl Einbiirgerungsantrige
2020 218
2021 320
2022 418
2023 435
2024 986
2025 737
2026 (Stand 26.2.2026) 56

Im Jahr 2024 verzeichnete der Landkreis damit einen
Anstieg um 127 % gegeniiber dem Vorjahr.
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Um dem gestiegenen Antragsaufkommen zu begeg-
nen, hat die Behorde eine Reihe von Mallnahmen
ergriffen. Urspriinglich verfiligte die Behorde iiber
1,5 Vollzeitiquivalente (VZA). Durch interne Um-
strukturierungen konnte bereits ab Mai 2024 eine zu-
satzliche Kapazitidt von 0,2 VZA fiir die Erfassung
von Neuantrigen und den Telefonservice generiert
werden. Ab dem 1. Juni 2024 wurden 0,5 VZA und ab
dem 1. April 2025 weitere 1,0 VZA neu geschaffen.
Zusatzlich helfen zwei Mitarbeiter aus der Auslénder-
behorde fiir einen Tag pro Woche aus, indem sie die
Antrdge auf Vollstdndigkeit iiberpriifen und Anschrei-
ben wegen fehlender Unterlagen verfassen.

Neben der personellen Verstiarkung hat die Behorde
umfangreiche organisatorische Anpassungen vorge-
nommen, wie die Einfiilhrung des Quick-Checks auf
ihrer Homepage, die Online-Terminvergabe, die Di-
gitalisierung der Einbiirgerungsakten und der Imple-
mentierung eines KI-Tools zur Auswertung der Ak-
ten.

Obwohl umfangreiche MaBinahmen ergriffen wur-
den, konnten die Bearbeitungszeiten angesichts der
erheblich gestiegenen Zahl von Einbiirgerungsantré-
gen seit der Reform des Staatsangehorigkeitsrechts
im Juni 2024 nicht reduziert werden.

III. Rechtliche Wiirdigung

Die deutliche Zunahme von Einbiirgerungsantrigen
ist auf das Gesetz zur Modernisierung des Staatsange-
horigkeitsgesetzes zuriickzufiihren, welches u. a. die
Reduzierung der erforderlichen Voraufenthaltsdauer
von acht auf fiinf Jahren sowie das Entfallen der Ver-
pflichtung zur Aufgabe der bisherigen Staatsangehd-
rigkeit vorsicht.

Die zustindige Staatsangehdrigkeitsbehorde hat im
Rahmen ihrer Organisationshoheit mit entsprechen-
den Mafinahmen auf das Mehraufkommen von An-
trigen zu bewdltigen. Hierbei ist aber auch die Ver-
haltnisméBigkeit und Leistungsfahigkeit bei der Um-
setzung zu beachten. Vor diesem Hintergrund hat die
zustidndige Behorde diverse Schritte unternommen,
um auf die gestiegene Antragszahl zu reagieren. Bei
den getroffenen MalBnahmen, wie der Personalauf-
stockung oder der Einfithrung neuer technischer Ver-
fahren, wird aber eine gewisse Zeit bendtigt, damit
diese Wirkung entfalten.

Die Art und Weise der Abarbeitung eingehender An-
trige obliegt grundsétzlich dem Organisationsermes-
sen der Behdrde (vgl. VGH Baden-Wiirttemberg,
Beschluss vom 4. August 2025 — 11 S 1181/25 —,
Rn. 27). Die Bearbeitung von Antrdgen in der Rei-
henfolge ihres Eingangs stellt hierbei ein im Grund-
satz sachgerechtes Vorgehen dar und ist Ausdruck des
Gleichbehandlungsgrundsatzes aus Artikel 3 Absatz 1
Grundgesetz (GG).

Eine vorgezogene Bearbeitung kommt nur im Einzel-
fall nach pflichtgeméBem Ermessen in Betracht. Hier-
fiir bedarf es aber besonderer Griinde, die von der an-
tragstellenden Person darzulegen sind. Solche Griinde
wurden im Petitionsverfahren nicht vorgetragen. Auch

in der geplanten EheschlieBung ist regelmafBig kein
tiber rein private Belange hinausgehendes Interesse
zu erkennen, das eine bevorzugte Bearbeitung recht-
fertigen konnte. Zoge man den Antrag der Petentin
vor, wiirde man hierdurch andere Antragstellende be-
nachteiligten, die bereits langer auf eine Entscheidung
iiber ihren Einbiirgerungsantrag warten. Ein solches
Vorgehen wire mit dem Gleichbehandlungsgrundsatz
des Artikel 3 Absatz 1 GG nicht vereinbar.

Beschlussempfehlung:
Der Petition kann nicht abgeholfen werden.

Berichterstatter: Katzenstein

9. Petition 17/4054 betr. Verkehrswesen, Anbrin-
gung von Pollern

I. Gegenstand der Petition

Der Petent begehrt die Anbringung von Pollern auf
der Fahrbahn entlang der Einmiindung ,,Neue Strafle/
Griinblickstrale in S., um die Sichtverhéltnisse bei
der Ausfahrt aus dem Grundstiick Neue Strafie 34 zu
verbessern.

Der Petent hat mit Schreiben vom 11. Februar 2025
bei der Stadt S. die Anbringung von Pollern auf der
Fahrbahn an der Einmiindung ,,Neue StraBe/Griin-
blickstraBe® im Stadtbezirk O. beantragt. Er bringt
vor, es werde regelmifig in der Einmiindung ,,Neue
StraBBe/GriinblickstraBe* verbotswidrig auf der dorti-
gen Grenzmarkierung (Zeichen 299 StVO) geparkt.
Durch die verbotswidrigen Parkvorginge auf der
Grenzmarkierung sei die Sicht auf den flieBenden
Verkehr bei Ausfahrt aus dem Grundstiick (Neue
Strafle 34) auf die Neue Stra3e erheblich erschwert.

Der Petent erkldrt, die Sichtbehinderungen zwingen
dazu, mitunter ,,mehrere Minuten* zu warten, bevor
ein sicheres Ausfahren moglich sei. Nach seiner Aus-
sage ist die Verkehrssituation an dieser Einmiindung
als kritisch einzustufen. Das unerlaubte Parken auf
der Grenzmarkierung beeintrachtige nicht nur den
Verkehrsfluss, sondern stelle auch ein Sicherheitsri-
siko dar.

II. Sachverhalt

Falschparker beeintrachtigen die Sichtbeziehungen im
StraBenverkehr. Aus diesem Grund fordert das Minis-
terium fiir Verkehr die Neuordnung des Parkraums in
Kommunen und hélt die Bufigeldbehdrden zu einem
konsequenten Vorgehen gegen Falschparker an.

Der konkrete Einzelfall muss durch die Behorden vor
Ort gepriift werden. Die vom Petenten dargestellte
Situation wurde durch die StraBenverkehrsbehérde
der Stadt S. gepriift. Dabei kommt die Behorde zu
dem Ergebnis, dass das unerlaubte Parken eines Fahr-
zeugs im Einmiindungsbereich keine wesentlichen ne-
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gativen Auswirkungen auf die Sichtverhdltnisse beim
Ausfahren aus dem Grundstiick Neue Strafle 34 hat.

Aus Sicht der StraBenverkehrsbehdrde ist die vom
Petenten beméngelte Verkehrssituation an der Grund-
stiickseinfahrt und Grundstiicksausfahrt als unkritisch
und ungefahrlich zu beurteilen. Die vorhandenen bau-
lichen Gegebenheiten und die Verkehrsinfrastruktur
gewihrleisteten eine ausreichende Sicht, sodass nicht
von einem erheblichen Sicherheitsrisiko ausgegangen
werden muss.

Die Verkehrsiiberwachung der Stadt S. hat jedoch auf
die Beschwerden reagiert und kontrolliert den Bereich
seit Februar 2025 verstirkt im Rahmen ihrer personel-
len Kapazitéten.

II1. Rechtliche Wiirdigung

Verbotswidrig im Bereich der Einmiindung ,,Neue
Stralle/Griinblickstrale“ parkende Fahrzeuge beein-
trachtigen die Sichtverhdltnisse an der Grundstiicks-
ein- und -ausfahrt nicht in einem solchen Malle, dass
aus Sicht der StraBBenverkehrsbehorde der Stadt S. von
einer Gefahr fiir die Verkehrssicherheit bei der Aus-
fahrt aus dem Grundstiick Neue Straf3e 34 auszugehen
ist. Daher besteht in Bezug auf die vom Petenten vor-
getragene Situation keine zwingende Notwendigkeit
fiir weitere bzw. bauliche MaBnahmen.

Der Antrag des Petenten auf Anbringung von Pollern
aus den vom Petenten vorgebrachten Griinden wurde
daher nachvollziehbar abgelehnt.

Die Ermessensentscheidung der Straenverkehrsbe-
horde beruht auf einer sachgerechten Abwégung der
Verkehrssicherheit unter Berlicksichtigung der vor-
handenen Verkehrssituation und entspricht somit den
geltenden rechtlichen Vorgaben. Sie ist nicht zu be-
anstanden.

Nach Priifung der Vorbringungen des Petenten und
unter Beriicksichtigung der einschldgigen gesetzlichen
Regelungen kann dem Anliegen nicht entsprochen
werden.

Die Ablehnung der Anbringung von Pollern auf der
Fahrbahn an der Einmiindung ,,Neue Strafe/Griin-
blickstraBe aus den vom Petenten vorgebrachten
Griinden ist sachlich und rechtlich begriindet.

Die Stadt S. hat zusétzlich gepriift, wie die Verkehrs-
sicherheit und Regeleinhaltung an der Einmiindung
»Neue Strafle/Griinblickstrale” gesteigert werden
konnen: Die Absicherung des dortigen Parkverbots
wird nach Aussage der Stadt S. derzeit hausintern
durch den Bau einer sogenannten ,,Stuttgarter Ecke*
unabhéngig von der Beschwerde des Petenten gepriift.
Ein Ergebnis dazu liegt noch nicht vor.

Die ,,Stuttgarter Ecke® ist eine bauliche Absicherung
von Kreuzungs- bzw. Einmiindungsbereichen gegen
Falschparker zur Verbesserung der Sicht und zur Er-
leichterung der FuBBgéngerquerung. Gleichzeitig wer-
den auch die erforderlichen Sichtfelder freigehalten.
Das gesetzliche Parkverbot im Einmiindungsbereich
wird mit einer Sperrfldche markiert, auf der Poller an-

gebracht werden, um verbotswidriges Parken zu ver-
hindern. Je nach den Platzverhédltnissen kénnen auch
Abstellmoglichkeiten fiir andere Mobilitdtsformen
wie Fahrrader oder E-Scooter angeschlossen werden.

Im Mérz 2026 hat die Stadt S. zuriickgemeldet, dass
eine erste Priifung zur Umsetzung einer ,,Stuttgarter
Ecke* im Einmiindungsbereich Neue Stra3e/Griin-
blickstraBe positiv verlief. Ein konkreter Zeithorizont
zur Umsetzung konnte noch nicht benannt werden,
die Ortlichkeit wird aber priorisiert behandelt.

Beschlussempfehlung

Die Petition wird durch die in Aussicht ge-
stellte Umgestaltung der Kreuzung fiir erle-
digt erklért.

Berichterstatter: Katzenstein

10. Petition 17/4513 betr. Erginzung der Fahrer-
laubnis-Verordnung

Der Petent begehrt eine Anderung der Fahrerlaub-
nis-Verordnung, um systemrelevanten Berufsgruppen
einen priorisierten Zugang zu den praktischen Fahr-
erlaubnispriifungen zu geben. Dies betrifft insbeson-
dere die Fahrerlaubnisklassen C1, C und CE. Nach
Auffassung des Petenten konne der Einstieg in die
Ausbildung und zu Berufen im Rettungsdienst, in der
Feuerwehr, als Berufskraftfahrer oder in der Abfall-
wirtschaft, die eine entsprechende Fahrerlaubnis er-
fordern, durch priorisierte Termine beschleunigt wer-
den. Dem Fachkriftemangel in den Branchen konne
damit begegnet werden.

Die Priifung der Petition hat Folgendes ergeben:

Der Petent wandte sich am 29. Oktober 2024 an den
Petitionsausschuss des Deutschen Bundestags.

Der Deutsche Bundestag hat am 9. Oktober 2025 be-
schlossen, die Petition an die Lander zu verweisen. Fir
die Durchfiihrung der Fahrerlaubnispriifungen sind die
Technischen Priifstellen verantwortlich. Diese seien
durch die jeweiligen Bundesldnder belichen worden.
Die Uberwachung der Technischen Priifstellen liege
somit in der Verantwortung der Bundeslénder.

In Baden-Wiirttemberg ist der TUV Siid fiir die Ab-
nahme der Fahrerlaubnispriifungen zustindig. Hier-
zu wurde der TUV Siid im Sinne des § 10 Absatz 1
Kraftfahrzeugsachverstindigengesetz als Technische
Priifstelle belichen.

In Baden-Wiirttemberg erfolgt die Termindisposition
im Kern durch die ausbildende Fahrschule. Der TUV
Siid stellt den Fahrschulen jeweils Kontingente an
Priifterminen zur Verfiigung. Innerhalb dieser Kontin-
gente entscheidet die ausbildende Fahrschule selbst,
welche Bewerberin oder welcher Bewerber zu einer
Fahrerlaubnispriifung vorgestellt wird. Der TUV Siid
nimmt selbst keinen Einfluss darauf, einzelne Fahrer-
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laubnisbewerberinnen oder Fahrerlaubnisbewerber zu
priorisieren. Eine mogliche Priorisierung liegt allein
in der Verantwortung der ausbildenden Fahrschule.
Sofern ein Termin fiir die Abnahme der fahrprakti-
schen Priifung dringend bendtigt wird, jedoch das der
Fahrschule zugeteilte Terminkontingent ausgeschopft
ist, besteht die Moglichkeit, eine Bewerberin oder ei-
nen Bewerber auf einen spontan freigewordenen Ter-
min zu buchen.

Es ist richtig, dass die Griinde fiir einen Fahrerlaub-
niserwerb fiir die Technische Priifstelle kein Kriteri-
um fiir die Termindisposition sind. Auch finden sich
im Fahrerlaubnisrecht keine entsprechenden Vorga-
ben fiir eine priorisierte Terminvergabe bestimmter
Personengruppen. Allerdings kann davon ausgegan-
gen werden, dass die Fahrschulen iiber ihren direkten
Austausch mit den Fahrschiilern sehr wohl um die Be-
darfe und Prioritdten wissen.

Aktuell liegen dem Ministerium fiir Verkehr keine
Hinweise dafiir vor, dass fiir bestimmte Personen-
gruppen eine zu lange Wartezeit fiir die Ablegung der
Fahrerlaubnispriifungen besteht. Ein aufsichtsrecht-
liches Einschreiten ist derzeit nicht erforderlich.

Die Beweggriinde des Petenten fiir eine Ergédnzung
der Fahrerlaubnis-Verordnung sind durchaus nach-
vollziehbar. Eine Priorisierung von systemrelevanten
Personengruppen konnte sich positiv auf die Besei-
tigung des Fachkriftemangels auswirken. Allerdings
erscheint der Vorschlag des Petenten sein angestreb-
tes Ziel nicht zu erreichen, da er liber den ausgelosten
Mehraufwand fiir simtliche Beteiligte negative Aus-
wirkungen auf alle Fahrerlaubnisbewerberinnen und
Fahrerlaubnisbewerber haben diirfte.

Ziel ist es, dass insgesamt eine ausreichende An-
zahl an Priifungsterminen zur Verfiigung steht. Hier-
fiir verfolgen die Bundesldnder gemeinsam mit dem
Bundesministerium fiir Verkehr den Ansatzpunkt,
die bislang noch sehr hohen Anforderungen an den
Zugang zur Tatigkeit als Fahrerlaubnispriiferin oder
Fahrerlaubnispriifer anzupassen. In der heutigen Zeit
ist es nicht mehr nachvollziehbar, warum der Zugang
zur Tétigkeit als Fahrerlaubnispriiferin oder Fahr-
erlaubnispriifer an ein abgeschlossenes Ingenieurstu-
dium voraussetzt. In Baden-Wiirttemberg besteht da-
her hier auch eine grofziigige Ausnahmepraxis. Eine
Anpassung der Zugangsvoraussetzungen befindet sich
derzeit in der fachlichen Abstimmung zwischen Bund
und Landern. Die mogliche Anpassung diirfte dazu
fiihren, dass der Zugang zur Tétigkeit als Fahrerlaub-
nispriiferin oder Fahrerlaubnispriifer einem groferen
Kreis an Personen gedffnet wird und kiinftig mehr
Priiferinnen oder Priifer zur Verfligung stehen.

Eine Ergénzung der Fahrerlaubnis-Verordnung, wie
durch den Petenten vorgeschlagen, konnte allein durch
den Bund als Verordnungsgeber erfolgen. Ein Bedarf
fiir die Ergénzung wird aktuell jedoch nicht gesehen.

Beschlussempfehlung:

Die Petition wird hinsichtlich der geschilder-
ten Anpassung der Zulassungsvoraussetzun-
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gen fiir Fahrerlaubnispriiferinnen und Fahr-
erlaubnispriifer und damit der Erreichung
einer Beschleunigung bei den Priifungster-
minen fiir erledigt erklart.

Hinsichtlich der erbetenen Priorisierung bei
den Priifungsterminen kann der Petition nicht
abgeholfen werden.

Berichterstatter: Katzenstein

11. Petition 17/4661 betr. Namensénderung
I. Gegenstand der Petition

Die Petentin begehrt gegeniiber dem Standesamt die
Berichtigung der Geburtsurkunde ihrer Anfang Novem-
ber 2025 geborenen Tochter. Das Standesamt hat den
Vornamen ,,Leo* beurkundet, obwohl die Petentin ihrer
Tochter den Vornahmen ,,Lea” geben wollte. Die Pe-
tentin begriindet die Petition damit, dass das Standesamt
die handschriftlich ausgefiillte Geburtsanmeldung feh-
lerhaft entziffert habe und zudem die Tochter nicht den
gleichen Vornamen wie ihr Vater erhalten sollte.

II. Sachverhalt

Das betroffene Standesamt erhielt von der Geburt der
Tochter der Petentin Kenntnis durch die Anzeige der
Geburtsklinik und der Geburtsanmeldung der Eltern.

Die Priifung der Anzeige der Geburtsklinik als auch
der Geburtsanmeldung hat ergeben, dass in beiden
Dokumenten der Name ,Leo” angegeben war. An
mehreren Stellen wurden die Buchstaben ,,a* und ,,0*
verwendet, sodass keine Zweifel daran bestehen, dass
der Vorname als ,,Leo* zu entziffern war.

Die Recherche des Standesamts hat ergeben, dass der
Vorname ,,.Leo* ein geschlechtsneutraler Name ist.
In den letzten Jahren wird ,.Leo® haufiger als weib-
licher Vorname vergeben, ndmlich als Kurzform von
weiblichen Namen auf Leo-, so etwa Leoni, Leona,
Leokadia, Leonisa, Leonora etc. Insgesamt wird der
Name als weiblicher Vorname jedoch selten verge-
ben. Das Standesamt hat die Beurkundung des Vor-
namens ,,Leo* daraufhin vorgenommen.

Anschliefend wandte sich die Petentin an das Stan-
desamt und bat um Anderung des Registereintrags
von ,,.Leo* in ,,Lea*. Das Standesamt priifte darauthin,
ob es den Eintrag abdndern kann. Da hierfiir jedoch
keine Rechtsgrundlage bestand, wurde die Petentin
mit Schreiben vom 7. Januar 2026 darauf hingewie-
sen, dass der Registereintrag im vorliegenden Fall nur
auf Anordnung des Gerichts berichtigt werden darf
und die Petentin die Mdglichkeit habe, einen solchen
Antrag beim zustindigen Amtsgericht zu stellen.

II1. Rechtliche Wiirdigung

a) Das Recht der Eltern, Sorge fiir ihr Kind zu tragen,
umfasst auch das Recht, ihrem Kind einen Namen
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zu geben. Die Namenswahl und dessen Bestim-
mung haben die Eltern in Ausiibung der Verant-
wortung fiir das Kind zu treffen. Unzuldssig ist ein
Name, der die naheliegende Gefahr begriindet, dass
er das Kind in der Entfaltung seiner Personlich-
keiten hindert; er darf nicht Befremden oder An-
stof} erregen, den Namenstriger der Lacherlichkeit
preisgeben und ihn in der Entfaltung seiner Person-
lichkeit beeintrachtigen.

Da der Vorname ,,Leo’ mittlerweile vermehrt als
weiblicher Vorname gebraucht wird und insoweit
als geschlechtsneutraler Vorname einzuordnen ist,
ist die Vornamensbestimmung zuléssig.

b) Gemill § 21 Absatz 1 Nummer 1 Personenstands-
gesetz (PStG) sind die Vornamen des Kindes im
Geburtenregister zu beurkunden. Hierbei ist zu be-
achten, dass Standesbeamte gemdB § 2 Absatz 2
PStG bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben als
Urkundspersonen nicht an Weisungen gebunden
sind. Dies soll im Hinblick auf den besonderen Be-
weiswert der standesamtlichen Beurkundungen ge-
wihrleisten, dass die beurkundeten Angaben den
Tatsachen entsprechen und der Standesbeamte bei
seiner Urkundstitigkeit keiner Beeinflussung durch
Dritte ausgesetzt ist.

Die Petentin begehrt eine Korrektur des Vorna-
mens durch das Standesamt. Das Standesamt hat
eine Beurkundung unter den Voraussetzungen des
§ 47 PStG zu berichtigen. In Betracht kommt dabei
allenfalls der Tatbestand, dass gemél § 47 Absatz 1
Satz 1 PStG ein offenkundiger Schreibfehler vorliegt.

Nach den Ausfiihrungen der Petentin diirfte ein
Schreibfehler vorliegen, da sich die Vornamensge-
bung durch die formlose Einigung der Eltern auf
einen Vornamen ergibt und die Petentin vortrégt,
dass sich die Eltern auf den Vornamen ,,Lea* und
nicht auf ,,Leo* geeinigt haben.

Die Auslegung des unbestimmten Rechtsbegriffs
der ,,Offenkundigkeit” ist jedoch umstritten. Zur
Entlastung der Gerichte setzte sich in den 1990er-
Jahren vermehrt eine weitere Auslegung des Be-
griffes durch. Durch diese sollte der Standesbeamte
Fehler berichtigen kénnen, die zwar nicht unmittel-
bar aus dem Personenstandsbuch selbst, wohl aber
ohne weiteres aus der dem Eintrag zugrunde lie-
genden Urkunden (im weiten Sinn) erkennbar, al-
so offensichtlich sind. In Zeiten, in denen die Ver-
gabe eines geschlechtsneutralen Vornamens keine
Seltenheit mehr ist, kann man nach Durchsicht der
Geburtsanmeldung auch zur Auffassung gelangen,
dass es gerade gewollt war, dass die Tochter den
Vornamen des Vaters erhilt, sodass es fiir nach-
vollziehbar erachtet wird, wenn das Standesamt
von keiner Offenkundigkeit ausgeht.

Sollte die Petentin eine andere Rechtsauffassung
vertreten, kann sie gemal § 49 PStG einen Antrag
beim zustindigen Amtsgericht stellen, das Stan-
desamt zur Vornahme einer Amtshandlung anzu-
weisen.

c) Die Petentin hat zudem die Mdglichkeit, den Re-
gistereintrag gemal § 48 PStG auf Anordnung des
Gerichts berichtigen zu lassen, da aufer in den Fil-
len des § 47 PStG ein abgeschlossener Register-
eintrag nur auf Anordnung des Gerichts berichtigt
werden darf. Hierzu muss die Petentin nachweisen,
dass es sich bei dem Vornamen ,,Leo” um einen
Schreibfehler handelt. Auf diese Moglichkeit wur-
de die Petentin, wie bereits unter II. dargestellt, mit
Schreiben des Standesamts vom 7. Januar 2026
hingewiesen.

Zwischenzeitlich hat das Amtsgericht durch Be-
schluss vom 19. Februar 2026 gemil § 48 PStG die
Berichtigung des Geburtenregisters hinsichtlich des
Vornamens der Tochter der Petentin in ,,Lea” ange-
ordnet.

Das Standesamt hat am 7. April 2026 berichtigte Ge-
burtsurkunden an die Eltern iibersandt.

Beschlussempfehlung:
Die Petition wird fiir erledigt erklart.

Berichterstatter: Katzenstein

12. Petition 17/4838 betr. Melderechtliche Angele-
genheit, Beschwerde

I. Gegenstand der Petition

Der Petent wendet sich gegen die Aufforderung zur
Vorsprache bei der Meldebehorde zur Feststellung der
Wohnverhiltnisse sowie gegen die nach eigenen An-
gaben unverhéltnisméBig kurze Fristsetzung.

II. Sachverhalt

Mit Schreiben vom 12. Dezember 2025 teilte die Lan-
desoberkasse Baden-Wiirttemberg als Vollstreckungs-
behorde der Meldebehorde mit, dass der Petent nach
Feststellungen der Post nicht mehr unter der gemelde-
ten Anschrift wohnhaft sei. Die Meldebehorde wurde
daher um Uberpriifung der Anschrift gebeten. In der
Folge wurde der Petent von der Meldebehérde mit
Schreiben vom 29. Dezember 2025 zur Klirung sei-
ner Meldeverhiltnisse aufgefordert. Da dieses Schrei-
ben nicht als unzustellbar zur Meldebehdrde zuriick-
kam, wurde seitens der Meldebehdrde davon ausge-
gangen, dass es dem Petenten ordnungsgemél zuge-
stellt wurde. Zudem wandte sich der Petent mit
Schreiben vom 20. Januar 2026 als Antwort auf dieses
Schreiben an die Meldebehorde, was diese darauf
schlieBen lieB, dass er weiterhin unter der angegebe-
nen Anschrift wohnhaft sei. Der Vorgang wurde da-
her seitens der Meldebehdrde als abgeschlossen be-
trachtet. Eine Vorsprache des Petenten war nach Fest-
stellung der Stadt daher nicht mehr erforderlich. Dies
wurde dem Petenten mit Schreiben der Stadt vom
3. Februar 2026 auch so mitgeteilt.
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Bei der im Schreiben vom 29. Dezember 2025 ge-
nannten Frist (2. Januar 2026) ist durch die Melde-
behorde festgestellt worden, dass es sich hierbei um
einen Schreibfehler gehandelt haben miisse. Richti-
gerweise hitte es 20. Januar 2026 heiflen miissen. Mit
Schreiben vom 3. Februar 2026 teilte die Stadt dem
Petenten mit, dass dieser Schreibfehler jedoch keinen
Einfluss auf ein etwaiges weiteres Vorgehen der Mel-
debehorde zum Nachteil des Petenten gehabt habe, da
der Vorgang fiir einen im System festgelegten Zeit-
raum auf Wiedervorlage gesetzt worden sei.

II1. Rechtliche Wiirdigung

Gemil § 6 Bundesmeldegesetz ist die Meldebehdrde
verpflichtet, das Melderegister zu berichtigen oder
zu vervollstdndigen, sobald dieses unrichtig oder un-
vollstiandig ist (Fortschreibungspflicht). Liegen kon-
krete Anhaltspunkte fiir eine Unrichtigkeit oder Un-
vollstandigkeit der gespeicherten Meldedaten vor, hat
die Behorde den Sachverhalt zudem von Amts wegen
zu ermitteln. Diese Verpflichtung der Meldebehdrde
besteht auch dann, wenn es in den vorangegangenen
Jahren zu vergleichbaren Vorgidngen gekommen ist.

Zur Erfiillung dieser gesetzlichen Verpflichtung kon-
nen — wie vorliegend durch die Stadt — vonseiten der
Meldebehorde zunidchst Befragungen der betroffenen
Person sowie weitere Maflnahmen zur Sachverhalts-
ermittlung vor Ort durchgefiihrt werden. Daher ist die
urspriinglich bestehende Vorspracheaufforderung zur
Kldrung der melderechtlichen Verhiltnisse seitens der
Meldebehorde auch nicht zu beanstanden.

Die Vorspracheverpflichtung besteht nach Angaben
der Stadt aus den genannten Griinden nicht mehr und
dieser Umstand wurde dem Petenten gegeniiber auch
so kommuniziert. Die konkrete Fristsetzung beruhte
auf einem Schreibfehler.

Beschlussempfehlung:
Die Petition wird fiir erledigt erklart.

Berichterstatter: Katzenstein

13. Petition 17/4387 betr. Borsen- und Finanzplatz
Stuttgart

Mit seiner Petition verfolgt der Petent folgende Ziele
bzw. stellt die nachfolgend wiedergegebenen Forde-
rungen und Bitten auf:

1. binnen sechs Monaten das Thema ,,durch Zent-
ralbankgeld gedeckte Stablecoins® als Tagesord-
nungspunkt in das Kuratorium der Wertpapierborse
einzubringen und dort eine strategische Positionie-
rung herbeizufiihren,

2. bis spétestens 31. Dezember 2025 dem Landtag ei-
nen schriftlichen Bericht vorzulegen, wie Baden-
Wiirttemberg die vorhandenen gesetzlichen (MiCAR,
CSDR, DLT-Pilot-Regime) und technischen Rah-
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menbedingungen (Seturion-Plattform) konkret nut-
zen will,

3. darzulegen, wie die Landesregierung iiber den Bun-
desrat auf eine europdische und bundespolitische
Anerkennung solcher Stablecoins als Ubergangsld-
sung zum Wholesale-CBDC hinwirken wird,

4. dem Landtag halbjéhrlich iiber Fortschritte und Ini-
tiativen in Kuratorium, Bundesrat und EU-Prozes-
sen zu berichten,

5. ein regulatorisches Reallabor (,,Sandbox®) in Ba-
den-Wiirttemberg einzurichten, um Stablecoin- und
DLT-Abwicklungsmodelle in Kooperation mit Se-
turion praxisnah zu erproben,

6. konkrete Vorteile fiir Verbraucher und KMU (z. B.
Sicherheit von Einlagen, schnellere und giinstigere
Abwicklung) zu benennen und Pilotprojekte mit
KMU hierzu zu initiieren,

7. eine Risikoanalyse vorzulegen, wie mogliche Kre-
ditrisiken von Intermedidren, Verbraucherschutz-
fragen nach MiCAR sowie geldpolitische und wett-
bewerbliche Auswirkungen adressiert werden kon-
nen.

Weiterhin (nachfolgend als ,,ergénzende Forderungen®
benannt) regt der Petent an, dass der Landtag von Ba-
den-Wiirttemberg die Landesregierung auffordert,

1. im Rahmen des Bundesratsverfahrens eine eigene
Stellungnahme zur CSDR-Reform mit Blick auf
die Bedeutung der freiwilligen T+0-Abwicklung
abzugeben,

2. das Thema Stablecoin-Abwicklungsmodelle als Ta-
gesordnungspunkt im Kuratorium der Vereinigung
BW Wertpapierborse e. V. zeitnah zu behandeln,

3. eine strategische Gesamtpositionierung Baden-Wiirt-
tembergs zu digitalen Abwicklungsmodellen in Ab-
stimmung mit Bund und EU zu erarbeiten und

4. den Landtag regelméBig tiber den Fortschritt der
EU-Verfahren und die eigenen Initiativen auf Lan-
desebene zu unterrichten.

AuBerdem (nachfolgend als ,,weitere Ergdnzungen®
benannt) ergénzt der Petent nochmals seine Forde-
rung:

Die Landesregierung Baden-Wiirttemberg soll ihre
Rolle als Mitglied des Kuratoriums der Vereinigung
BW Wertpapierborse e. V. sowie ihre politischen Mit-
wirkungsrechte {iber den Bundesrat und einschldgige
Ministerkonferenzen aktiv wahrnehmen, um

— auf europdischer Ebene auf eine klare aufsichts-
rechtliche Einordnung durch Zentralbankgeld ge-
deckter Stablecoins hinzuwirken,

— die Moglichkeit einer taggleichen Abwicklung (T+0)
auf Basis von tokenisiertem Zentralbankgeld am
Finanzplatz Stuttgart zu fordern,

— und die Interessen des Finanzplatzes Baden-Wiirt-
temberg frithzeitig in die europdischen Gesetzge-
bungsverfahren einzubringen.
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Die vom Petenten dariiber hinaus nachgereichten
Punkte und Einschétzungen wiederholen das Petitum
ohne fachlich neuen Inhalt zu ergidnzen und sind da-
mit von den oben genannten Punkten mitumfasst be-
ziechungsweise wurden in die Priifung der Petition
vollumfénglich miteinbezogen.

Der Petent schlieit mit der vorliegenden Petition an
eine vorangegangene Petition 17/3369 (Landtagsdruck-
sache 17/8768 1fd. Nr. 10) an.

Die Priifung der Petition hat Folgendes ergeben:
Zul.:

Die Vereinigung Baden-Wiirttembergische Wertpapier-
borse e. V. bildet die Dachorganisation der Gruppe
Borse Stuttgart, an der das Land nicht beteiligt ist.
Frau Wirtschaftsministerin ist Mitglied des Kura-
toriums der Vereinigung. Dabei handelt es sich um
einen Ausschuss des Vereins, dem satzungsgemél
bestimmte Aufgaben zugewiesen sind. Traditionell
wird dem jeweiligen Inhaber des Wirtschaftsminis-
teramtes eine personliche Mitgliedschaft im Kurato-
rium angetragen. Kuratoriumsmitglieder nehmen ihr
Mandat hochstpersonlich wahr und unterliegen kei-
nen Weisungen. Das Kuratorium hat satzungsgeméaf
Aufgaben, die sich auf vereinsinterne Belange bezie-
hen. Eine Einflussnahme auf die Geschéftspolitik der
Gruppe Borse Stuttgart ist nicht vorgesehen.

Zu?2.:

Die vorhandenen gesetzlichen Rahmenbedingungen
der MiCAR, der CSDR und des DLT-Pilot-Regimes
gelten fiir ganz Europa und richten sich an die Markt-
teilnehmenden, die jeweils Lizenzen zur Erbringung
der jeweiligen Dienstleistungen beantragen. Die Zu-
stindigkeit der nationalen Borsenaufsichten bezieht
sich ausschlieBlich auf Handelspldtze und Markttrans-
parenz, nicht jedoch auf die Abwicklung von Wert-
papieren, unabhéngig von T+2, T+0, CSD oder DLT
basiert.

Die Abwicklung féllt unter die Regulierung von Zen-
tralverwahrern und Marktinfrastrukturen, also unter
die CSDR, die von der European Securities and Mar-
kets Authority (ESMA) koordiniert wird. Beim DLT
Pilot Regime, unter dem die Abwicklung auf der
Blockchain fillt, liegt die Aufsicht in Deutschland bei
der Bundesanstalt fiir Finanzdienstleistungsaufsicht
(BaFin) in enger Abstimmung mit der ESMA. Eine
Zustandigkeit des Landes Baden-Wiirttemberg be-
steht hier nicht.

Die Seturion GmbH ist eine Gesellschaft der Boerse
Stuttgart Group, die sich mit dem Thema DLT-basier-
ter Wertpapiere und entsprechend benétigter Markt-
infrastruktur beschéftigt. Ziel der Seturion GmbH ist
der Aufbau eines Settlement Systems nach DLT Pilot
Regime und CSDR fiir die Abwicklung von DLT-ba-
siert begebenen Wertpapieren. Der sogenannte ,,Cash
leg® des Settlement Systems ist dabei agnostisch kon-
zeptioniert und kann sowohl FIAT Zentralbank Euro
als auch E-Money Token nach MiCaR oder perspekti-

visch Pontes/wholesale CBDC einbinden. Die Durch-
fiihrung der Abwicklung ist taggleich, sprich T+0 vor-
gesehen. Hierzu hat die Seturion GmbH einen Lizenz-
antrag bei der BaFin gestellt. Das Land hat hierbei
keine Zustindigkeit.

Sowohl die strategische Entscheidung als auch der
Aufbau entsprechender Marktinfrastrukturen obliegen
den Finanzmarktakteuren. Das Engagement der Setu-
rion GmbH zeigt, dass Finanzmarktakteure die rele-
vanten Pfeiler der kiinftigen digitalen Kapitalmarkt-
infrastruktur fiir ganz Europa aufbauen. Dies kommt
auch dem Finanzplatz Stuttgart bzw. dem Land Ba-
den-Wiirttemberg zu Gute.

Diese Innovationskraft und das unternehmerische
Risiko der Finanzmarktakteure bendtigt gute Rah-
menbedingungen, die in diesem Bereich europdisch
festgelegt werden. Hierbei unterstiitzt die Landesre-
gierung die politische Meinungsbildung auf deutscher
und europdischer Ebene rund um das DLT Pilot Re-
gime {iber Stellungnahmen im Rahmen von Bundes-
ratsverfahren.

Zu3.:

Die Landesregierung engagiert sich auf der Ebene der
Rechtssetzung fiir die Fortentwicklung des digitalen
Euros und vergleichbarer Modelle. Dabei steht im
Vordergrund, dass fiir gleichartige (kryptografische)
Technologien, die gleichen rechtlichen Vorausset-
zungen und Sicherheitsaspekte fiir Verbraucherinnen
und Verbraucher sowie fiir die Finanzstabilitét gelten
miissen. Die Landesregierung wird sich auch in den
zukiinftigen Verfahren im Bundesrat fiir eine allen
Biirgerinnern und Biirgern des Landes dienenden Fi-
nanzmarktpolitik stark machen.

Zu4.:

Beziiglich des Kuratoriums wird auf die Ausfiithrun-
gen zu Ziffer 1 verwiesen.

Zus.:

Es gibt im Bereich der Wertpapierabwicklung keinen
Raum fiir landesrechtliche Regelungen. Die europa-
ische Sandbox ist das DLT Pilot Regime, das in ganz
Europa gilt. Wie unter Ziffer 2 bereits dargestellt wird
die Lizenz in Deutschland von der BaFin erteilt.

Zu6.:
Es wird auf die Ausfithrungen in Ziffer 2 verwiesen.
ZuT.:

Das Europdische Parlament hat am 20. April 2023
die Verordnung (EU) 2023/1114 iiber Mairkte fiir
Kryptowerte (Markets in Crypto-Assets Regulation
— MiCAR) verabschiedet. Das Kryptomirkteauf-
sichtsgesetz als nationales Begleitgesetz zu MiCAR
wurde am 27. Dezember 2024 im Bundesgesetz-
blatt veroffentlicht. Es war Teil des Gesetzes iiber
die Digitalisierung des Finanzmarktes (Finanzmarkt-
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digitalisierungsgesetz — FinmadiG). Die zustdndige
nationale Aufsichtsbehorde, die BaFin, ist berufen,
mogliche Risiken von Intermedidren, Verbraucher-
schutzfragen nach MiCAR sowie geldpolitische und
wettbewerbliche Auswirkungen im Rahmen ihres ge-
setzlichen Uberwachungsauftrags zu analysieren.

Zu ergianzender Forderung 1.:

Falls mit der angesprochenen CSDR-Reform der Vor-
schlag fiir eine Verordnung des Europdischen Parla-
ments und des Rates zur Anderung der Verordnung
(EU) Nr. 909/2014 im Hinblick auf die Abwicklungs-
disziplin, die grenziiberschreitende Erbringung von
Dienstleistungen, die aufsichtliche Zusammenarbeit,
die Erbringung bankartiger Nebendienstleistungen
und Anforderungen an Zentralverwahrer in Drittlén-
dern (COM[2022] 120 final; Ratsdok. 7374/22) ge-
meint ist, so wurde dieser im Jahr 2022 im Bundes-
ratsverfahren behandelt. Baden-Wiirttemberg war von
der Vorlage nicht unmittelbar betroffen, da in Baden-
Wiirttemberg kein Zentralverwahrer ansissig ist. Es
bestand jedoch Einigkeit, dass die Wertpapierabwick-
lung in der EU effizienter ausgestaltet und die grenz-
tiberschreitende Tétigkeit von Zentralverwahrern er-
leichtert werden sollte, ohne Risiken fiir den Anleger-
schutz, die Marktintegritit oder die Finanzstabilitdt zu
begriinden.

Zu erginzender Forderung 2.:

Beziiglich des Kuratoriums wird auf die Ausfiihrun-
gen in Ziffer 1 verwiesen.

Zu erginzender Forderung 3.:

Mit dem DLT Pilot Regime besteht bereits ein euro-
pdischer Regulierungsrahmen fiir digitale Abwick-
lungsmodelle. Eine Zustdndigkeit des Landes Baden-
Wiirttemberg besteht nicht.

Zu erginzender Forderung 4.:

Die Landesregierung ist gemil dem Gesetz liber die
Beteiligung des Landtags in Angelegenheiten der Eu-
ropdischen Union (EULG) verpflichtet, dem Landtag
iber die genannten Themen zum frithestmoglichen
Zeitpunkt zu berichten. Diesem gesetzlichen Auftrag
kommt die Landesregierung selbstverstindlich stets
nach.

Im Ubrigen wird auf die Ausfiihrungen in Ziffer 2
verwiesen.

Zu weiterer Ergénzung 1.:

Die BaFin veroffentlicht regelméBig Stellungnahmen,
Leitlinien und Erlasse zu diesem Bereich. Dies dient
einer klaren aufsichtsrechtlichen Einordnung durch
Zentralbankgeld gedeckter Stablecoins. Die Landesre-
gierung setzt sich liber die bereits genannten Verfah-
ren, beispielsweise im Bundesrat fiir eine biirokratie-
arme, sichere und innovationsfreundliche Regulierung
ein.
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Zu weiterer Ergéinzung 2.:
Auf die Ausfiihrungen in Ziffer 2 wird verwiesen.
Zu weiterer Ergédnzung 3.:

Die Landesregierung bringt sich im Rahmen der EU-
Gesetzgebungsverfahren regelmiBig ein und vertritt
dabei die Interessen aller Biirgerinnen und Biirger des
Landes Baden-Wiirttembergs.

Beschlussempfehlung:
Der Petition kann nicht abgeholfen werden.

Berichterstatter: Katzenstein

14. Petition 17/4830 betr. Instandsetzung von Was-
ser- und Abwassernetz, Finanzierung

I. Gegenstand der Petition

Der Petent begehrt eine Erhdhung der Wasser- bzw.
Abwassergebiihren in der Gemeinde K., um gezielt
Ansparungen fiir die Umsetzung bestimmter Sanie-
rungsmafinahmen des Wasser- und Abwassernet-
zes zu bilden. Die rechtlichen Vorgaben sollten eine
solche gezielte Ansparung ermoglichen.

II. Sachverhalt

Die Wasserversorgung und Abwasserbeseitigung in
der Gemeinde K. wird dort jeweils durch einen Ei-
genbetrieb der Gemeinde durchgefiihrt. Der Petent
tragt vor, dass die Wasser- und Abwasserleitungen in
der Gemeinde K. in die Jahre gekommen seien und
dringend erneuert werden miissten. Es komme zuneh-
mend zu Einbriichen bei Kanilen, Teile des Wasser-
leitungsnetzes bestiinden lediglich noch aus Metall-
rohren. Zudem wiirden Abwasser und Schmutzwasser
gemeinsam gesammelt und das Abwasser gelange bei
Starkregen ungeklért in den Rhein. Es bestehe drin-
gender Handlungsbedarf, wobei zentrale Frage sei,
wie die Instandsetzung bzw. Erneuerung des Netzes
zu finanzieren sei. Die Gemeinde habe gerade in den
Bereichen Wasser und Abwasser bereits einen erheb-
lichen Schuldenberg. Der Petent fiihrt an, dass laut der
Gemeinde eine erneute Umlage nicht moglich sei. Die
Vorgabe, dass der Haushalt ausgeglichen sein miisse,
verhindere, dass der Eigenbetrieb Riicklagen bilden
konne. Der Petent schlédgt vor, dass die Eigenbetriebe
iiber eine Erhohung der Wasser- bzw. Abwasserge-
biihren gezielt Ansparungen fiir bestimmte Sanie-
rungsmafinahmen des Wasser- und Abwassernetzes
bilden sollten. Beispielhaft fiihrt er einen Rohrbruch
aufgrund des schlechten Zustands einer Wasserleitung
in der S.-Strafle an, der Kosten von voraussichtlich et-
wa 600 000 Euro verursache. Gemél dem Vorschlag
des Petenten sollte es moglich sein, den Wasserpreis
hierfiir fiir ein Jahr um beispielsweise 1 Euro pro Ku-
bikmeter zu erhéhen. Die Summe konne so gezielt an-
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gespart und die notwendige SanierungsmafBinahme im
darauffolgenden Jahr umgesetzt werden.

Laut der Gemeinde K. wiirden die Wasser- und Ab-
wassernetze laufend unterhalten und sukzessive er-
neuert. Alle Unterhaltungsmafinahmen und notwen-
digen Investitionen in die Netze wiirden {iber die
entsprechenden Wasser- und Abwassergebiihren refi-
nanziert. Die Gebiihren wiirden jéhrlich neu kalkuliert
und festgesetzt. Die beiden Eigenbetriebe ndhmen
nach Bedarf innere Darlehen oder Fremdkapitaldarle-
hen zur Finanzierung von Investitionen auf. Sie seien
wirtschaftlich stabil und der Grad der Verschuldung
ergebe keinen Anlass zur Sorge.

Zuletzt hat der Gemeinderat der Gemeinde K. in sei-
ner Sitzung am 15. Dezember 2025 vor dem Hinter-
grund stetig ansteigender Ausgaben fiir die Reparatu-
ren des Ortsnetzes sowie einer tendenziell zuriickge-
henden Menge an verbrauchtem Wasser entsprechend
der Gebiihrenkalkulation eine Erhdhung der Wasser-
verbrauchsgebiihr um 0,25 Euro je Kubikmeter von
1,40 Euro je Kubikmeter auf 1,65 Euro je Kubikme-
ter ab 1. Januar 2026 einstimmig beschlossen. Bereits
zum 1. Januar 2025 waren die Wasserverbrauchsge-
biihren von 1,15 Euro je Kubikmeter auf 1,40 Euro je
Kubikmeter angehoben worden. Zudem hat der Ge-
meinderat in gleicher Sitzung entsprechend der Ge-
biihrenkalkulation eine Erhohung der Niederschlags-
wassergebiihr um 0,05 Euro je Quadratmeter versie-
gelter Flache auf 0,45 Euro je Quadratmeter versie-
gelter Fliache sowie — vor dem Hintergrund einer nied-
rigeren Umlage an einen Abwasserzweckverband, in
der die Gemeinde Mitglied ist — eine Reduzierung der
Schmutzwassergebiihr von 3,85 Euro je Kubikmeter
Abwasser auf 3,60 Euro je Kubikmeter Abwasser ab
1. Januar 2026 einstimmig beschlossen.

IIT. Rechtliche Wiirdigung

Rechtsgrundlage fiir die Erhebung von Wasser- und
Abwassergebiihren in der Gemeinde K. sind die §§ 2
und 13 ff. des Kommunalabgabengesetzes (KAG) in
Verbindung mit der jeweils einschldgigen Gebiihren-
satzung der Gemeinde K.

Nach § 13 Absatz 1 KAG kdnnen Gemeinden fiir die
Benutzung ihrer oOffentlichen Einrichtungen (hier der
Offentlichen Einrichtungen der Wasserversorgung und
der Abwasserbeseitigung) Benutzungsgebiihren erhe-
ben. Die Einzelheiten regeln die Gemeinden nach den
ortlichen Gegebenheiten in einer Satzung (§ 2 Absatz 1
KAQG).

Uber die Gebiihrenhohe entscheiden die Gemeinden
nach pflichtgemidf3em Ermessen im Rahmen der ge-
setzlichen Vorschriften.

Nach § 14 Absatz 1 Satz 1 KAG diirfen die Gebiih-
ren hochstens so bemessen werden, dass die nach
betriebswirtschaftlichen Grundsitzen insgesamt an-
satzfahigen Kosten (Gesamtkosten) der Einrichtung
gedeckt werden. In dieser Regelung kommt der so-
genannte Kostendeckungsgrundsatz zum Ausdruck.
Dieser verpflichtet die Gemeinde, die Gebiihrensétze
fiir die Benutzung der offentlichen Einrichtung so

zu kalkulieren, dass das in einem bestimmten Rech-
nungszeitraum zu erwartende Gebithrenaufkommen
die in diesem Zeitraum zu erwartenden gebiihrenfahi-
gen Kosten der 6ffentlichen Einrichtung in ihrer Ge-
samtheit nicht tibersteigt. Aus dem Kostendeckungs-
grundsatz ergibt sich die Notwendigkeit einer Gebiih-
renkalkulation, denn die Gebiihrensatzobergrenze er-
gibt sich, indem die gebiihrenfdhigen Kosten der Ein-
richtung auf die potenziellen Benutzer nach Maf3gabe
des in der Gebiihrensatzung vorgeschriebenen Gebiih-
renmalfstabs verteilt werden. Die Gemeinde hat dann
zu entscheiden, ob kostendeckende Gebiihren erhoben
werden sollen oder auf eine volle Kostendeckung ver-
zichtet wird. Diese Entscheidung setzt eine Gebiihren-
kalkulation voraus, der die Kostendeckungsgrenze zu
entnehmen ist. Im Ubrigen muss die Gebiihrenkalku-
lation fiir den kundigen, mit dem Sachverhalt vertrau-
ten kommunalen Mandatstréger transparent, verstand-
lich, nachvollziehbar und in sich schliissig sein. Sie
ist Kontrollinstrument zur rechnerischen Uberpriifung
des Gebiihrensatzes sowie zugleich Nachweis ermess-
enkonformer Kostenermittlung durch Verwaltung und
Gemeinderat.

Welche Kosten im Rahmen der Gebiihrenkalkulation
ansatzfahig sind, ergibt sich ausschlieBlich aus den
§§ 13 ff. KAG. Es gilt hier der Erforderlichkeits-
grundsatz. Bei der Beurteilung der Frage, welche
Kosten erforderlich und angemessen sind, muss der
Gemeinde ein Ermessensspielraum und, soweit plane-
rische und organisatorische Entscheidungsgrundlagen
betroffen sind, auch ein Beurteilungsspielraum einge-
rdumt werden.

Zudem ist die Regelung des § 14 Absatz 2 KAG zu
beachten, wonach bei der Gebiihrenbemessung die
Gesamtkosten in einem mehrjdhrigen Zeitraum be-
riicksichtigt werden koénnen, der jedoch hochstens
finf Jahre umfassen soll (Kalkulationszeitraum).
Ubersteigt am Ende des Bemessungszeitraums das
tatsdchliche Gebiihrenaufkommen die ansatzfdhigen
Gesamtkosten, sind die Kosteniiberdeckungen bei
ein- oder mehrjdhriger Gebiihrenbemessung innerhalb
der folgenden fiinf Jahre auszugleichen (Verpflich-
tung zum Ausgleich von Kosteniiberdeckungen).

Der Kostendeckungsgrundsatz und auch die Ver-
pflichtung zum Ausgleich von Kosteniiberdeckungen
werden allerdings durch § 14 Absatz 1 Satz 2 KAG
insofern eingeschrénkt, als Versorgungseinrichtungen
(z. B. solche der Wasserversorgung) einen angemes-
senen Ertrag fiir den Haushalt der Gemeinde abwer-
fen kénnen. Dies bedeutet aber nicht, dass auf eine
Gebiihrenkalkulation fiir diese Einrichtungen verzich-
tet werden kann. Vielmehr kann der Gemeinderat das
ihm zustehende Ermessen, ob eine Einrichtung einen
»angemessenen Ertrag abwerfen soll, nur aufgrund
einer ordnungsgemifBen Gebiihrenkalkulation aus-
iiben. Dieser Ertrag darf jedoch keine unangemessene
Hohe erreichen.

Neben dem Kostendeckungsgrundsatz sind im Rah-
men der Gebiihrenkalkulation weitere gebiihrenrecht-
liche Grundsitze zu beachten, die den Gebiihren-
schuldner vor unberechtigten Forderungen schiitzen.
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In Bezug auf die Gebiihrenhdhe ist von der Gemeinde
insbesondere das Aquivalenzprinzip einzuhalten. Bei
der Gebiihrenbemessung gebietet dieses, dass die
Hohe der Gebiihr mit der Gegenleistung in einem an-
gemessenen Verhiltnis zueinandersteht, verbietet also
ein Missverhéltnis.

Die Entscheidung der Gemeinde K., keine weiter-
gehende Erhohung der Wasser- und Abwassergebiih-
ren vorzunehmen, ist rechtlich nicht zu beanstanden.
Grundlage ihrer Entscheidung war eine Gebiihren-
kalkulation im genannten Sinne. Der Vorschlag des
Petenten (Erhohung des Wasserpreises fiir ein Jahr
um 1 Euro pro Kubikmeter zur Finanzierung eines
konkreten Vorhabens) zielt darauf ab, dass unabhin-
gig von der Gebiihrenkalkulation eine pauschale Er-
héhung mit dem Ziel einer konkreten Ansparung fiir
die Umsetzung einer bestimmten SanierungsmafBnah-
me erfolgen soll. Eine korrekte Gebiihrenkalkulation
im genannten Sinne ist jedoch Voraussetzung fiir die
Einhaltung des Kostendeckungsgrundsatzes. Der Vor-
schlag des Petenten steht damit — unabhingig von
den fiir Eigenbetriebe geltenden Regelungen — nicht
im Einklang mit dem in Bezug auf Wasser- und Ab-
wassergebiihren geltenden Kostendeckungsgrundsatz
aus § 14 Absatz 1 KAG. Der grundsdtzlich geltende
Kostendeckungsgrundsatz und die damit verbundene
Notwendigkeit einer Gebiihrenkalkulation haben sich
bewihrt, insbesondere im Hinblick auf die Transpa-
renzfunktion und die Rechtssicherheit.

Beschlussempfehlung:
Der Petition kann nicht abgeholfen werden.

Berichterstatter: Katzenstein

15. Petition 17/4470 betr. Beschwerde iiber die
Krankenkasse, Rentenversicherung

1. Gegenstand der Petition

Der Petent wendet sich mit seiner Petition gegen die
Einstellung der Krankengeldzahlung zum 30. Dezem-
ber 2024 durch die AOK Baden-Wiirttemberg (AOK
BW). Des Weiteren macht er geltend, in einem vor
dem Sozialgericht K. gefiihrten Verfahren habe sich
die zustindige Richterin respektlos verhalten und dis-
kriminierende Bemerkungen abgegeben. AufBerdem
sei trotz seines schriftlichen Antrags kein Dolmetscher
zu der miindlichen Verhandlung geladen gewesen. Zu-
dem beanstandet er den Rentenbescheid der Deutschen
Rentenversicherung Bund vom 17. Januar 2025.

II. Sachverhalt

Der Petent hatte laut Bescheid der Agentur fiir
Arbeit U. in der Zeit vom 23. Dezember 2023 bis
22.Juni 2024 Arbeitslosengeld bezogen und erhielt ab
23. Juni 2024 von der AOK BW Krankengeld in
Hohe von 35,26 Euro pro Tag auf der Grundlage des
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Bewilligungsbescheids vom 17. Juli 2024. Mit Schrei-
ben vom 23. Januar 2025 teilte die AOK BW dem
Petenten mit, dass Krankengeld nur bis zum 30. De-
zember 2024 gezahlt werden konne, da er laut Mittei-
lung der Deutschen Rentenversicherung Bund (DRV
Bund) eine Rente wegen voller Erwerbsminderung er-
halte. Gegen die Einstellung der Krankengeldzahlung
erhob der Petent nach erfolgloser Widerspruchsein-
legung Klage zum Sozialgericht K. und begriindete
diese im Wesentlichen damit, dass die Rentenberech-
nung fehlerhaft sei und ihm zudem Krankengeld fiir
78 Wochen bewilligt worden sei. Jedenfalls sei nach
seiner Ansicht eine riickwirkende Krankengeldein-
stellung nicht zuldssig. Das Sozialgericht K. hatte am
17. Juni 2025 einen Erdrterungstermin durchgefiihrt,
um mit dem Petenten und einem Vertreter der AOK
BW die Sach- und Rechtslage zu erortern. Mit Ge-
richtsbescheid vom 8. September 2025 wies das So-
zialgericht K. die Klage mit der Begriindung ab, dass
nach der Rechtsprechung des Bundessozialgerichts
eine Krankengeldbewilligung nur abschnittsweise
erfolgen kann, die AOK BW Krankengeld nicht fiir
78 Wochen bewilligte und gemif § 50 Absatz 1 Num-
mer 1 SGB V ein Krankengeldanspruch vom Beginn
des Bezugs einer Rente aus der gesetzlichen Renten-
versicherung endet. Gegen diesen Gerichtsbescheid
hat der Petent Berufung zum Landessozialgericht Ba-
den-Wiirttemberg erhoben. Eine Entscheidung ist bis-
her noch nicht ergangen.

Der Petent riigt mit seiner Petition die Einstellung
des Krankengeldes durch die AOK BW und macht
geltend, in dem vor dem Sozialgericht K. stattgefun-
denen Erdrterungstermin zum gefiihrten Verfahren
habe sich die zustdndige Richterin respektlos verhal-
ten und diskriminierende Bemerkungen abgegeben.
AuBerdem sei trotz seines schriftlichen Antrags kein
Dolmetscher zu der miindlichen Verhandlung geladen
gewesen. Zudem beanstandet er den Rentenbescheid
der DRV Bund vom 17. Januar 2025, gegen den er
am 10. Oktober 2025 vor dem Sozialgericht B. Klage
erhoben hat.

Die AOK BW teilt mit, dass der Petent seit dem
23. Juni 2024 Krankengeld bezogen hatte. Nachdem
die DRV Bund die AOK BW am 20. Januar 2025
iiber die riickwirkend zum 1. Oktober 2023 bewilligte
Rente wegen voller Erwerbsminderung fiir den Peten-
ten informiert habe, sei die Krankengeldzahlung ein-
gestellt worden. Auf eine Riickforderung des Kran-
kengeldes fiir den Zeitraum vom 23. Juni 2024 bis
30. Dezember 2024 sei verzichtet worden. Der gegen
die Einstellung des Krankengelds eingelegte Wider-
spruch sei in der Sitzung des Widerspruchsausschus-
ses als rechtlich unbegriindet zuriickgewiesen worden.

Der Direktor des Sozialgerichts K. tragt unter Ver-
weis auf die zustindige Richterin vor, Gegenstand des
Verfahrens sei ein Krankengeldanspruch des Petenten
gewesen. Der Krankengeldanspruch habe geendet,
weil der Petent eine Rente beziehe. Im Erorterungster-
min habe die Richterin den Petenten im Hinblick auf
die geringe Rentenhohe auf einen moglichen Antrag
beim Sozialamt hingewiesen. Dass der Petent diesen
Hinweis als respektlos und diskriminierend erlebt
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habe, sei bedauerlich. Die Notwendigkeit, einen Dol-
metscher zu laden, sei vor dem Termin versehentlich
nicht zur Kenntnis genommen worden. Gleichwohl
sei im Anschluss an den Erorterungstermin keine Not-
wendigkeit fiir einen weiteren Termin mit Dolmet-
scher gesehen worden.

Von einer Anhérung der DRV Bund wurde abge-
sehen, da diese der Aufsichtszustindigkeit des Bun-
des untersteht.

III. Rechtliche Wiirdigung

Zur Bewertung der Einstellung des Krankgeldes
durch die AOK BW ist auf die Regelung des § 50 Ab-
satz 1 Satz 1| Nummer 1 SGB V abzustellen. Hiernach
endet fiir Versicherte, die eine Rente wegen voller Er-
werbsminderung oder Vollrente wegen Alters aus der
gesetzlichen Rentenversicherung beziehen, der An-
spruch auf Krankengeld vom Beginn dieser Leistun-
gen an; nach Beginn dieser Leistungen entsteht ein
neuer Krankengeldanspruch nicht. Die Entscheidung
der AOK BW iiber die Einstellung des Krankengel-
des, die mit Gerichtsbescheid des Sozialgerichts K.
als rechtmiBig bestétigt wurde, ist vor dem Hinter-
grund dieser Regelung nicht zu beanstanden.

Im Hinblick auf die Vorwiirfe gegeniiber der Richte-
rin ist Folgendes auszufithren: die Vorwiirfe des Pe-
tenten beziechen sich auf die Verfahrensfithrung und
die Rechtsanwendung in einem Verfahren vor dem
Sozialgericht K. Die Entscheidung der Richterin er-
ging in richterlicher Unabhéngigkeit. Richterinnen
und Richter sind nach dem Grundgesetz und der Ver-
fassung des Landes Baden-Wiirttemberg unabhéngig
und nur dem Gesetz unterworfen. Die richterliche
Unabhéngigkeit gilt dabei nicht nur fiir die von einer
Richterin oder einem Richter zu treffende Entschei-
dung selbst, sondern auch fiir die ihr dienenden, sie
vorbereitenden und ihr nachfolgenden Sach- und Ver-
fahrensentscheidungen.

Gerichtliche Entscheidungen kdnnen ausschlieBlich mit
den gesetzlich vorgesehenen Rechtsmitteln angegrif-
fen werden. Einer Petition, die sich auf das Verhalten
einer Richterin oder eines Richters in einem Gerichts-
verfahren bezieht, kann nicht abgeholfen werden,
wenn sie darauf abzielt, eine inhaltliche Uberpriifung
oder Anderung der gerichtlichen Entscheidung zu er-
reichen. Das gilt auch fiir die Frage der Ladung eines
Dolmetschers. Auch insoweit konnen etwaige Verfah-
rensriigen allein im Rechtsmittelverfahren gegen die
Sachentscheidung geltend gemacht werden.

In Bezug auf die Entscheidung der DRV Bund ist aus-
zufiihren, dass die DRV Bund nicht der landesrecht-
lichen Zusténdigkeit untersteht.

Beschlussempfehlung:
Der Petition kann nicht abgeholfen werden.

Berichterstatter: Mayr

16. Petition 17/4611 betr. Angelegenheit des Ju-
gendamts

I. Gegenstand der Petition

Der Petent wendet sich gegen das vom Jugendamt K.
festgestellte und {ibermittelte Ergebnis zur Priifung
des Sachverhalts in Bezug auf seine eingereichten
Fragestellungen, da er vom Jugendamt K. keine Ant-
worten erhalte, dic unmittelbar das Wohl des Sohnes
betréfen.

Konkret nimmt der Petent in seinem Schreiben Bezug
auf die Situation im Jahr 2017, in welchem die Kin-
desmutter Frau E. mit dem gemeinsamen Sohn oh-
ne Zustimmung des Petenten nach Peru ausreiste. Er
fiihrt an, dass aus seiner Sicht die Ausreise hitte ver-
hindert werden kdnnen, sofern das Jugendamt die aus
seiner Sicht bestehenden Hinweise auf eine Kindes-
wohlgefdhrdung (im wesentlichen Verdacht auf die
Diagnose ,,Miinchhausen by Proxy* seitens der Kin-
desmutter) entsprechend gewichtet hitte und dadurch
entsprechende Schritte eingeleitet worden wéren.

Anlésslich des ersten Beschwerdeschreibens vom
5. Januar 2025 wurde der Fallverlauf aus den Jahren
2016 bis 2018 anhand der Aktenlage eingehend gepriift
und das Ergebnis dem Petenten am 21. Mérz 2025
schriftlich mitgeteilt. Dabei wurden dariiber hinaus
die aktuell zugrundeliegenden Zustidndigkeiten er-
lautert und der formal einzig mogliche Weg iiber den
Internationalen Sozialdienst aufgezeigt.

II. Sachverhalt

Der Petent und Frau E. haben das gemeinsame Kind
N., geboren im Juni 2009.

Die Familie L./E. war dem Jugendamt K. seit ca. 2013
bekannt. Die Kindeseltern befanden sich seit dem
Kleinkindalter des Kindes im Hochkonflikt miteinan-
der. Es kam im Verlauf des Heranwachsens des Kin-
des immer wieder zu massiven Auseinandersetzungen
zwischen den Kindeseltern mit schwerwiegenden
Vorwiirfen gegeneinander und Streit beziiglich des
Umgangsrechts des Vaters zum Sohn. Das Jugend-
amt hat von April 2013 bis Januar 2015 Jugendhilfe
in Form einer sozialpddagogischen Familienhilfe ge-
wiahrt. Weiter kam es 2014 und 2017 zu Gerichtsver-
fahren betreffend den Umgang sowie zur Abklarung
von KinderschutzmafBnahmen.

Nach einer phasenweisen Beruhigung der Situation
(nach einer beim Familiengericht getroffenen Verein-
barung zum Umgang) eskalierte die Situation erneut
zum Jahreswechsel 2016/2017. Hier kam es erneut zu
Gerichtsverfahren, zundchst zum Umgang, dann im
weiteren Verlauf zum Verfahren gemifl § 1666 Biir-
gerliches Gesetzbuch (BGB). Das Kind N. zeigte sich
psychisch in schlechter Verfassung. Eine Klinikein-
weisung von Mutter und Kind stand im Raum. Pa-
rallel wurde ein psychologisches Sachverstindigen-
gutachten in Auftrag gegeben. Unmittelbar danach
verschwand die Kindesmutter Ende Februar 2017 vor
einer entsprechenden Klinikaufnahme mit dem Kind
auBler Landes, nach Peru.
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Im ersten Quartal 2025 wurde anldsslich der Be-
schwerden des Petenten vom 3. Januar 2025 eine Prii-
fung der Fallbearbeitung vorgenommen. Die Uber-
priifung erfolgte ausschlieBlich auf Aktenbasis, weil
das Verfahren seit Jahren abgeschlossen ist und zu-
dem die damals zustindige Mitarbeiterin nicht mehr
in Diensten des Jugendamts ist.

Seitens des Jugendamts K. ist zur Frage, warum das
Jugendamt in der zweiten Instanz seine Position voll-
stindig wechselte, nachdem man dem Petenten zuvor
selbst geraten hatte, das alleinige Sorgerecht zu bean-
tragen folgendes auszufiihren:

Im Rahmen dieses Verfahrens hat der Petent bei der
damaligen Sachbearbeiterin Fr. L. Unterstiitzung ein-
gefordert; konkret erwartete er eine Parteinahme fiir
sein Anliegen der Riickkehr des Kindes und Stellung-
nahmen zur Vorlage bei Behorden, in denen das Ju-
gendamt K. als ortliches Jugendamt bestétigen sollte,
dass seitens der Mutter eine Kindeswohlgefahrdung
ausgeht und bei ihm als Kindesvater der bessere Platz
fiir das Kind N. zum Aufwachsen sei. Nach interner
Erorterung im Rahmen der kollegialen Beratung wurde
davon Abstand genommen, die gewiinschten Empfeh-
lungsschreiben zu erstellen. Begriindet war dies aus
inhaltlichen und formalen Griinden. Die inhaltlichen
Griinde wurden im Familiengerichtsverfahren erldu-
tert; eine Diagnose liber psychiatrische Beeintréichti-
gungen der Mutter und vorliegende Einschrankungen
in der Erziehungsfahigkeit der Mutter lagen zum da-
maligen Zeitpunkt nicht vor. Ein ,,Positionswechsel*
der damaligen Kollegin ist dabei nicht erkennbar.

Zu der Aussage des Petenten zu widerspriichlichen
Einschitzungen derselben Mitarbeiterin und Miss-
achtung des Kindeswohls sowie, dass vor der Flucht
die Sachbearbeiterin Frau L. selbst die Einschitzung
vertreten hatte, die Mutter sei nicht in der Lage, eine
Kindeswohlgefdhrdung abzuwenden — und sich fiir
eine Inobhutnahme aussprach und nur kurze Zeit spa-
ter dieselbe Person behauptete, es gebe keinen Grund,
der Mutter das Sorgerecht zu entziehen ist folgendes
seitens des Jugendamts K. auszufiihren:

Nach interner Priifung des Sachverhalts konnte fest-
gestellt werden, dass zum damaligen Zeitpunkt alle
moglichen und erforderlichen Mafinahmen zur Kin-
deswohlsicherung seitens des Jugendamts durchge-
fiihrt worden sind. Eine vom Petenten im Nachhinein
als notwendig erachtete Inobhutnahme des Kindes
und Zufiihrung in seine Erziehungsverantwortung war
zum damaligen Zeitpunkt rechtlich nicht begriindbar.

Zu der Bitte des Petenten um eine ehrliche Stellung-
nahme zu der Tatsache, dass sich das Jugendamt
grundsétzlich und speziell in diesem Fall auf Seiten
von Gericht und Verfahrensbeistdnden positioniert,
auch wenn das Jugendamt anderer Meinung sei und
ihm dies von einem Anwalt fiir Familienrecht in ei-
nem personlichen Gespréach bestétigt wurde, ist sei-
tens des Jugendamts K. folgendes auszufiihren:

Dieser offensichtlich subjektiven Wertung des Pe-
tenten widerspricht das Jugendamt ausdriicklich. Das
damalige Handeln entsprach der amtsinternen kolle-
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gialen Abstimmung und der dem Jugendamt im Fami-
liengerichtsverfahren zugewiesenen Rolle.

In einem Schreiben des Leiters des Jugendamts, Herrn
K., wurden neue Falschbehauptungen iiber eine an-
gebliche ,,Instabilitit™ des Petenten sowie iiber einen
angeblich vom Petenten an den Kinderarzt herange-
tragenen ,,Miinchhausen by Proxy-Verdacht® erho-
ben. Tatsdchlich wurde der Verdacht von Kinderarzt
Dr. F. an das Jugendamt geduBlert. Das Jugendamt hat
daraufhin den Verdacht an das Familiengericht wei-
tergegeben. Hierzu ist Folgendes auszufiihren:

Im Schreiben vom 21. Mérz 2025 hat das Jugendamt
in Bezug auf die in den Akten von 2013 bis 2018
dokumentierten Beschreibungen des Kindesvaters
zusammenfassend formuliert, dass ,,seinerzeit” seine
personliche Situation als ,,fortlaufend instabil wahr-
genommen‘ wurde, u. a. aufgrund von ldngeren Auf-
enthalten in einem Zentrum fiir Psychiatrie. Die Dar-
stellung als ,,Falschaussage* weist das Jugendamt
zurtick.

Am 7. Dezember 2016 fand ein Telefonat mit dem
Kinderarzt Dr. F. statt. Dieser gab an, dass ein Ver-
dacht seitens der Klinik auf ,,Miinchhausen by Proxy*
geduBert wurde. Es lag keine gefestigte Diagnose
vor. Im Laufe des weiteren Gerichtsverfahrens gemaf
§ 1666 BGB wurde die im Raum stehenden Diagnose
,Miinchhausen by Proxy‘ nochmals thematisiert.

In der gerichtlichen Anhérung am 31. Januar 2017
wurde von der Verfahrensbeistindin berichtet, dass
Dr. F. ein ,,Miinchhausen by Proxy* theoretisch fiir
moglich halte, es gab aber weiterhin keine gefestigte
Diagnose. Im weiteren Verlauf erfolgte eine Vorstel-
lung in einer Tagesklinik. Es wurde eine Aufnahme
von Mutter und Kind in die KJP im Rahmen einer
psychosomatischen FEil-Reha beantragt. Eine Tren-
nung von Mutter und Kind wurde nicht befiirwortet,
da das Kind N. mit Suizid drohte, sollte er getrennt
werden. Weiter wurde eine Trennung von Mutter und
Kind durch die Tagesklinik nicht befiirwortet, weil
ein Suizid der Mutter nicht ausgeschlossen werden
kdnne.

Am 14. Februar 2017 wurde sodann ein Sachver-
staindigengutachten vom Familiengericht in Auftrag
gegeben. Am 21. Februar 2017 war die Mutter dann
bereits mit dem Kind N. abgetaucht.

Auf die Frage des Petenten, warum Herr K. seine Bitte
ignorierte, diese Behauptungen ordnungsgeméilf iiber-
priifen zu lassen und der Aussage, dass eine Uberprii-
fung allerdings wenig Sinn gemacht hitte, da der Ver-
dacht nahe liegt, dass diese Behauptungen nachtraglich
erfunden wurden, um u. a. die Kehrtwende zu recht-
fertigen, ist seitens des Jugendamts K. Folgendes aus-
zufiihren:

Anlésslich der Beschwerde des Petenten vom 5. Ja-
nuar 2025 wurde sehr wohl eine Priifung der Fallbear-
beitung aus den Jahren 2016 bis 2017 vorgenommen.
Nachtréglich vom Petenten subjektiv wahrgenomme-
ne oder erginzte Aspekte konnen nicht in den Kontext
von Aussagen des Bezugszeitraums gestellt werden.
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Gegen den Verdacht, ,,dass diese Behauptungen nach-
traglich erfunden wurden®, verwahrt sich das Jugend-
amt.

Hinsichtlich der Klidrung, ob Frau S. bereits im Jahr
2014 den Verdacht des ,,Miinchhausen by Proxy-Syn-
droms® dem Jugendamt mitgeteilt hat, und nun, um
das Jugendamt zu decken, behauptet, dass es diesen
Verdacht nicht gab sowie dass die Stellungnahme von
Dr. F. belegt, dass Frau S. den Verdacht bereits 2014
hatte und dies dem Jugendamt mitgeteilt hatte, ist sei-
tens des Jugendamts K. Folgendes auszufiihren:

Konkret gibt im Zeitraum von 2013 bis 2018 es
keinen Vermerk in der Akte, dass Frau S. eine ent-
sprechende Verdachtsdiagnose gestellt hat.

Seitens der Frage, warum bis heute ungeklart bleibt,
weshalb die angekiindigte Krisenintervention nicht
rechtzeitig eingeleitet wurde — ein Versdumnis, das
letztlich die Flucht der Kindesmutter ermoglichte, ist
seitens des Jugendamts K. Folgendes auszufiihren:

Eine Ausreise, wie die Mutter sie letztlich in der
Riickschau geplant und durchgefiihrt hat, war durch
das Jugendamt und das Gericht weder abzusehen
noch abzuwenden. Eine vom Petenten im Nachhin-
ein als notwendig erachtete Inobhutnahme des Kindes
und Zufiihrung in seine Erziechungsverantwortung war
zum damaligen Zeitpunkt rechtlich nicht begriindbar.

Zu den vom Petenten vorgebrachten unwahren An-
schuldigungen durch Herrn C., Herr C. behauptete,
der Petent hitte die Kindsmutter ,,schwer verletzt;
diese Behauptung sei falsch, rufschiddigend und nicht
belegbar; ebenso die Aussage von Herrn C., der Pe-
tent habe beziiglich der Mediationsgesprache nicht
kooperiert; zahlreiche Emails und Telefonate des Pe-
tenten belegen das Gegenteil, ist seitens des Jugend-
amts K. Folgendes auszufiihren:

Die Aussage, der Petent habe die Kindsmutter ,,schwer
verletzt“, ist so nicht dokumentiert. Es wird davon aus-
gegangen, dass der Petent auf die Ausfithrungen in den
familiengerichtlichen Verfahren Bezug nimmt. Hier
waren hochkonflikthafte Auseinandersetzungen der
Kindeseltern mit gewalttitigen Eskalationen thema-
tisiert worden, welche von den Kindeseltern geschildert
wurden.

Hinsichtlich der Frage, warum der Petent trotz 17 Jah-
ren Abstinenz als eingeschrinkt erziehungsfihig dar-
gestellt wurde, ist seitens des Jugendamts K. Folgen-
des auszufiihren:

Eine eingeschrinkte Erziehungsfihigkeit wurde in
den Gerichtsverfahren in Bezug auf beide Eltern
in den Raum gestellt und dort umfassend erldutert.
Diese Dokumente liegen dem Kindesvater hinrei-
chend vor. Grundlagen waren der massive Hochkon-
flikt der Eltern, der massive Streit um den Umgang,
die psychische Verfassung beider Elternteile und
der damit einhergehende verlorene Blick auf die Be-
lange des Kindes.

Hinsichtlich der Frage, warum die Beschwerde eines
Biirgers vollstindig ignoriert wird, obwohl der Ver-
waltung dadurch mogliche Verfahrensfehler bekannt

werden, ist seitens des Jugendamts K. Folgendes aus-
zufiihren:

Das Jugendamt weist diese Fragestellung ausdriick-
lich zuriick. Weder wurde die Beschwerde ignoriert
noch wurden Verfahrensfehler festgestellt.

Im Schreiben des Jugendamts an den Petenten vom
21. Mérz 2025 wurden alle seine Fragestellungen zur
Fallbearbeitung durch das Jugendamt in den Jahren
2016 bis 2018 umfassend und abschlieBend erldutert
und beantwortet. Dariiber hinaus wurde festgestellt,
dass alle moglichen und erforderlichen Maflnahmen
zur Kindeswohlsicherung durch das Jugendamt er-
folgt sind. Weiterhin wurde mitgeteilt, dass fiir das
Jugendamt der Stadt K. keine Zusténdigkeit mehr be-
steht, da Mutter und Kind in Peru leben. Gleichzeitig
wurde der Petent darauf hingewiesen, dass er sich an
den Internationalen Sozialdienst wenden kann.

An die Beschwerde vom 5. Januar 2025 schlielen
sich bis zum 3. November 2025 diverse Schriftsitze
zwischen dem Petenten und der Amtsleitung des Ju-
gendamts sowie dem Oberbiirgermeister der Stadt K.
an:

Die Amtsleitung des Sozial- und Jugendamts K. hat
anldsslich des Schreibens des Petenten vom 15. Okto-
ber 2025 eine erneute Priifung des Vorgangs aus den
Jahren 2016 bis 2018 sowie der genannten nachge-
reichten Schriftsdtze vorgenommen und festgestellt,
dass alle sachlich oder fachlich relevanten Aspekte im
Schreiben vom 21. Mérz 2025 an den Petenten bereits
hinreichend beantwortet sind.

In rechtlicher Hinsicht hat das Jugendamt der Stadt
K. vorgetragen, dass sich ausgehend von den lang-
jéhrigen Konflikten der Eltern, Kindeswohlgefdhr-
dung durch Eskalationen, Beriicksichtigung von Um-
gangsrecht, gegebenenfalls Kindeswohlgefdhrdung
folgende relevante Rechtsfragen stellen:

War das Jugendamt verpflichtet bzw. berechtigt,
Schutzmafinahmen zu ergreifen?

Welche Rechtsgrundlagen (SGB VIII, BGB) greifen,
welche Pflichten resultieren daraus?

Folgende Rechtsgrundlagen und Maflnahmensysteme
werden genannt:

§ 31 SGB VIII: Sozialpddagogische Familienhilfe

(SPFH) als Hilfe zur Erziehung.

Trennungs- und Scheidungsberatung;
Einfluss auf familiale Konflikte.

§ 17 SGB VIII:

§ 50 SGB VIII: Mitwirkung in Verfahren vor Fami-
liengerichten; Kooperation mit Ge-
richten und gegebenenfalls Stellung-

nahmen.

Schutzauftrag bei Kindeswohlgeféhr-
dung; Meldung/Handeln bei Verdacht.

Gerichtliche Malinahmen bei Ge-
fahrdung des Kindeswohls; gegebe-
nenfalls zeitweise Anordnung fami-
liengerichtlicher Schutzmafnahmen.

§ 8a SGB VIII:

§ 1666 BGB:
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Die Praxislinie des Jugendamts sei: frithzeitige, inten-
sive Hilfen (SPFH, Beratung) bei Konflikten und Ge-
fahrdungssignalen, gegebenenfalls gerichtliche Inter-
ventionen bei akuter Gefdhrdung.

Vor diesem Hintergrund gibt das Jugendamt folgende
Bewertung ab:

Zeitraum 2013 bis 2015: Jugendhilfeleistungen (SPFH)
sind erfolgt; gerichtliche Verfahren hinsichtlich Um-
gang und Kindeswohl (2014, 2017) zeigen, dass das
Familiensystem unter Beobachtung stand.

Zeitraum 2016/2017: Eskalation, psychische Belas-
tung des Kindes, Gutachten in Auftrag, Anzeichen
einer moglichen Kindeswohlgefdhrdung vorhanden;
es wurden MaBnahmen verfolgt, bis hin zu Gerichts-
verfahren gemif § 1666 BGB.

Die interne Priifung des Jugendamts kommt zu dem
Ergebnis, dass alle moglichen und erforderlichen
MaBnahmen zur Kindeswohlsicherung zum damali-
gen Zeitpunkt erfolgt waren. Eine Inobhutnahme bzw.
Zufiihrung in die Erziehungsverantwortung wurde als
rechtlich nicht begriindbar eingestuft.

Rechtliche Plausibilitdt: Unter Beriicksichtigung der
Rechtsgrundlagen hitte eine Inobhutnahme (falls
massiver Gefdhrdungsgrad) nur bei konkreten Ge-
fahrensituationen erfolgen diirfen. Wenn medizini-
sche/psychologische Gutachten und gerichtliche An-
ordnungen bereits vorhanden waren bzw. beantragt
wurden, ist eine vorschnelle Inobhutnahme nicht
zwingend erforderlich, sofern alternative Hilfen aus-
reichend wirken.

AbschlieBend kommt das Jugendamt K. zum Ergeb-
nis, dass zum damaligen Zeitpunkt 2016 bis 2017
alle moglichen und erforderlichen MafBinahmen zur
Kindeswohlsicherung seitens des Jugendamts durch-
geflihrt worden sind. Eine vom Petenten im Nachhin-
ein als notwendig erachtete Inobhutnahme des Kindes
und Zufiihrung in seine Erziehungsverantwortung war
zum damaligen Zeitpunkt rechtlich nicht begriindbar.
Eine Ausreise, wie die Mutter sie letztlich geplant und
durchgefiihrt hat, war durch das Jugendamt und das
Gericht in der Riickschau weder abzusehen noch ab-
zuwenden.

III. Rechtliche Wiirdigung

Vorauszuschicken ist, dass die aufsichtliche Uber-
priifung sich nicht auf die ZweckmaBigkeit der Auf-
gabenerfiillung des Jugendamts erstreckt. Die verfas-
sungsrechtlich verbiirgte Eigenverantwortlichkeit der
Gemeinden verlangt, dass die Staatsaufsicht iiber de-
ren Selbstverwaltungstétigkeit auf die Sicherstellung
der GesetzméaBigkeit der Verwaltung begrenzt bleibt.
Dies gilt namentlich fiir die Tatigkeit der Jugenddm-
ter, welche ihre Aufgaben der Kinder- und Jugend-
hilfe nach dem Achten Buch Sozialgesetzbuch und
die Aufgaben nach dem Gesetz zur Kooperation und
Information im Kinderschutz gemdfl § 1 Absatz 3
LKJHG im Rahmen der kommunalen Selbstverwal-
tungshoheit als weisungsfreie Pflichtaufgaben aus-
fithren.
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Aus hiesiger Sicht wird die von der Stadt K. vorge-
nommene rechtliche Wiirdigung des Sachverhalts als
zutreffend bewertet.

Ein VerstoB gegen die Vorgaben des SGB VIII ist
nicht ersichtlich. Zur Erfiillung des Schutzauftrags
bei Kindeswohlgefdahrdung (§ 8 a SGB VIII) wurden
nach dem Vortrag des Jugendamts die moglichen und
erforderlichen Maflnahmen zur Kindeswohlsicherung
durchgefiihrt, u. a. Malnahmen nach § 10a (Beratung)
und § 28 SGB VIII (Erziehungsberatung). Gerichts-
verfahren betreffend den Umgang sowie zur Abkla-
rung von Kinderschutzmafinahmen waren eingeleitet
worden.

Es gibt keine Hinweise, dass eine vom Petenten ge-
rigte ,,ungeklirte Verzogerung der Kriseninterven-
tion* durch das Jugendamt stattgefunden hat. Gemeint
ist hier die Inobhutnahme von Kindern und Jugendli-
chen bei Kindeswohlgefdhrdung nach § 42 SGB VIII,
wenn eine dringende Gefahr fiir das Wohl des Kindes
dies erfordert. Dies ist der Fall, wenn im Zeitpunkt
der behordlichen Entscheidung im Rahmen der prog-
nostischen ex-ante Betrachtung bei ungehindertem
Ablauf des zu erwartenden Geschehens der Eintritt
des Schadens hinreichend wahrscheinlich ist. Vorab
ist eine Entscheidung des Familiengerichts einzuho-
len. Das Jugendamt weist zu Recht daraufhin, dass
medizinische/psychologische Gutachten und gericht-
liche Anordnungen bereits vorhanden waren bzw. be-
antragt wurden, sodass eine vorschnelle Inobhutnahme
nicht zwingend erforderlich war. Eine vom Petenten
im Nachhinein als notwendig erachtete Inobhutnahme
des Kindes und Zufiihrung in seine Erziehungsver-
antwortung war zum damaligen Zeitpunkt rechtlich
nicht begriindbar. Ein Verfahren vor dem Familien-
gericht nach § 1666 BGB (Gerichtliche MafBnah-
men bei Gefdhrdung des Kindeswohls) war bereits
anhingig. Es gab keine gefestigte Diagnose fiir das
vom Petenten angefiihrte ,.Miinchhausen by Pro-
xy-Syndrom® bei der Mutter. Darunter versteht man
,,das Erfinden, Ubersteigern oder tatsichliche Verur-
sachen von Krankheiten oder deren Symptomen bei
Dritten, mehrheitlich Kindern, meist um anschlieend
eine medizinische Behandlung zu verlangen®. Die Er-
krankung ist sehr schwer festzustellen und wird mit
0,5 bis 2,8 Fillen pro 100 000 vergleichsweise selten
diagnostiziert. Im gerichtlichen Verfahren stand eine
Klinikeinweisung von Mutter und Kind gemeinsam
im Raum. Parallel wurde ein psychologisches Sach-
verstdndigengutachten in Auftrag gegeben. Das Ju-
gendamt gibt an, dass eine Ausreise, wie die Mutter
sie letztlich geplant und unmittelbar danach durchge-
fiihrt hat, durch das Jugendamt und das Gericht in der
Riickschau weder abzusehen noch abzuwenden war.

Entgegen der Darstellung des Petenten sind die von
ihm aufgeworfenen Fragen zur Fallbearbeitung durch
das Jugendamt in den Jahren 2016 bis 2018 ausfiihr-
lich und in mehreren Schreiben seitens Leitung des
Jugendamts und Oberbiirgermeister beantwortet wor-
den. Das Angebot eines Gespraches mit Jugendamt
und Verfahrensbeistindin lehnte der Petent ab. Mit
Schreiben vom 21. Mérz 2025 hat das Jugendamt
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die Verfahrensschritte und Entscheidungen nochmals
nachvollziehbar dargelegt.

Auflerdem wird ergénzend darauf hingewiesen, dass
sich der Petent mit E-Mail vom 27. November 2025
und 28. November 2025 an das Regierungsprasidium
gewandt hat. In dieser Mail bat er um die Priifung
der inhaltlich gleichen Fragen, wie er sie nun auch
in der Petition auffiihrt. Das Regierungsprisidium hat
als Rechtsaufsicht iiber die Jugendédmter daraufhin
den Vorgang iiberpriift und dem Petenten mit E-Mail
vom 17. Dezember 2025 das Ergebnis seiner rechts-
aufsichtlichen Uberpriifung mitgeteilt. Aus rechtsauf-
sichtlicher Perspektive konnte kein Verstofl des Ju-
gendamts festgestellt werden.

Beziiglich der Ausfithrungen des Petenten zu den Ver-
fahrensbeisténden ist Folgendes auszufiihren:

Aus fachlicher Perspektive konnen die Beanstandun-
gen des Petenten zum Familienverfahrensrecht nicht
bestitigt werden. Die vorgebrachte ,,strukturelle Fehl-
konstruktion der Rolle der Verfahrensbeistinde®,
auch in Zusammenschau mit den anderen im Fami-
liengerichtsverfahren tétigen Professionen, ist nicht
erkennbar.

Schon die Grundannahme des Petenten, dass aus der
Auswahl und Bestellung des Verfahrensbeistandes
durch die verfahrensleitende Richterperson eine Ab-
héngigkeit des Ersteren resultiert, ist ohne Grundlage.
Die gesetzliche Ausgestaltung der Verfahrensbei-
standschaft (§§ 158 ff. Gesetz iiber das Verfahren in
Familiensachen und in den Angelegenheiten der frei-
willigen Gerichtsbarkeit — FamFQ) sieht vor, dass das
Gericht nur einen fachlich und persénlich ,,geeigne-
ten* Verfahrensbeistand bestellen darf, der die Inter-
essen des Kindes gewissenhaft, unvoreingenommen
und unabhidngig wahrnimmt (§ 158a FamFG). Der
Verfahrensbeistand wird durch seine Bestellung als
eigener Beteiligter zum Verfahren hinzugezogen
(§ 158b Absatz 3 FamFG) und nimmt damit eine ei-
gensténdige prozessuale Rolle neben Gericht und iibri-
gen Beteiligten mit umfassenden Beteiligungsrechten
ein. Der Verfahrensbeistand ist demnach kein ,,Ge-
hilfe*“ des Gerichts, sondern ein einseitiger Vertreter
der Interessen des Kindes, der seine Aufgaben eigen-
stindig und frei von Weisungen wahrnimmt. Seine
Entpflichtung (§ 158 Absatz 4 Satz 2 Nummer 2
FamFG) kommt vor diesem Hintergrund aufgrund der
Art und Weise der Wahrnehmung der Aufgaben
grundsétzlich nicht in Betracht. Insbesondere reicht es
nach einhelliger Ansicht in Rechtsprechung und Lite-
ratur nicht aus, dass der Verfahrensbeistand andere
Positionen als das Gericht, der Sachverstdndige oder
sonstige Verfahrensbeteiligte vertritt.

Mit dieser Ausgestaltung trifft das Verfahrensrecht
hinreichend Vorsorge, um die Eigenstindigkeit und
Unabhéngigkeit des Verfahrensbeistandes von und
gegeniiber Gericht, Jugendamt, Sachverstdndigen, El-
tern und weiteren am familiengerichtlichen Verfahren
Beteiligten sicherzustellen. Die vom Petenten darge-
legten Schilderungen zu den Abldufen in den von ihm
gefilhrten familiengerichtlichen Verfahren konnen

weder iiberpriift werden, noch stellen sie diese gesetz-
liche Ausgestaltung in Frage.

Dariiber hinaus tbersicht der Petent, dass mit den
Vorschriften iiber die Beendigung der Verfahrensbei-
standschaft (§ 158 Absatz 4 FamFG) sehr wohl ein
gesetzlicher ,,Kontrollmechanismus* existiert. Dabei
kann jeder andere Beteiligte des Verfahrens die Prii-
fung der Authebung der Bestellung anregen, was das
Familiengericht dazu verpflichtet, eine entsprechende
Priifung vorzunehmen und hieriiber durch Beschluss
zu entscheiden. Dass gerichtliche Entscheidungen tiber
die Bestellung, Aufthebung oder deren Ablehnung nicht
selbststdndig anfechtbar sind (§ 158 Absatz 5 FamFG),
dient der Verfahrensbeschleunigung. Der Rechts-
schutz ist aber dadurch sichergestellt, dass das Rechts-
mittel gegen die Endentscheidung mit Mingeln bei
der Bestellung oder Aufhebung begriindet werden
kann, was zur Zurlickverweisung der Sache fiihren
kann (§ 69 Absatz 1 Satz 2 und 3 FamFG).

AbschlieBend bleibt festzuhalten, dass seit der Wohn-
sitznahme des Kindes in Peru das Jugendamt K. nicht
mehr zustdndig ist. Der formal einzige Weg fiir den
Petenten ist die Einleitung eines Verfahrens nach dem
Haager Ubereinkommen iiber zivilrechtliche Aspekte
internationaler Kindesentfiihrung und die Inanspruch-
nahme des Internationalen Sozialdienstes. Ein solches
Verfahren hat der Petent im Jahr 2018 eingeleitet. Da-
rauf wurde der Petent bereits mit Schreiben des Leiters
des Jugendamts, Herrn K., vom 21. Mérz 2025 noch-
mals hingewiesen. Anlédsslich des ersten Beschwerde-
schreibens vom 5. Januar 2025 wurde der Fallverlauf
aus den Jahren 2016 bis 2018 anhand der Aktenlage
eingehend gepriift.

Als Ergebnis der Priifung ist die Vorgehensweise des
Jugendamts K. rechtlich nicht zu beanstanden.

Beschlussempfehlung:
Der Petition kann nicht abgeholfen werden.

Berichterstatter: Epple

17. Petition 17/4484 betr. Steuersache, Einkom-
mensteuer

I. Gegenstand der Petition

Der Petent begehrt Auskunft, ob das Finanzamt

— berechtigt war, fiir die Jahre 2021 bis 2024 Ein-
kommensteuererkldrungen anzufordern und

— berechtigt ist, fiir die Jahre 2021 bis 2024 Einkom-
mensteuer festzusetzen.

Das Finanzamt habe ihm im Jahr 2015 die Auskunft
erteilt, dass er erst nach Erteilung einer Steuernummer
eine Einkommensteuererklarung abgeben miisse.
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II. Sachverhalt

Der Petent hat nach seinen eigenen Angaben zuletzt
im Jahr 1991 eine Einkommensteuererkldrung abge-
geben. Bis zu seinem Renteneintritt im Jahr 2015 sei
er auch nicht zur Abgabe einer Einkommensteuerer-
klarung verpflichtet gewesen.

Nach den dem Finanzamt vorliegenden Daten be-
zieht der Petent seit dem 1. August 2015 eine Rente
aus der gesetzlichen Rentenversicherung sowie eine
Rente der Versorgungsanstalt des Bundes und der
Léander. In den Jahren 2021 bis 2024 erhielt der Pe-
tent hieraus Rentenzahlungen im vierstelligen (Ver-
sorgungsanstalt des Bundes und der Léander) und
fiinfstelligen Bereich (gesetzliche Rentenversiche-
rung). Daneben bezog er in den Jahren 2021 bis 2024
dem Lohnsteuerabzugsverfahren unterliegenden Ar-
beitslohn aus einer nichtselbststindigen Tétigkeit.

Mit Schreiben vom 4. September 2025 teilte das Fi-
nanzamt dem Petenten eine Steuernummer mit und
forderte ihn auf, bis zum 30. September 2025 Ein-
kommensteuererkldrungen fiir die Jahre 2021 bis 2024
abzugeben. Auf Antrag des Petenten verldngerte das
Finanzamt die Frist zur Abgabe bis zum 31. Oktober
2025. Am 13. Oktober 2025 reichte der Petent die an-
geforderten Einkommensteuererklarungen ein.

Aufgrund der vorliegenden Petition wurden die Ein-
kommensteuererkldrungen bislang nicht bearbeitet,
daher liegen noch keine Einkommensteuerbescheide
VOr.

II1. Rechtliche Wiirdigung

a) Verpflichtung zur Abgabe einer Einkommensteuer-
erkldrung

Erzielt ein Steuerpflichtiger neben Einkiinften aus
nichtselbststdndiger Arbeit, die dem Lohnsteuerab-
zugsverfahren unterliegen, noch andere Einkiinfte, so
ist er zur Abgabe einer Einkommensteuererklarung
verpflichtet, wenn die anderen Einkiinfte mehr als
410 Euro im Kalenderjahr betragen.

Der Petent bezog in den Jahren 2021 bis 2024 neben
seinen Einkiinften aus nichtselbststindiger Arbeit
noch Renteneinkiinfte. Die Einkiinfte aus der gesetz-
lichen Rentenversicherung sowie der Rente von der
Versorgungsanstalt des Bundes und der Lénder liegen
in allen Jahren weit oberhalb des Grenzbetrags von
410 Euro. Der Petent war daher zur Abgabe einer Ein-
kommensteuererklarung verpflichtet. Die Aufforde-
rung des Finanzamts zur Erklarungsabgabe war daher
rechtméafBig.

b) Riickwirkende Anforderung der Einkommensteuer-
erkldrungen 2021 bis 2024

Die riickwirkende Anforderung der Einkommensteu-
ererkldrungen fiir die Jahre 2021 bis 2024 war recht-
maBig.

Die Pflicht zur Abgabe einer Steuererklarung besteht
uneingeschrénkt bis zum Eintritt der Festsetzungsver-
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jéhrung fort. Die Erkldrungsanforderung durch das
Finanzamt erfolgte innerhalb der gesetzlichen Festset-
zungsfrist.

Die Frist fiir die Festsetzung der Einkommensteuer
betrdgt vier Jahre. Sie beginnt grundsitzlich mit Ab-
lauf des Kalenderjahres, in dem die Steuer entstanden
ist, bei der Einkommensteuer somit mit Ablauf des
jeweiligen Kalenderjahres.

Ist eine Steuererkldrung einzureichen, beginnt die
Festsetzungsfrist erst mit Ablauf des Kalenderjahres,
in dem die Steuererkldrung eingereicht wird. Sie be-
ginnt aber spitestens mit Ablauf des dritten Kalen-
derjahrs, das auf das Kalenderjahr folgt, in dem die
Steuer entstanden ist.

Im Fall des Petenten ergeben sich folgende Festset-
zungsfristen: Fiir

— das Jahr 2021 beginnt die Frist mit Ablauf des drit-
ten Kalenderjahrs nach der Einreichung der Steuer-
erklarung, das heifit mit Ablauf des Jahres 2024,
und endet mit Ablauf des Jahres 2028;

— die Jahre 2022, 2023 und 2024 beginnt die Frist
aufgrund der im Oktober 2025 eingereichten Ein-
kommensteuererkldrungen jeweils mit Ablauf des
Jahres 2025 und endet mit Ablauf des Jahres 2029.

c) Festsetzung der Einkommensteuer fiir die Jahre
2021 bis 2024

Das Finanzamt kann bis zum Ablauf der unter b) auf-
gezeigten Festsetzungsfrist die Einkommensteuer nach
Abschluss des Petitionsverfahrens fiir die Jahre 2021 bis
2024 festsetzen.
Beschlussempfehlung:

Der Petition kann nicht abgeholfen werden.

Berichterstatter: Katzenstein

18. Petition 17/4532 betr. Beschwerde iiber das Ju-
gendamt

I. Gegenstand der Petition

Der Petent riigt systematische RechtsverstoBe gegen
das Sozialgesetzbuch (SGB) VIII, Verletzung des
Elternrechts nach Artikel 6 Grundgesetz, Qualifika-
tions- und Neutralitdtsméngel, Wirtschaftlichkeitsbe-
denken sowie den Verdacht auf strafbare Handlungen.

II. Die Priifung der Petition hat Folgendes ergeben:
1. Sachverhalt

Der Petent und die Kindsmutter haben ein gemeinsa-
mes Kind, geboren im Mérz 2016.

Die Familie ist dem Jugendamt seit Sommer 2020
durch die Trennung der Eltern und damit in Verbin-
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dung stehenden Konflikten zwischen den Kindes-
eltern iiber deren gemeinsamen Sohn bekannt. Beide
Elternteile waren nicht verheiratet, hatten sich jedoch
auf die Ausiibung der gemeinsamen elterlichen Sorge
verstandigt.

Seit der Trennung der Kindeseltern hat der Sohn sei-
nen Lebensmittelpunkt bei der Kindsmutter, was bis
heute, unter anderem in zahlreichen Gerichtsverfah-
ren, fir Meinungsverschiedenheiten zwischen den
Kindeseltern sorgt. Der Petent machte seit der Tren-
nung deutlich, dass er die Entwicklung des Sohnes im
Haushalt der Mutter kritisch sehe. Aufgrund von Mei-
nungsverschiedenheiten und seiner geduflerten Sorge
um das Wohl seines Sohnes im Haushalt der Kindes-
mutter wurde im Juli 2020 eine Sozialpddagogische
Familienhilfe installiert. Ziel der Hilfe zur Erziehung
gemdB § 31 SGB VIII war es, bestehende Problem-
lagen mit der Familie zu identifizieren und gemein-
sam aufzuarbeiten. Nach kurzer Zeit {iberschritt der
Petent nach Angaben des Jugendamtes die professio-
nellen Grenzen der Familienhelferin, indem er die Fa-
milienhelferin massiv bedrangte und mit Nachrichten
konfrontierte, dass diese die weitere Zusammenarbeit
mit der Familie ablehnte. Fiir die darauffolgend ein-
gesetzte Fachkraft der Familienhilfe war die Voraus-
setzung, dass keine Termine mehr mit dem Vater
erfolgen miissen, was auch so von allen Beteiligten
akzeptiert wurde. In der zeitlichen Folge waren wei-
tere Gerichtsverfahren beziiglich der Umgangsrege-
lung anhéngig, da der Kindesvater eine Erweiterung
des Umgangs mit seinem Sohn anstrebte. Regelungen
konnten nicht zu seiner Zufriedenheit getroffen wer-
den. Riickmeldungen aus gemeinsamen Hilfeplange-
sprichen, dass die Mutter die angebotene Hilfe offen
annimmt, ihre erzieherischen Kompetenzen ausgewei-
tet hat und die Entwicklung des Sohnes im Haushalt
der Mutter als positiv erlebt wird, konnte bzw. wollte
der Vater nicht akzeptieren.

Im weiteren Verlauf zeigte der Sohn im Kindergarten
groBe Verhaltensauffilligkeiten, weshalb die Emp-
fehlung fiir ein Sonderpddagogisches Bildungs- und
Beratungszentrum mit dem Forderschwerpunkt so-
zial-emotionale Forderung (SBBZ) ausgesprochen
wurde. Auch diese Empfehlung konnte bzw. wollte
der Vater nicht akzeptieren, weshalb durch ein weite-
res Gerichtsverfahren die Zustimmung zu einer Hilfe
gemil § 32 SGB VIII in Verbindung mit dem Besuch
der Sonderpddagogischen Bildungs- und Beratungs-
zentrum erwirkt wurde. Hier hat der Petent nach An-
gaben des Jugendamtes lediglich vordergriindig seine
Zustimmung erteilt, da ihm durch das Familiengericht
Eingriffe ins Sorgerecht als Konsequenz seiner Ver-
weigerungshaltung aufgezeigt wurden. Die o. g. Hilfe
wurde im September 2022 durch das Jugendamt ein-
geleitet. Im Nachgang erfolgte immer wieder der Vor-
wurf des Petenten, dass er zu seiner Unterschrift ge-
nétigt worden sei. Zudem unterstellt der Petent, dass
die Unterbringung in der Einrichtung lediglich aus
wirtschaftlichen Interessen erfolgt sei. Dem Petenten
gelingt es dem Jugendamt zufolge nicht, die Bedarfe
seines Kindes zu erfassen und in Relation der ange-
botenen Erziehungshilfe zu bringen. An allen Ge-
sprachen im Vorfeld war der Petent beteiligt, konnte

jedoch auch hier nicht akzeptieren, dass Fachstellen,
Arztinnen und Arzte und Jugendhilfetriager seine Hal-
tung nicht teilten.

Ende 2022 stellte der Petent einen Antrag auf die
Ubertragung der alleinigen elterlichen Sorge beim
Amtsgericht. In diesem Verfahren wurde ein familien-
psychologisches Gutachten zur Entscheidungsfindung
erstellt, welches sich deutlich gegen eine alleinige
Ubertragung auf den Kindesvater ausgesprochen hat.
Vielmehr brachte das Ergebnis des familienpsycho-
logischen Gutachtens nach Angaben des Jugendam-
tes hervor, dass in Teilbereichen der elterlichen Sorge
die Kindesmutter als Alleinsorgeberechtige gesehen
werde. In den regelméBigen Hilfeplangesprichen
(alle 6 Monate) beziiglich der Tagesgruppe und der
Familienhilfe hat sich der Petent stets negativ iiber die
HilfemaBnahmen geduBert und den Verlauf der Hilfen
dadurch nachhaltig negativ beeinflusst. Konstruktive
Gesprache sind nur bedingt moglich gewesen. Eine
Zustimmung hinter den beiden Mallnahmen ist wei-
terhin nur vordergriindig vorhanden gewesen.

Im April 2024 erfolgte auf Antrag der Kindsmutter
ein weiteres Gerichtsverfahren beziiglich der elter-
lichen Sorge zur Ubertragung der alleinigen Gesund-
heitsfiirsorge auf die Kindsmutter, da es Unstimmig-
keiten beziiglich einer medikamentésen Behandlung
des Sohnes gab. Mit Beschluss vom 10. Mai 2024
wurde dem Petenten das Recht zur Entscheidung iiber
die kinder- und jugendpsychiatrische Behandlung
entzogen. Der Petent stellte auch hier die Kompetenz
der Fachdrztin in Frage. Im Rahmen des Gerichtsver-
fahrens wurde den Kindseltern eine aufsuchende Fa-
milientherapie angeboten, um die Kommunikation
der Kindseltern zu verbessern. Die Mutter bekundete
von Beginn an ihre Bereitschaft zur Mitwirkung. Die
MaBnahme wurde vonseiten des Petenten abgelehnt,
da seiner Meinung nach das einzige Ziel der MaB-
nahme sei, einen weiteren Keil zwischen die Eltern
zu treiben und das Kind aus der Familie herauszu-
nehmen. Er lehnte die Zusammenarbeit mit dem Ju-
gendamt ab und wollte gemeinsam mit der Mutter
eine freie Beratung in Anspruch nehmen. Somit ist die
MaBnahme nicht zustande gekommen.

Im September 2024 sollte ein Wechsel der Fachkraft
fiir die Familienhilfe erfolgen. Da sich der Petent im-
mer wieder wiinschte, mehr in die Maflnahme einge-
bunden zu werden, konnten zwei Fachkrifte gefunden
werden, welche jeweils Ansprechperson fiir einen El-
ternteil sein sollten. Im Erstgespréich lehnte der Pe-
tent die Malnahme jedoch aufgrund seines Misstrauens
gegeniiber Jugendamt und Tréger ab, sodass die Hilfe
beendet und bis heute nicht wieder aufgenommen
wurde. Ein Hilfeplangesprich im November 2024
beziiglich der Beschulung am SBBZ (Sonderpddago-
gisches Bildungs- und Beratungszentrum mit einem
sozialen und emotionalen Schwerpunkt) in Verbin-
dung mit der Tagesgruppe fiir den Sohn wurde ab-
gebrochen, da durch die Meinungsverschiedenheiten
des Petenten nach Angabe des Jugendamtes ein kons-
truktiver Austausch nicht mehr moglich gewesen sei.
Durch die ablehnende und nicht konstruktive Haltung
des Kindesvaters stand ebenfalls ein Abbruch der not-
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wendigen JugendhilfemaBBnahme durch den Trager im
Raum. Dies konnte im Zusammenwirken mit der Kin-
desmutter, dem Jugendhilfetridger und dem Jugendamt
abgewandt werden. Die notwendigen Jugendhilfe-
mafBnahmen flir den Sohn konnten gelingend fortge-
setzt werden.

Aufgrund der zunehmenden Konflikte wurde deut-
lich, dass die Beibehaltung der gemeinsamen elter-
lichen Sorge angesichts der massiven Elternkonflikte
nicht mehr mit dem Kindeswohl vereinbar ist. Der
Kindsmutter wurde geraten, einen Antrag auf Uber-
tragung der alleinigen elterlichen Sorge zu stellen.
Mit Beschluss vom 20. Februar 2025 des Familien-
gerichtes erfolgte der Entzug der gesamten elterlichen
Sorge vom Petenten und die alleinige Ubertragung
auf die Kindesmutter. Anfang Mai 2025 wurde nach
Angaben des Jugendamtes im Rahmen eines weiteren
Hilfeplangespriches erneut deutlich, dass der Petent
nicht bei der MaBlnahme der Tagesgruppe mitwirkt
und immer wieder Betreuungstage, welche auf seine
Umgangstage fallen, umgeht. Er sei der Auffassung,
dass er die Betreuung seines Sohnes besser sicherstel-
len kénne und die Tagesgruppe somit nicht notwendig
sei. Der Petent legte darauthin Beschwerde gegen die
Beschliisse des Familiengerichts ein. Die Beschwer-
den wurden ausnahmslos ohne weitere Verhandlung
vonseiten des Oberlandesgerichts zuriickgewiesen.
Die letzte Beschwerde im Sorgerechtsverfahren wur-
de Ende Mai 2025 vom Oberlandesgericht zuriickge-
wiesen.

Die Kindsmutter hat sich nach Angaben des Jugend-
amtes im Verlauf aller HilfemaBnahmen stets koope-
rativ gegeniiber den Anregungen der Fachkrifte ge-
zeigt und die Empfehlungen aus den Hilfemafnahmen
annehmen und umsetzen kdnnen. Die Zusammenar-
beit mit dem Petenten ist in allen Bereichen immer
wieder gescheitert, da er stets die Haltung der Fach-
kréfte von Jugendamt, der Tagesgruppe, der Familien-
hilfe, sowie die Riickmeldungen der Therapeuten, der
Psychiater, des Verfahrensbeistands und Entscheidun-
gen der Gerichte massiv in Frage stellt. Die Hilfemal-
nahmen werden von ihm regelméBig torpediert und
notwendige Hilfen fiir seinen Sohn verweigert.

Die Kommunikation des Petenten gegeniiber dem Ju-
gendamt wird bereits seit Jahren als iibergriffig und
grenziiberschreitend erlebt und basiert auf den stets
wiederkehrenden Vorwiirfen. Jeglicher Versuch, mit
dem Petenten in eine kooperative Kommunikation
einzutreten, gelang nicht. Beim Jugendamt entstand
der Eindruck, dass das vorrangige Anliegen des Pe-
tenten darin bestehe, die Arbeit des Jugendamts, der
Verfahrensbeistdnde und des Familiengerichts zu dis-
kreditieren, dazu nutze er auch seinen Social-Media
Auftritt. Seit geraumer Zeit steht seinerseits ebenfalls
die Drohung im Raum, alle Details inklusive Namen
aller beteiligten Personen (Mitarbeitende des Jugend-
amtes, Verfahrensbeistindin, Gericht, Arztinnen und
Arzte usw.) publik machen zu wollen. Auch weitere
Drohungen gegeniiber einem Mitarbeiter des Jugend-
amtes stehen im Raum. Verschiedene Versuche, mit
dem Petenten in einen konstruktiven Austausch zu
treten, sind bisher gescheitert. Gespriache und schrift-
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licher Austausch mit Teamleiter und auch ein Ge-
sprich unter Einbezug der Amtsleitung sowie der
Beteiligung eines Vertreters von Viteraufbruch e. V.
waren nicht zielfiihrend. Der Petent wiederholt auch
bei derartigen Gelegenheiten seine Angriffe gegen
Ablaufe, Entscheidungen und beteiligte Personen des
Jugendamtes.

Im Dezember 2025 titigte der Petent eine Meldung
gemiB § 8a SGB VIII, da die Kindsmutter die Be-
handlung eines geschéddigten Zahnes des Sohnes
unterlassen habe. Hierzu leitete der zustindige ASD
die Uberpriifung der Kindeswohlgefdhrdungsmel-
dung ein. Im Rahmen der Uberpriifung konnte keine
akute Kindeswohlgefdhrdung festgestellt werden. Viel-
mehr konnte die Kindesmutter durch eine schriftliche
Bestitigung vom 7. Januar 2026 des behandelnden
Zahnarztes eine akute Gefahrdung widerlegen. Eben-
falls ist in dieser Bestétigung die regelhafte Vorstel-
lung des Sohnes zur zahnirztlichen Kontrolle sowie
geplanten Behandlungen im Ausblick belegt. Mit
diesem Hintergrund konnte die Uberpriifung der Mel-
dung gemiB § 8a SGB VIII abgeschlossen werden.
Eine detaillierte Riickmeldung zur inhaltlichen Bear-
beitung an den Kindesvater obliegt der alleinsorgebe-
rechtigen Kindesmutter. Da der Petent nicht unter den
Berufsgeheimnistragern im Sinne des § 4 KKG subsu-
miert werden kann, ist eine detaillierte Riickmeldung
der inhaltlichen Bearbeitung nach § 4 Absatz 4 Satz 1
KKG an den nicht sorgeberechtigen Kindesvater nicht
erforderlich.

Uber das in der Nachreichung des Petenten erwihnte
Strafverfahren bei der Staatsanwaltschaft Karlsruhe
ist dem Jugendamt noch nichts bekannt.

2. Stellungnahme des Jugendamtes

Zu den einzelnen vom Petenten vorgetragenen Punk-
ten nahm das Jugendamt wie folgt Stellung:

Das Jugendamt weist darauf hin, dass es im gesam-
ten Ablauf der Gewidhrung von Jugendhilfen und
der Zusammenarbeit mit dem Petenten zu keinen
RechtsverstoBen durch das Jugendamt gekommen
sei. Samtliche Planungen und Entscheidungen iiber
Hilfegewéhrungen erfolgten nach den gesetzlichen
Vorgaben des SGB VIII. Die Auswahl der Jugendhil-
fetrdger und die Beauftragung der Leistung durch das
Jugendamt erfolge ausnahmslos gemessen am Bedarf
des Hilfeempfingers. Die vom Petenten eingebrach-
ten Vorwiirfe seien nicht begriindet und bestiinden
in erster Linie aus personlichen Angriffen gegen die
Fachlichkeit des Jugendamtes und des Systems der
Jugendhilfe. Aus der Begriindung des Beschlusses
des Familiengerichts vom 20. Februar 2025 ergebe
sich, dass der Petent nahezu gegeniiber allen betei-
ligten Personen Misstrauen duflert und Vorwiirfe in
den Raum stelle. Es entstehe der Eindruck, dass ein
rechtskonformes Verhalten des Jugendamtes aus Sicht
des Petenten nur dann vorliegen wiirde, wenn seiner
Sichtweise entsprochen werde.

Der Vorwurf der Untétigkeit und Vertuschung durch
Vorgesetzte wird seitens des Jugendamtes ebenfalls
entschieden zuriickgewiesen. Entscheidungen des fiir
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den Wohnbezirk der Kindesmutter zustéindigen Mit-
arbeiters des Allgemeinen Sozialen Dienstes seien
mit der Teamleitung und spater auch weiteren Vor-
gesetzten abgestimmt worden. Wie oben bereits er-
wihnt, hétten auch Gespriche mit dem Petenten durch
die Vorgesetztenebene des Jugendamtes nicht zu einer
Anderung des Verhaltens gefiihrt.

Das Jugendamt hebt hervor, dass das Jugendamt Ju-
gendhilfemafnahmen zur verbesserten Kommunika-
tion zwischen Kindesmutter und Kindesvater durch
das hiesige Jugendamt habe initiieren wollen, dies
jedoch vom Petenten nicht angenommen worden sei.
Vielmehr habe er den Einsatz von zwei sozialpddago-
gischen Familienhilfen oder auch die Anbindung der
Kindeseltern an die Psychologische Beratungsstelle
aktiv ausgeschlagen.

Das Jugendamt bezweifelt, dass der Petent mit dem
weiteren Verlauf der Jugendhilfe einverstanden sein
wird. Eine engere Einbeziehung des Kindesvaters in
die aktuell gewinnbringende Jugendhilfemafinahme
fiir seinen Sohn wiirde den positiven Hilfeverlauf ge-
fahrden, da der Petent nach der fachlichen Auffassung
des Jugendamtes nicht mehr differenzieren konne,
welche Verhaltensmuster sich auf seinen Sohn ne-
gativ auswirken. Dies werde durch die letzten Be-
schliisse des Familiengerichtes und des Oberlandes-
gerichts bestatigt.

Beim Landratsamt gingen Beschwerden des Pe-
tenten vom 2. Juni 2025, 15. Januar 2026 sowie
21. Januar 2026 mit deckungsgleichem Inhalt ein,
einschlieBlich der darin enthaltenen Befangenheits-
antrdge sowie Dienstaufsichtsbeschwerde, Fachauf-
sichtsbeschwerde und Rechtsaufsichtsbeschwerden.
Das Jugendamt weist darauf hin, dass der Petent
auch in anderen Sachgebieten des Landratsamtes
zahlreiche Eingaben gemacht habe.

Nach eingehender Uberpriifung aller angegebenen
Sachverhalte weist das Jugendamt abschlieBend die
erhobenen Vorwiirfe ausdriicklich und vollumfiang-
lich zuriick.

II1. Ergebnis der Priifung

Vorauszuschicken ist, dass die aufsichtliche Uber-
priifung sich nicht auf die ZweckmaBigkeit der Auf-
gabenerfiillung des Jugendamts erstreckt. Die ver-
fassungsrechtlich verbiirgte Eigenverantwortlichkeit
der Gemeinden verlangt, dass die Staatsaufsicht iiber
deren Selbstverwaltungstitigkeit auf die Sicherstel-
lung der GesetzmiBigkeit der Verwaltung begrenzt
bleibt. Dies gilt namentlich fiir die Tétigkeit der Ju-
genddmter, welche ihre Aufgaben der Kinder- und
Jugendhilfe nach dem SGB VIII und die Aufgaben
nach dem Gesetz zur Kooperation und Information im
Kinderschutz (KKG) gemiB § 1 Absatz 3 LKJHG im
Rahmen der kommunalen Selbstverwaltungshoheit
als weisungsfreie Pflichtaufgaben ausfithren. Inso-
weit konnte sich die Priifung nicht erstrecken auf die
Qualitdtssicherung bei der Vergabe an externe Dienst-
leister und die Wirtschaftlichkeit der geleisteten Hilfe,
sondern nur auf die Einhaltung der Regelungen des

SGB VIII. Die Priifung der angegebenen Straftatbe-
stinde erfolgt im bereits anhidngigen Strafverfahren.

In Ubereinstimmung mit dem Regierungsprisidium
bewertet das Ministerium fiir Soziales, Gesundheit
und Integration die von der Stadt vorgenommene
rechtliche Wiirdigung des Sachverhalts als zutreffend.
Die im Bericht des Jugendamtes vertretene Auffas-
sung zu den vom Petenten insgesamt vorgetragenen
Beschwerdepunkten wird vollumfénglich geteilt. Ein
Verstol3 gegen die Vorgaben des SGB VIII ist nicht
ersichtlich.

Insbesondere ist hinsichtlich der nach Ansicht des Pe-
tenten pflichtwidrig unterlassenen Zahnbehandlung
kein Verstol gegen § 8a SGB VIII (Schutzauftrag
bei Kindeswohlgefihrdung) ersichtlich. Gemif3 der
schriftlichen zahnirztlichen Bestdtigung des behan-
delnden Zahnarztes lag keine akute Gefihrdung des
Kindeswohls vor. Vielmehr sind regelhafte Vorstel-
lung des Sohnes zur zahnirztlichen Kontrolle sowie
zu geplanten Behandlungen belegt. Der Petent hat als
nicht Sorgeberechtigter (mit Beschluss vom 20. Feb-
ruar 2025 des Familiengerichtes erfolgte der Entzug
der gesamten elterlichen Sorge vom Petenten und die
alleinige Ubertragung auf die Kindesmutter) weder
aus §§ 8a in Verbindung mit 7 Absatz 1 Nummer 6
SGB VIII noch aus § 4 Absatz 4 Satz 1 KKG (kein
Berufsgeheimnistrdger im Sinne des § 4 KKG) einen
Anspruch auf eine detaillierte Riickmeldung zur in-
haltlichen Bearbeitung.

Der Familie des Petenten wurde Hilfe zur Erziehung
gemdlB § 31 SGB VIII (Sozialpddagogische Fami-
lienhilfe) und dem Kind Hilfe zur Erziehung geméal
§ 32 SGB VIII (Erziehung in einer Tagesgruppe) ge-
wihrt. Eine Verletzung der Aufklirungs- und Bera-
tungspflichten ist nach dem Vortrag des Jugendam-
tes nicht erkennbar. Der Petent wurde an den regel-
méBigen Hilfeplangesprachen beziiglich der Tages-
gruppe und der Familienhilfe beteiligt. Dabei hat er
sich nach Angaben des Jugendamtes stets negativ
iiber die HilfemaBlnahmen geduBert und den Verlauf
der Hilfen dadurch nachhaltig negativ beeinflusst.
Zum Teil mussten Hilfegespriche auch abgebrochen
werden.

Ein Versto gegen Artikel 6 Grundgesetz (Eltern-
recht) ist nicht erkennbar. Der Entzug der gesamten
elterlichen Sorge vom Petenten und die alleinige
Ubertragung auf die Kindesmutter erfolgte in gere-
gelten rechtsstaatlichen Verfahren mit Beschluss des
Familiengerichtes.

Soweit sich der Petent in seinem ergénzenden Schrei-
ben vom 23. Dezember 2025 an den Petitionsaus-
schuss gegen einen Beschluss zur elterlichen Sorge
des Oberlandesgerichts richtet, hat des Ministerium
der Justiz und fiir Migration wie folgt Stellung ge-
nommen:

Die Entscheidung des Oberlandesgerichts unterfdllt
dem Kernbereich der verfassungsrechtlich garantier-
ten richterlichen Unabhéngigkeit. Weder dem Minis-
terium der Justiz und fiir Migration noch anderen Re-
gierungs- und Verwaltungsstellen ist es gestattet, von
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einem unabhingigen Gericht getroffene Entscheidun-
gen oder MaBnahmen aufzuheben oder solche nach-
tréglich abzuéndern. Dies gilt auch, soweit der Petent
in seinem ergénzenden Schreiben vom 2. Januar 2026
die Verfahrensfithrung und -dauer in einem noch an-
hingigen Verfahren der einstweiligen Anordnung zur
elterlichen Sorge beim Familiengericht des Amtsge-
richts angreift. Lediglich ergénzend ist darauf hinzu-
weisen, dass der Petent ausweislich der vorliegenden
Verfahrensakten bereits durch richterlichen Hinweis-
beschluss des Oberlandesgerichts Karlsruhe auf die
unterschiedlichen Mafstébe bei familiengerichtlichen
Entscheidungen zum Sorgerecht auf der Grund-
lage der Regelung in § 1671 Absatz 1 Biirgerliches
Gesetzbuch (BGB) einerseits und der Regelung in
§ 1666 BGB andererseits aufmerksam gemacht wor-
den ist. Zudem ist in dem beanstandeten einstweiligen
Anordnungsverfahren am Amtsgericht bereits Termin
zur Erorterung und Anhdrung anberaumt.

Soweit der Petent in seinem ergénzenden Schreiben
vom 23. Dezember 2025 auf eine Strafanzeige gegen
mehrere Mitarbeiter des Landratsamts vom 12. De-
zember 2025 hinweist, ist festzustellen, dass die ent-
sprechende Strafanzeige bei der Staatsanwaltschaft
registriert wurde. Eine endgiiltige Priifung des Anzei-
gevorbringens sowie die Entscheidung iiber die wei-
tere Verfahrensbearbeitung steht nach Angaben des
Ministeriums der Justiz und fiir Migration noch aus.

Im Ergebnis der Priifung ist die Vorgehensweise des
Jugendamts rechtlich nicht zu beanstanden.
Beschlussempfehlung:

Der Petition kann nicht abgeholfen werden.

Berichterstatter: Katzenstein

19. Petition 17/4610 betr. Anerkennungsverfahren
eines auslindischen Bildungsabschlusses in
Physiotherapie

I. Gegenstand der Petition

Die Petentin kritisiert mit ihrer Petition vermeintliche
Verzogerungen und aus ihrer Sicht unverhdltnismafi-
ge Anforderungen im Anerkennungsverfahren fiir ih-
ren ,,EU-Abschluss in Physiotherapie®. Sie bittet um

— die Priifung ihres Vorgangs,

— Unterstiitzung fiir eine beschleunigte Bearbeitung
ihres Anerkennungsverfahrens,

— die Kldrung der rechtlichen Grundlagen und Ver-
héltnisméBigkeit der geforderten Nachweise sowie

— eine Riickmeldung, ob die viermonatige Bearbei-
tungsdauer in ihrem Fall zwingend sei oder ver-
kiirzt werden konne.
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II. Sachverhalt

Mit Antrag vom 6. November 2025, eingegangen bei
der Landesanerkennungsstelle fiir Gesundheitsbe-
rufe (LAfG) des Regierungsprisidiums Stuttgart am
11. November 2025, beantragte die Petentin die Er-
laubnis zum Fiihren der Berufsbezeichnung ,,Physio-
therapeutin® nach § 1 ff. des Gesetzes iiber dic Be-
rufe in der Physiotherapie (Masseur- und Physiothe-
rapeutengesetz — MPhG). Dem Antrag zu Grunde lag
ein in den Niederlanden erworbener Berufsabschluss
als Physiotherapeutin. Mit Schreiben vom 13. No-
vember 2025 wurde der Petentin der Eingang ihres
Antrages bestitigt. Mit Schreiben vom 17. Novem-
ber 2025 wurde die Petentin seitens der LAfG gebe-
ten, weitere fiir die Bearbeitung ihres Antrags erfor-
derliche Unterlagen und Nachweise nachzureichen.

Per E-Mail vom 24. November 2025 reichte die Pe-
tenten Unterlagen bei der LAfG nach.

Die Petentin macht mit ihrer Petition ,,erhebliche Ver-
zogerungen™ und ,ungebiihrliche Anforderungen®
seitens der LAfG geltend, die ihre sofortige Arbeits-
aufnahme verhindert hitten. Im Einzelnen:

— Sie habe die Unterlagen von Anfang an vollstén-
dig eingereicht und somit wiirde die Nachforderung
eine Verzogerung der Arbeitsaufnahme bedeuten.

— Sie moniert die Anforderung von Unterlagen durch
die LAfG, die nicht beschafft werden konnten oder
nicht existierten. Konkret moniert die Petentin:

¢ Die Hochschule in den Niederlanden, an der sie
studiert habe, wire eine in der von der Zentral-
stelle fiir auslédndisches Bildungswesen (ZAB)
betriebenen ,,Anabin“-Datenbank mit H+ ge-
listete Hochschule und somit vollstindig aner-
kannt.

* Es seien Arbeitszeugnisse aus physiotherapeu-
tischen Tatigkeiten oder spezielle Praktikums-
nachweise verlangt worden, die jedoch nicht
beigebracht werden konnten.

* Der Nachweis ausreichender Sprachkenntnisse
sei nicht erforderlich, da sie ihre gesamte Schul-
bildung in Deutschland absolviert habe.

e Thr Abschluss fiele unter die Berufsanerken-
nungsrichtlinie 2005/36/EG.

— Der Hinweis auf 4 Monate Priifung der Unterlagen
ab Vollstindigkeit widerspreche der EU-Richt-
linie, welche eine Bearbeitung in der Regel von
3 Monaten vorsieht.

— Sie habe eine konkrete Arbeitsstelle in Baden-
Wiirttemberg zugesagt bekommen. Der ihr angebo-
tene Arbeitsplatz miisse dringend besetzt werden.

Nach einer Sachstandsmitteilung der LAfG vom
19. Januar 2026 wurden die noch ausstehenden erfor-
derlichen Unterlagen von der Petentin in der Kalender-
woche 3/2026 nachgerecht. Damit konne der Petentin
voraussichtlich im Laufe der Kalenderwoche 4/2026 die
beantragte Erlaubnis erteilt werden; konkret wurde der
Petentin am 4. Februar 2026 die Erlaubnis zum Fiihren
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der Berufsbezeichnung ,,Physiotherapeutin® vom Re-
gierungsprasidium Stuttgart erteilt.

III. Rechtliche Wiirdigung

Die Kritik der Petentin ist aus hiesiger Sicht weder in
rechtlicher Hinsicht noch im Hinblick auf die Dauer
des Verwaltungsverfahrens gerechtfertigt.

L.

Wer in Deutschland die Berufsbezeichnung ,,Physio-
therapeutin® oder ,,Physiotherapeut® fithren will, be-
darf der Erlaubnis (§ 1 MPhG). Die Erlaubnisertei-
lung setzt nach § 2 Absatz 1 Nummer 1 MPhG u. a.
voraus, dass die Antragstellerin die vorgeschriebene
Ausbildung absolviert und die staatliche Priifung be-
standen hat. Eine auerhalb des Geltungsbereichs des
MPhG erworbene abgeschlossene Ausbildung erfiillt
die Voraussetzungen des Absatzes 1| Nummer 1, wenn
die Gleichwertigkeit des Ausbildungsstandes gegeben
ist. In die Priifung der Gleichwertigkeit des Ausbil-
dungsstandes sind die in anderen Staaten absolvierten
Ausbildungsgénge oder die in anderen Staaten erwor-
bene Berufserfahrung einzubeziehen. Die Gleich-
wertigkeit des Ausbildungsstandes wird nach MaB-
gabe des § 2 Absatz 2 Satz 3 MPhG anerkannt. Ist die
Gleichwertigkeit des Ausbildungsstandes nicht ge-
geben oder ist eine Priifung der Gleichwertigkeit des
Ausbildungsstandes nur mit unangemessenem zeit-
lichen oder sachlichen Aufwand moglich, weil die er-
forderlichen Unterlagen und Nachweise aus Griinden,
die nicht in der Person der Antragsteller liegen, von
diesen nicht vorgelegt werden konnen, ist ein gleich-
wertiger Kenntnisstand nachzuweisen. Dieser Nach-
weis wird durch eine Kenntnispriifung, die sich auf
den Inhalt der staatlichen Abschlusspriifung erstreckt,
oder einen hochstens dreijéhrigen Anpassungslehr-
gang erbracht, der mit einer Priifung {iber den Inhalt
des Anpassungslehrgangs abschlie3t. Die Antragstel-
ler haben das Recht, zwischen der Kenntnispriifung
und dem Anpassungslehrgang zu wihlen.

Eine sogenannte ,,automatische Anerkennung®, wie
sie etwa flir die drztliche Ausbildung in einem EU-
Mitgliedsstaat vorgesehen ist, findet fiir Ausbildun-
gen in der Physiotherapie nicht statt. Dies liegt da-
rin begriindet, dass die Physiotherapeutenausbildung
in der EU anders als die Medizinerausbildung nicht
per Ausbildungsmindeststandards harmonisiert ist.
Eine ,,EU-Qualifikation®, die zu einer automatischen
Anerkennung fiihren wiirde, besitzt die Petentin ent-
gegen ihrer Wahrnehmung daher nicht. Die LAfG
musste daher zwingend eine sog. Gleichwertigkeits-
priifung auf der Grundlage der von der Petentin ein-
gereichten Unterlagen vornehmen, im Rahmen derer
die in den Niederlanden erworbene Ausbildung mit
der inldndischen Ausbildung zur Physiotherapeutin zu
vergleichen war.

2.

Die von der Petentin mit ihrem Antrag vom 6. No-
vember 2025 eingereichten waren nicht vollsténdig.

Die einzureichenden Unterlagen konnte die Petentin
ohne Weiteres dem Antragsformular entnehmen.

a.

Rechtlich unzutreffend ist die Annahme der Petentin,
dass bereits aufgrund der Anerkennung und Akkredi-
tierung der niederldndischen Hochschule, an der sie
studiert hat, ein weitergehendes Anerkennungsver-
fahren entbehrlich wire bzw. sie iiber einen ,,EU-Ab-
schluss® verflige. Ein Studienabschluss an einer an-
kannten Hochschule ersetzt nicht das Anerkennungs-
verfahren in einem reglementierten Gesundheitsberuf.
Der Studienabschluss ersetzt auch nicht die Berufszu-
lassung im jeweiligen Ausbildungsland bzw. die Be-
statigung des jeweiligen Ausbildungslandes, dass eine
Ausbildung erworben wurde, die in diesem Staat fiir
den unmittelbaren Zugang zu einem dem Beruf des
Physiotherapeuten entsprechenden Beruf erforderlich
ist.

GemélB § 2 Absatz 3 MPhG gilt fiir Antragstellende,
die eine Erlaubnis zum Fiihren der Erlaubnis als Phy-
siotherapeutin oder Physiotherapeut anstreben, die
Voraussetzung des Absatzes 1 Nummer 1 MPhG —
namlich der Nachweis, dass die vorgeschriebene Aus-
bildung abgeleistet und die staatliche Priifung bestan-
den wurde — als erfiillt, wenn aus einem Europédischen
Berufsausweis oder aus einem in einem anderen Ver-
tragsstaat des Europdischen Wirtschaftsraumes er-
worbenen Diplom hervorgeht, dass der Inhaber eine
Ausbildung erworben hat, die in diesem Staat fiir den
unmittelbaren Zugang zu einem dem Beruf des Phy-
siotherapeuten entsprechenden Beruf erforderlich ist.
Diplome im Sinne dieses Gesetzes sind Ausbildungs-
nachweise geméf Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe ¢ der
Richtlinie 2005/36/EG des Europiischen Parlaments
und des Rates vom 7. September 2005 iiber die An-
erkennung von Berufsqualifikationen in der jeweils
geltenden Fassung, die mindestens dem in Artikel 11
Buchstabe b der Richtlinie 2005/36/EG genannten
Niveau entsprechen und denen eine Bescheinigung
des Herkunftsmitgliedstaats iiber das Ausbildungs-
niveau beigefligt ist.

Das von der Antragstellerin vorgelegte Abschluss-
zeugnis geniigt diesen Anforderungen nicht. Daher
waren seitens der LAfG eine Kopie der Registrierung
bzw. Berufsausiibungserlaubnis bzw. Arbeitslizenz
oder Fachpriifung in Ubersetzung im Einklang mit § 2
Absatz 3 MPhG nachzufordern.

Die Nachforderung von Arbeitszeugnissen dient bei
der Gleichwertigkeitsfeststellung dem Ausgleich von
wesentlichen Unterschieden durch nachgewiesene
Berufspraxis und lebenslanges Lernen nach § 2 Ab-
satz 3 Satz 7 MPhG. Da im Lebenslauf der Petentin
Angaben zu beruflichen Tétigkeiten in der Physio-
therapie in den Niederlanden angegeben wurden, lag
es im Interesse der Petentin nahe, Arbeitszeugnisse
anzufordern, um diese im Rahmen der Gleichwertig-
keitspriifung zu ihren Gunsten beriicksichtigen zu
konnen.
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b.

Nach § 2 Absatz 1 Nummer 4 MPhG setzt die Er-
teilung der Erlaubnis zum Fiihren der Berufsbezeich-
nung ,,Physiotherapeutin® auch voraus, dass die An-
tragstellerin iiber die fiir die Ausiibung der Berufs-
tatigkeit erforderlichen Kenntnisse der deutschen
Sprache verfiigt. Nach einem Beschluss der Gesund-
heitsministerkonferenz gelten die erforderlichen deut-
schen Sprachkenntnisse u. a. als nachgewiesen bei
Antragstellenden, bei denen die Genehmigungsbehor-
de ohne Zweifel feststellt, dass Deutsch in Wort und
Schrift flieBend (z. B. als Muttersprache) beherrscht
wird oder der Abschluss der Ausbildung in dem Ge-
sundheitsfachberuf in deutscher Sprache erworben
wurde. Der Nachweis der erforderlichen deutschen
Sprachkenntnisse gilt in der Regel als erbracht, wenn
die oder der Antragstellende den Abschluss einer min-
destens zehnjdhrigen allgemeinbildenden Schulbil-
dung an einer deutschsprachigen Schule oder den Ab-
schluss einer mindestens dreijdhrigen Berufsausbil-
dung in deutscher Sprache erworben hat oder ein von
einer Bundes- oder Landesbehdrde durchgefiihrtes,
getragenes oder anerkanntes Programm zur Gewin-
nung auslédndischer Fachkrifte in Gesundheitsfachbe-
rufen, das auch einen berufsbezogenen Deutschkurs
(mindestens Niveau GER B2, bei Logopéddinnen und
Logopiden Niveau GER C2), erfolgreich abgeschlos-
sen hat. Wie der Nachweis der erforderlichen Sprach-
kenntnisse konkret nachgewiesen werden kann, wird
auf der Internetseite der LAfG detailliert beschrieben.

Die Petentin ist in Tschechien geboren und hat in den
Niederlanden ihre Ausbildung absolviert. Aus den bei
der LAfG eingereichten Unterlagen ergab sich fiir die
LAfG weder, dass Deutsch die Muttersprache der Pe-
tentin ist noch der schulische Werdegang der Petentin.
Bei Beachtung der Hinweise der LAfG zum Nachweis
der erforderlichen Sprachkenntnisse wére es fiir die
Petentin ein Leichtes gewesen, auf ihre Muttersprach-
lichkeit bzw. ihren schulischen Werdegang hinzuwei-
sen und sich damit die Nachforderung von Sprach-
nachweisen zu ersparen, die sie nun beklagt. Pars pro
toto verdeutlicht dies, wie gerade unvollstindige oder
nicht mit der ndtigen Sorgfalt eingereichte Antrége
unnétigen Aufwand bei der LAfG verursachen, der zu
unndtigen Verfahrensverzogerungen fiihrt.

3.

Nach § 21 ¢ Absatz 1 PhysTh-APrV hat die Priifung
der Gleichwertigkeit innerhalb von vier Monaten ab
vollstdndiger Vorlage aller erforderlichen Unterlagen
zu erfolgen. Diese Information wird grundsétzlich in
der Eingangsbestitigung mitgeteilt, um den Antrag-
stellenden Planungssicherheit zu geben und auch um
Sachstandsanfragen zu minimieren. In der Regel er-
teilt die LAfG — wie vorliegend — die Feststellungsbe-
scheide schneller als in der gesetzlich geregelten Frist
bestimmt. Im Falle der Petentin erfolgt die Erteilung
der Berufserlaubnis innerhalb von etwa zwei Mona-
ten trotz der Notwendigkeit der Anforderung weiterer
Unterlagen. Angesichts der bundesrechtlich vorgese-
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henen Fristen entbehrt der Vorwurf ,,erheblicher Ver-
fahrensverzogerung* jeglicher Grundlage.

Beschlussempfehlung:
Die Petition wird fiir erledigt erklart.

Berichterstatter: Katzenstein

20. Petition 17/4771 betr. Umsetzung des Neutra-
litéiits- und Trennungsprinzips zwischen Staat
und Kirche

Der Petent fordert die konsequente Trennung von
Staat und Kirche in Baden-Wiirttemberg und in der
Folge insbesondere die Beendigung ,,staatlicher Fi-
nanzierung kirchlicher Strukturen® und anderer insti-
tutioneller Verflechtungen.

Der Petent weist auf die verfassungsrechtliche Vor-
gabe hin, dass die ,,auf Gesetz, Vertrag oder beson-
deren Rechtstiteln beruhenden Staatsleistungen an
die Religionsgesellschaften (...) durch die Landes-
gesetzgebung abgelost™ (werden), Artikel 138 Ab-
satz 1 Weimarer Reichsverfassung (WRV) i. V. m.
Artikel 140 Grundgesetz (GG). Artikel 7 Absatz 3
Landesverfassung (LV) Baden-Wiirttemberg regelt
ferner: ,,Eine endgiiltige allgemeine Regelung soll
durch Gesetz oder Vertrag getroffen werden.“ Er kri-
tisiert, dass der sich aus dem Verfassungsrecht von
Bund und Land ergebende Auftrag zur Ablosung der
sogenannten Staatsleistungen bislang nicht umgesetzt
worden sei. Dies stelle ,,einen fortgesetzten Verfas-
sungsversto“ dar. Die laufenden Zahlungen seien
nicht von einer entsprechenden Verpflichtung zur
Entschidigung fiir zu Unrecht erfolgte Enteignungen
vor Inkrafttreten der Weimarer Reichsverfassung be-
griindet. Die Gesamtsumme der gezahlten Staatsleis-
tungen stiinden in keinem Verhéltnis mehr zu den da-
maligen Vermogensverlusten der Kirchen.

Der Petent thematisiert in diesem Zusammenhang
auch die Mitwirkung des Landes bei der Erhebung
der Kirchensteuer und beméngelt: ,,Diese Praxis be-
griindet eine strukturelle Ndhe zwischen Staat und
Kirche, die mit dem Neutralititsgebot schwer ver-
einbar ist und international eine Ausnahme darstellt.”
SchlieBlich moniert der Petent, dass sich der Staat an
der Ausbildung des religiosen Personals der Kirchen,
an der Anstaltsseelsorge und an kirchlichen Einrich-
tungen der Daseinsvorsorge finanziell beteilige, diese
zum Teil sogar vollstindig finanziere und dass Re-
ligionsgemeinschaften, denen die Rechte einer Kor-
perschaft des oOffentlichen Rechts verlichen worden
sind, weitreichende steuerliche und andere fiskalische
Privilegien genieen wiirden. Letztlich wiirden so alle
Steuerzahler zur Mitfinanzierung kirchlicher Aufga-
ben gezwungen.

Als Forderung an den Landtag ist in der Petition for-
muliert, ,,den verfassungsrechtlichen Abloseauftrag
nach Artikel 138 WRV i. V. m. Artikel 140 GG sowie
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Artikel 7 LV unverziiglich umzusetzen, die Staatsleis-
tungen des Landes an die Kirchen endgiiltig zu be-
enden, staatlich finanzierte kirchliche Einrichtungen
der Daseinsvorsorge in Offentliche Trédgerschaft zu
iiberfiihren oder vollstindig zu entflechten sowie die
religios-weltanschauliche Neutralitdt des Landes kon-
sequent durchzusetzen.*

Die Priifung der Petition hat Folgendes ergeben:

Aus der sich aus Artikel 137 WRV i. V. m. Artikel 140
GG (,,Es besteht keine Staatskirche™) ergebenden
Trennung von Staat und Kirchen bzw. Religionsge-
sellschaften resultiert nicht, dass der Gesetzgeber des
Landes Baden-Wiirttemberg aufgefordert oder ver-
pflichtet wire, die sogenannten Staatsleistungen an
die Kirchen ohne Weiteres zu beenden, die Mitwir-
kung bei der Erhebung von Kirchensteuer aufzugeben
und Einrichtungen der Daseinsvorsorge in 6ffentliche
Tragerschaft zu tberfithren. Die Verpflichtung zur
weltanschaulichen Neutralitdt ist durch die vom Pe-
tenten beschriebenen Formen der Zusammenarbeit
und die Erfiillung von Rechtspflichten nicht in Frage
gestellt.

a)

Die vom Land Baden-Wiirttemberg aufgrund von
Staatsvertrdgen an Kirchen geleisteten und nach
Artikel 7 Absatz 1 LV dem Grunde nach weiter ge-
wihrleisteten Zahlungen (sogenannte Staatsleistun-
gen) stellen Leistungen dar, die eine Kompensation
fiir vor Inkrafttreten der Weimarer Reichsverfassung
vorgenommene Enteignungen von Kirchenbesitz, vor
allem in Folge des sogenannten Reichsdeputations-
hauptschlusses im Jahr 1803 sind. Diese kdnnen nach
herrschender Meinung und entgegen der Auffassung
des Petenten nicht ohne Weiteres eingestellt werden.
Erforderlich ist die Beendigung der Erstattung fort-
laufender Zahlungen durch eine endgiiltige Kompen-
sation. Artikel 140 GG i. V. m. Artikel 138 Absatz 1
WRYV regelt, dass die auf Gesetz, Vertrag oder beson-
deren Rechtstiteln beruhenden Staatsleistungen an die
Religionsgesellschaften auf der Grundlage eines Bun-
desgesetzes durch die Landesgesetzgebung abzuldsen
sind. Entsprechend sieht auch Artikel 7 Absatz 3 LV
vor, dass eine endgiiltige allgemeine Regelung durch
Gesetz oder Vertrag getroffen werden soll. Nach herr-
schender Auffassung muss vor einer Ablosung der
Leistungen auf Landesebene ein entsprechendes Bun-
desgesetz vorliegen.

Ein Bundesgesetz, das die Grundsétze der Abldsung
der sogenannten Staatsleistungen regelt, liegt nicht
vor. In der 20. Legislaturperiode des Bundestags hat
das Bundesministerium des Innern mit Vertretern der
Bundesldnder und der Kirchen sowie mit Experten
Gespréche tiber mogliche Inhalte eines solchen Geset-
zes gefiihrt. Zu einer Befassung des Bundestags kam
es aufgrund der Auflésung des Bundestags und der
Neuwahlen am 23. Februar 2025 nicht mehr.

Der Verfassungsauftrag zur Ablosung der sogenann-
ten Staatsleistungen besteht daher unverdndert fort.
Derzeit liegt keine dem Verfassungsauftrag entspre-

chende bundesgesetzliche Regelung zur Ablose der
Staatsleistungen vor. Aus diesem Grund kann das
Land Baden-Wiirttemberg derzeit eine Abldsung
nicht betreiben und nicht herbeifiihren. Die aktuellen
Leistungen sind unverdndert durch die Kompensation
von Verlusten von Enteignungen begriindet und durch
die Verfassung gewihrleistet.

b)

Kirchen und Religionsgemeinschaften, denen die Rech-
te einer Korperschaft des 6ffentlichen Rechts verlichen
worden sind, sind berechtigt, von ihren Mitgliedern
Kirchensteuer zu erheben (§ 137 Absatz 6 WRYV), eine
entsprechende Verpflichtung besteht jedoch nicht.
Dieses Recht wurde den Kirchen im Zusammenhang
mit der oben erlduterten Enteignung von Kirchen-
eigentum eingerdumt. Bei der Kirchensteuer handelt
es sich weder um eine staatliche Steuer noch um eine
Leistung des Staates an die Kirchen. Der religions-
verfassungsrechtliche Rahmen wird durch das Gesetz
iiber die Erhebung von Steuern durch 6ffentlich-recht-
liche Religionsgemeinschaften in Baden-Wiirttem-
berg (Kirchensteuergesetz — KiStG) konkretisiert. Die
Entscheidung, ob und in welcher Hohe Steuern bei
ihren Mitgliedern erhoben werden, haben die hierzu
berechtigten Kirchen und Religionsgemeinschaften zu
treffen. Die Verwaltung der Kirchensteuer ist Aufgabe
der jeweiligen Kirche oder Religionsgemeinschaft.
Das Kirchensteuergesetz sieht allerdings die Mog-
lichkeit vor, dass die Verwaltung unter anderem der
Kirchensteuer, die als Zuschlag zur Einkommensteuer
erhoben wird, auf Antrag der Religionsgemeinschaft
auf die Landesfinanzbehdrden {ibertragen werden
kann (§ 17 KiStG). Hierfiir erhélt das Land eine an-
gemessene Verwaltungskostenvergiitung (§ 23 KiStG),
damit die Sach- und Personalkosten der Landesfi-
nanzbehdrden abgedeckt sind. Es ist nicht zu erken-
nen, dass das vorfindliche System der Erhebung der
Kirchensteuer durch Landesbehorden gegen Kosten-
ersatz eine unzuldssige strukturelle Verflechtung von
Staat und Kirche darstellen wiirde. Die Zusammen-
arbeit verstoBt nicht gegen das Neutralitétsgebot, son-
dern ist vielmehr eine Folge des verfassungsrechtlich
gewihrleisteten Besteuerungsrechts. In seiner Ent-
scheidung vom 2. Juli 2008 hat das Bundesverfas-
sungsgericht unter Verweis auf seine standige Recht-
sprechung festgestellt, dass es sich bei der Erhebung
der Kirchensteuer nicht nur um ein Recht der Kirchen
handle, sondern gleichzeitig auch um eine Pflicht des
Staates, in Rechtsetzung und Vollzug die Moglich-
keit einer geordneten Verwaltung der Kirchensteuern
sicherzustellen. Dass sich in anderen Staaten andere
Systeme der Erhebung von Beitrdgen der Mitglieder
von Kirchen und Religionsgemeinschaften entwickelt
haben, ist in diesem Zusammenhang unbeachtlich.

¢)

Sofern Kirchen und Religionsgemeinschaften Ange-
bote der Daseinsvorsorge vorhalten und damit an der
Erflillung einer 6ffentlichen Aufgabe mitwirken, ist
dies deren souverdne Entscheidung. Derartige Ange-
bote werden grundsétzlich nicht von staatlichen Stellen
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durch Staatsleistungen oder durch allgemeine zweck-
ungebundene Zahlungen finanziert. Soweit Kirchen
und Religionsgemeinschaften fiir Angebote der Da-
seinsvorsorge offentliche Zuwendungen erhalten, wie
z. B. fiir die Tragerschaft von Kindertageseinrichtun-
gen, Krankenhdusern oder Pflegeeinrichtungen, erhal-
ten sie diese auf der gleichen Grundlage wie andere,
insbesondere gemeinniitzige, Tridger von Angeboten.
Es ist nicht zu erkennen, dass diese Praxis der Finan-
zierung von Offentlichen Aufgaben der verfassungs-
rechtlich aufgegebenen Trennung von Kirche bzw.
Religion und Staat zuwiderlaufen wiirde, vielmehr
wire eine Ungleichbehandlung gegeniiber nicht-reli-
gidsen Trdgern vor dem Hintergrund der Religions-
freiheit nicht zu rechtfertigen. Entgegen der Auffas-
sung des Petenten besteht keine Rechtspflicht noch
eine anderweitige Veranlassung, die vorfindliche Pra-
xis zu beenden. Auch kann der Staat {iber die Ange-
bote von Kirchen und Religionsgemeinschaften nicht
verfiigen.

d)

Die Bereitstellung seelsorgerischer Angebote in An-
stalten stellt eine oOffentliche Aufgabe dar, die im
Zusammenwirken von Staat und Kirchen bzw. Reli-
gionsgemeinschaften gemeinsam verantwortet und
organisiert wird, eine sogenannte res mixta. Der Staat
muss auch in seinen Anstalten die freie Religionsaus-
iibung ermoglichen und deshalb aufgrund der beson-
deren Bedingungen entsprechende Angebote unter-
stiitzen. Die Anstaltsseelsorge ist verfassungsrechtlich
durch Artikel 141 WRV i. V. m. Artikel 140 GG ab-
gesichert.

e)

Der Staat wirkt an der Ausbildung ,,von Priestern und
kirchlichem Fiihrungspersonal® nur insoweit mit, als
er an den Landesuniversititen die in den Staatsvertra-
gen mit den Kirchen vorgesehenen Lehreinrichtungen
bereitstellt. Sie dienen der wissenschaftlichen Aus-
bildung und realisieren ebenfalls eine res mixta. Die
Kirchen und Religionsgemeinschaften wirken in die-
sen mit, soweit der Staat aufgrund seiner Verpflich-
tung zur Neutralitidt auf deren Expertise angewiesen
ist. Die entsprechenden Lehreinrichtungen bestehen
als Ausdruck der fordernden Neutralitit, ein Verstof3
gegen das Verbot der Staatskirche kann auch hierin
nicht gesehen werden.

f)

Kirchen und Religionsgemeinschaften sind als Koér-
perschaften des offentlichen Rechts in dhnlichem
MaBe nur partiell steuerpflichtig, wie dies auch fiir
die offentliche Hand oder andere als gemeinniitzig
anerkannte Organisationen der Fall ist. Grunderwerb-
steuer beispielsweise fallt nicht an, wenn der Erwerb
eines Grundstiicks in Zusammenhang mit der Erfiil-
lung der mit dem Korperschaftsstatus verbundenen
offentlichen Aufgaben steht. Ein VerstoB3 gegen das
Verbot einer Staatskirche kann auch hierin nicht er-
kannt werden.
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Beschlussempfehlung:
Der Petition kann nicht abgeholfen werden.

Berichterstatter: Katzenstein

21. Petition 17/4849 betr. Priif- und Kontrollpflich-
ten des Landes

I. Gegenstand der Petition

Der Petent begehrt vom Landtag Baden-Wiirttemberg
im Rahmen seiner Kontrollfunktion die Priifung, ob
das Land Baden-Wiirttemberg seine Priif-, Aufsichts-
und Haushaltsverantwortung im Zusammenhang mit
moglichen Cum-Ex- und Cum-Cum-Geschiften der
Landesbank Baden-Wiirttemberg (LBBW) wahrge-
nommen hat.

II. Sachverhalt

Der Petent begehrt vom Landtag von Baden-Wiirt-
temberg im Rahmen seiner verfassungs- und haus-
haltsrechtlichen Kontrollfunktion

— die Priifung, inwieweit die bestehenden Priif-, Auf-
sichts- und Beteiligungspflichten des Landes ge-
geniiber der LBBW im Zusammenhang mit Cum-
Ex- und Cum-Cum-Geschéften wahrgenommen
wurden,

— die Bewertung von moglichen aufsichtsrechtlichen,
organisatorischen oder strukturellen Defiziten,

— die Befassung des Landesrechnungshofs Baden-
Wiirttemberg mit einer entsprechenden Priifung,

— die Offenlegung bestehender oder ehemaliger fi-
nanzieller Risiken fiir den Landeshaushalt und

— eine Berichterstattung iiber die Ergebnisse sowie
iiber etwaige erforderliche FolgemaBnahmen.

Die Petition wird damit begriindet, dass die Ge-
schiftstatigkeit der LBBW als offentlich-rechtliches
und teilweise landeseigenes Kreditinstitut einer be-
sonderen staatlichen Kontroll- und Transparenzver-
antwortung unterliege. Geschéftsrisiken der LBBW
konnten mittelbar oder unmittelbar Auswirkungen
auf den Landeshaushalt haben und begriindeten damit
eine fortdauernde parlamentarische Uberwachungs-
aufgabe.

Es gebe Hinweise in 6ffentlich zugénglichen Berich-
ten und Gerichtsverfahren, dass auch 6ffentlich-recht-
liche Kreditinstitute in Cum-Ex- und Cum-Cum-Ge-
schifte eingebunden gewesen sein konnten. Bereits
das Vorliegen gewichtiger Hinweise auf mogliche
finanzielle oder organisatorische Risiken 19se eine
Priifverantwortung des Landtags von Baden-Wiirt-
temberg aus, weil der Landtag als Haushaltsgesetzge-
ber verpflichtet sei, {iber Risiken, Versdumnisse und
strukturelle Schwéchen landeseigener Beteiligungen
unterrichtet zu sein.
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Dariiber hinaus sei die Einbindung des Landesrech-
nungshofs Baden-Wiirttemberg angesichts der poten-
ziellen haushaltsrelevanten Dimension moglicher
Cum-Ex- oder Cum-Cum-Geschifte zur unabhéngi-
gen Bewertung sachgerecht und erforderlich.

Der Petent gibt als Ziel der Petition an, die bestehen-
den Priif- und Kontrollpflichten des Landes Baden-
Wiirttemberg konsequent zur Anwendung zu brin-
gen, Transparenz liber mogliche Risiken zu schaffen
und sicherzustellen, dass landeseigene Finanzins-
titute kiinftig keinen vergleichbaren Geféahrdungen
ausgesetzt sind. Nur durch eine nachvollziehbare
parlamentarische Priifung konne das Vertrauen in
verantwortungsvolles staatliches Finanzhandeln ge-
wahrt werden.

III. Rechtliche Wiirdigung

Der Landtag von Baden-Wiirttemberg iiberwacht die
Ausiibung der vollziehenden Gewalt nach Maligabe
der Verfassung (Artikel 27 Absatz 2 2. Halbsatz Lan-
desverfassung). Im Zusammenhang mit Cum-Ex- und
Cum-Cum-Geschéften iiberwachte der Landtag von
Baden-Wiirttemberg die Landesregierung von Baden-
Wiirttemberg insbesondere durch folgende 6ffentlich
zugéngliche Anfragen und Antrége:

— Kleine Anfrage der Abg. Dr. Markus Rdsler, Dani-
ela Evers und Peter Seimer Griine (Landtagsdruck-
sache 17/8778);

— Kleine Anfrage der Abg. Friedrich Haag und
Nico Weinmann FDP/DVP (Landtagsdrucksache
17/10129);

— Antrag der Abg. Nico Weinmann und Frank Bonath
u. a. FDP/DVP (Landtagsdrucksache 17/6820);

— Antrag der Abg. Thomas Hentschel und Peter Sei-
mer u. a. Griine (Landtagsdrucksache 17/6772);

— Antrag des Abg. Nicolas Fink u. a. SPD (Landtags-
drucksache 17/5882).

a) Wahrnehmung von Priif-, Aufsichts- und Beteili-
gungspflichten des Landes

Das Land Baden-Wiirttemberg nahm die bestehenden
Priif-, Aufsichts- und Beteiligungspflichten gegen-
iiber der LBBW im Zusammenhang mit Cum-Ex- und
Cum-Cum-Geschiften folgendermaf3en wahr:

(1) Haushaltsrechtliche Verantwortung nach der Lan-
deshaushaltsordnung

Das Land Baden-Wiirttemberg unterliegt bei seinen Be-
teiligungen grundsétzlich der haushaltsrechtlichen Ver-
antwortung nach der Landeshaushaltsordnung (LHO).
In der LHO sind die haushaltsrechtlichen Grundla-
gen fiir die Beteiligungen des Landes Baden-Wiirt-
temberg geregelt und es ist festgelegt, wie diese Be-
teiligungen ihre Haushalts- und Wirtschaftsfithrung
zu gestalten haben. Auf die Haushalts- und Wirt-
schaftsfiihrung der LBBW finden diese haushalts-
rechtlichen Grundlagen allerdings aufgrund des in

§ 112 Absatz 1 Nummer 4 LHO geregelten Aus-
schlusses keine Anwendung.

(2) Beteiligungs- und Eigentiimeraufsicht iiber lan-
deseigene Unternehmen

Die Anteileigner der LBBW sind das Land Baden-
Wiirttemberg (24,99 %), die Landesbeteiligungen Ba-
den-Wiirttemberg GmbH (15,55 %), die Landeshaupt-
stadt Stuttgart (18,93 %) und der Sparkassenverband
Baden-Wiirttemberg (40,53 %). Die Uberwachung
und Kontrolle des Vorstands der LBBW obliegt ge-
miB § 11 Absatz 1 Landesbankgesetz (,LBWG®) in
Verbindung mit § 15 Absatz 1 LBBW-Satzung dem
Aufsichtsrat der LBBW. Die Interessen der Anteils-
eigner der LBBW nehmen die von ihnen entsandten
Mitglieder des Aufsichtsrats wahr.

Die LBBW untersuchte die Vorgéinge zu Cum-Ex-
und Cum-Cum-Geschiften. Uber die Erkenntnisse
dieser Untersuchungen unterrichtete die LBBW un-
verziiglich den Aufsichtsrat und die zustdndigen Be-
horden.

Mit der Aufarbeitung dieser Vorgénge war der neu
berufene Vorstand der LBBW betraut, welcher — ent-
sprechend seinen gesetzlichen Pflichten — diesen
Sachverhalt unter allen relevanten rechtlichen As-
pekten priifen lieB. Diese umfassende Aufarbeitung
iiberwachte der neu implementierte Aufsichtsrat der
LBBW. Dabei begleitete der gesamte Aufsichtsrat
und insbesondere die dort vertretenen Mitglieder der
Landesregierung den Aufarbeitungsprozess und die
sich hieraus ergebenden Umsetzungsmafinahmen im
Hinblick auf mégliche Defizite kritisch.

Die Beratungen und Unterlagen des Aufsichtsrats der
LBBW unterliegen der Vertraulichkeit.

(3) Rechts- und Fachaufsicht durch das Finanzminis-
terium Baden-Wiirttemberg

Die LBBW-Aufsicht stellt eine besondere Form der
Aufsicht dar, die aus der Rechtsform der LBBW als
rechtsfahige Anstalt des oOffentlichen Rechts (§ 1
Absatz 1 Satz 1 LBWG) resultiert. Daher unterliegt
die LBBW der Aufsicht des Landes (§ 18 Absatz 1
Satz 1 LBWG); als Rechtsaufsichtsbehorde fungie-
ren das Ministerium fiir Finanzen und das Ministeri-
um des Inneren, fiir Digitalisierung und Kommunen
(§ 18 Absatz 1 Satz 3 LBWG). Gemil § 18 Absatz 1
Satz 2 LBWG beschrinkt sich die Aufsicht darauf,
die RechtméBigkeit von Geschiftsfithrung und Ver-
waltung sicherzustellen.

Aus der Qualifikation der LBBW-Aufsicht als
Rechtsaufsicht folgt, dass sie auf die Uberwachung
der Einhaltung der fiir die LBBW geltenden Rechts-
vorschriften beschrinkt ist. Sie ist keine Fachaufsicht,
mit der auch die ZweckméiBigkeit des Handelns iiber-
priift werden konnte.

§ 18 Absatz 1 Satz 2 LBWG fordert die Sicherstel-
lung der RechtmiBigkeit von Geschéftsfiihrung und
Verwaltung und bezieht sich damit auf die Erfiillung
des Errichtungszwecks der LBBW, ihres 6ffentlichen
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Auftrags (§ 2 Absatz 2, 4, 5 und 7 LBWG) und die
Einhaltung der spezialgesetzlichen Normen (LBWG
und Satzungsrecht). Erfasst wird die landesbankrecht-
lich relevante Tatigkeit der LBBW und all ihrer Or-
gane. Die Aufsicht soll die Einhaltung aller landes-
bankrechtlichen Bestimmungen gewihrleisten, z. B.
dass bestehende Geschéftsbeschrankungen oder Zu-
standigkeitsgrenzen eingehalten werden oder sich ihre
Organe innerhalb der ihnen zustehenden Befugnisse
bewegen.

Hingegen kann und darf die LBBW-Aufsicht auf das
operative Geschift der LBBW keinen Einfluss neh-
men. Es ist es nicht ihre Aufgabe, die Erfiillung ver-
traglicher Verpflichtungen zu iiberwachen. Hinter-
grund ist, dass die Aufsicht im 6ffentlichen Interesse
tatig wird, das sich nicht auf die (gesetz- und vertrags-
gemife) Einhaltung zivilrechtlicher Verpflichtungen
der LBBW zu ihren Vertragspartnern richtet. Auf
diesem Wege werden auch Gewaltenteilungsgesichts-
punkten Rechnung getragen, da die exekutiven von
den judikativen Kompetenzen klar abgegrenzt wer-
den.

Damit ist die Aufsicht auf die Einhaltung des for-
mellen Landesbankenrechts der LBBW beschrénkt.
Hierzu zéhlen insbesondere die Vorschriften iiber den
Organaufbau, die Personalhoheit und die Stellung des
Tragers. Dagegen ist das materielle Landesbanken-
recht, das die Geschéftspolitik und die Geschéftsfiih-
rung der LBBW betrifft, nicht erfasst.

Vor diesem Hintergrund sind Cum-Ex- und Cum-
Cum-Geschifte nicht Gegenstand der LBBW-Auf-
sicht, die auf das formelle Landesbankenrecht be-
schrinkt ist. Daneben ist darauf hinzuweisen, dass die
LBBW im Rahmen der Europdischen Bankenunion
der zentralen Bankenaufsicht von Grof3banken in der
Eurozone durch die EZB unterliegt.

b) Bewertung von moglichen aufsichtsrechtlichen, or-
ganisatorischen oder strukturellen Defiziten

Die Bankenregulierung ist ein stetig voranschreitender
Prozess, um Folgerungen aus moglichen aufsichts-
rechtlichen, organisatorischen oder strukturellen Defi-
ziten zu ziehen, die z. B. im Zuge von Wirtschafts- und
Finanzkrisen offenbar oder aus ordnungspolitischen
Griinden wie z. B. Anlegerschutz, Rechnungslegungs-
und Publizitdtsvorschriften, erforderlich werden.

Vor diesem Hintergrund kam es in den letzten 15 Jahren
zu einer Ausweitung und umfassenden Verscharfung
der regulatorischen Rahmenbedingungen fiir Kredit-
institute (z. B. die Einfilhrung der CRR, die Einfiih-
rung des einheitlichen Aufsichtsmechanismus unter
Fithrung der EZB, der Einfithrung der Institutsvergii-
tungsverordnung oder der Ausgestaltung der Anfor-
derungen an die Interne Governance von Instituten).
Diese filihrten bei der LBBW zu entsprechenden Um-
setzungsmafinahmen, die vom Aufsichtsrat begleitet
wurden. Hiervon betroffen waren beispielsweise die
Zusammensetzung und die Uberwachungstitigkeit
des Aufsichtsrats, die Ausgestaltung der Internen Go-
vernance mit der konsequenten Ausgestaltung eines
Modells der drei Verteidigungslinien sowie eine we-

32

sentliche Ausweitung von internen und externen Be-
richtspflichten. Die LBBW hat, wie viele andere ver-
gleichbare Institute, zudem in den vergangenen Jah-
ren ihre Compliance-Strukturen sukzessive erweitert
und spezifische Risikomanagementsysteme in Hin-
blick auf eine Steuer-Compliance aufgebaut.

Die Zustindigkeiten in diesem Zusammenhang lie-
gen seit der Griindung der Europdischen Bankenunion
und der Einfiihrung der zentralen Bankenaufsicht von
GroBbanken in der Eurozone durch die EZB auf euro-
pdischer Ebene. Unabhéngig davon begleitete der ge-
samte Aufsichtsrat — wie unter (1) ausgefiihrt — die
sich hieraus ergebenden UmsetzungsmafBinahmen im
Hinblick auf mégliche aufsichtsrechtliche, organisato-
rische oder strukturelle Defizite kritisch.

¢) Befassung des Landesrechnungshofs Baden-Wiirt-
temberg

Dem Landesrechnungshof Baden-Wiirttemberg steht
gemiB § 112 Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 LHO kein
Priifungsrecht bei der LBBW zu. Eine Befassung ist
damit nicht moglich.

d) Offenlegung bestehender oder ehemaliger finan-
zieller Risiken fiir den Landeshaushalt

Die LBBW hat die sich aus Cum-Ex- und Cum-Cum-
Geschiften ergebende Steuernachzahlung vollstidndig
beglichen.

e) Berichterstattung {iber die Ergebnisse sowie iiber
etwaige erforderliche Folgema3inahmen

Eine Berichterstattung an den Landtag Baden-Wiirt-
temberg ist nicht angezeigt.

— Der Aufsichtsrat der LBBW kam seiner Uber-
wachungs- und Kontrollfunktion nach. Die Be-
ratungen und Unterlagen des Aufsichtsrats der
LBBW sind vertraulich.

— Cum-Ex- und Cum-Cum-Geschéfte sind nicht Ge-
genstand der Rechtsaufsicht durch das Ministerium
fir Finanzen und das Ministerium des Inneren, fiir
Digitalisierung und Kommunen, da diese auf das
formelle Landesbankenrecht beschrinkt ist. Im Ub-
rigen unterliegt die LBBW der zentralen Banken-
aufsicht durch die EZB.

— Mogliche aufsichtsrechtliche, organisatorische oder
strukturelle Defizite unterliegen dem stindigen
Monitoring im Rahmen der Bankenregulierung, die
in den letzten 15 Jahren die regulatorischen Rah-
menbedingungen fiir Kreditinstitute umfassend
verschérfte. Die Zustindigkeiten in diesem Zusam-
menhang liegen bei der EZB, wobei sich hieraus
ergebende UmsetzungsmalBnahmen durch den Auf-
sichtsrat der LBBW kritisch begleitet werden. Die
Beratungen und Unterlagen des Aufsichtsrats der
LBBW sind vertraulich.

— Dem Landesrechnungshof Baden-Wiirttemberg steht
gemil § 112 Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 LHO kein
Priifungsrecht bei der LBBW zu.
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— Die LBBW hat die sich aus Cum-Ex- und Cum-
Cum-Geschiften ergebende Steuernachzahlungen
vollsténdig beglichen.

Beschlussempfehlung:
Der Petition kann nicht abgeholfen werden.

Berichterstatter: Katzenstein

22. Petition 17/4850 betr. Reform des Beamten-
rechts, gesetzliche Rentenversicherung u. a.

1. Gegenstand der Petition

Der Petent zielt mit seiner Petition darauf ab, seiner
Meinung nach bestehende strukturelle Fehlentwick-
lungen zu korrigieren, die finanzielle Nachhaltig-
keit des Landes Baden-Wiirttemberg zu sichern, die
Transparenz staatlicher Verpflichtungen zu erhdhen
und ein gerechtes sowie generationengerechtes Ver-
sorgungssystem zu schaffen. Hierzu wird die Priifung
einer Reform des Beamtenrechts fiir zukiinftige Neu-
einstellungen angeregt.

II. Sachverhalt

Nach Ansicht des Petenten handle es sich bei den er-
heblichen langfristigen finanziellen Verpflichtungen
aus der Beamtenversorgung vor dem Hintergrund des
demografischen Wandels um verdeckte langfristige
Zahlungsverpflichtungen in dreistelliger Milliarden-
hohe. Bereits heute wende das Land Milliardenbe-
trige fiir Versorgungsausgaben auf, welche fiir an-
dere Investitionen bendtigt wiirden. Beamtinnen und
Beamte leisteten keine Beitrdge zur Altersversorgung,
anders als Rentnerinnen und Rentner. Dies sei auch
im Hinblick auf das unterschiedliche Versorgungs-
niveau eine Ungleichbehandlung.

Fiir die Sonderstellung von Beamtinnen und Beamten,
wie etwa bei Lehrkriften, fehle eine sachliche Recht-
fertigung. Andere Bundeslinder und européische
Staaten wiirden erfolgreich zeigen, dass leistungsfa-
hige 6ffentliche Verwaltungen ohne umfassende Ver-
beamtungen mdglich seien.

Auf Verbeamtungen von Lehrkriften und weiterer
nichthoheitlicher Landesbediensteter solle daher zu-
kiinftig verzichtet werden. Neu eingestellte Beamtin-
nen und Beamte sollten grundsétzlich in die gesetz-
liche Rentenversicherung einbezogen und die bishe-
rige pensionsrechtliche Sonderversorgung bei Neu-
einstellungen beendet werden. Artikel 33 Absatz 5
Grundgesetz (GG) schreibe keine bestimmte Form der
Altersversorgung vor, sondern lediglich eine amtsan-
gemessene Versorgung.

II1. Rechtliche Wiirdigung

Einbeziehung von Beamtinnen und Beamten in die
gesetzliche Rentenversicherung:

Die Altersversorgung der Beamtinnen und Beamten
unterscheidet sich erheblich von der Altersversorgung
sozialversicherungspflichtig beschéftigter Personen.
Dies betrifft das System, die Finanzierung und vor al-
lem die rechtlichen Rahmenbedingungen. Beamtinnen
und Beamte in die gesetzliche Rentenversicherung
einzubeziehen setzt eine vorangehende bundesrechtli-
che Anderung im Rentenrecht voraus. Zudem wiirden
erhebliche verfassungsrechtliche Fragen aufgeworfen.
Auch brichte eine angedachte Reform iiber Jahrzehnte
finanzielle Mehrbelastungen mit sich. Ein Alleingang
von Baden-Wiirttemberg bei Neuverbeamtungen ware
nicht zielfiihrend.

Im Einzelnen:

Die Gesetzgebungskompetenz fiir die Versorgung der
Beamtinnen und Beamten der Lénder, Gemeinden
und anderen Korperschaften des 6ffentlichen Rechts
sowie der Richterinnen und Richter in den Landern
selbst liegt bei den Ladndern. Fiir das Recht der ge-
setzlichen Rentenversicherung ist jedoch der Bund
zustdndig. Fiir die Schaffung einer grundsitzlichen
Moglichkeit der Einbeziehung von Beamtinnen und
Beamten bediirfte es daher zunéchst einer Anderung
des Sechsten Buch Sozialgesetzbuch durch den Bund,
welches die Versicherungsfreiheit der Beamtinnen
und Beamten regelt.

Rechtlich nicht abschlieBend geklért ist aber vor al-
lem, ob es zuvor noch einer Anderung des Grundge-
setzes mit der erforderlichen Zweidrittelmehrheit des
Bundestags und des Bundesrats bediirfte. Der Dienst-
herr ist nach Artikel 33 Absatz 5 GG verpflichtet, Be-
amtinnen und Beamte und ihre Familien lebenslang
amtsangemessen zu alimentieren (Alimentationsprin-
zip). Thnen ist aufgrund des gegenseitigen Dienst- und
Treueverhéltnisses ein Lebensunterhalt zu gewihren,
der sich grundsitzlich an den Dienstbeziigen des letz-
ten Amtes und der Lénge der aktiven Dienstzeit be-
misst. Die gesetzliche Rente bemisst sich grundsétz-
lich an einer gehaltsbezogenen Beitragsstruktur. Eine
ausschlieBliche Altersversorgung der Beamtinnen und
Beamten aus der gesetzlichen Rentenversicherung
diirfte daher den bestehenden verfassungsrechtlichen
MaBstében nicht geniigen.

Das Bundesverfassungsgericht flihrt in seiner bishe-
rigen Rechtsprechung zudem aus, es sei verfassungs-
rechtlich zwingend gefordert, dass Beamtinnen und
Beamte rechtlich und wirtschaftlich abgesichert seien
und dass die personale Bindung des Beamten zum
Dienstherrn fiir die Unterhaltsgewéhrung ungeschma-
lert bestehen bleibe. Die Alimentationsverpflichtung
des Dienstherrn sei unabdingbar und kraft ihrer be-
sonderen rechtlichen Struktur nicht teilbar. Auf dem
Boden der hergebrachten Grundsdtze des Berufs-
beamtentums konne das Ruhegehalt der Beamtinnen
und Beamten weder ganz oder teilweise in Leistungen
anderer Qualitét {libergeleitet werden. Die Beamten-
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versorgung diirfe auch hinsichtlich einzelner ihrer
Bestandteile nicht dem Gewahrleistungsbereich des
Artikels 33 Absatz 5 GG entzogen werden. Sie miisse
vom Dienstherrn selbst gewéhrt werden, der sich hin-
sichtlich keiner der bedeutsamen Alimentationsleis-
tungen durch einen Dritten entlasten diirfe.

Ob diese verfassungsrechtlichen MafBstibe bei einer
Eingliederung in die gesetzliche Rentenversicherung
gewahrt wiren, ist duflerst fraglich und wird zunéchst
durch den Verfassungsgesetzgeber sowie gegebenen-
falls das Bundesverfassungsgericht zu beantworten
sein. Bisher hat das Bundesverfassungsgericht eine
Vergleichbarkeit der gesetzlichen Rentenversicherung
und der Beamtenversorgung in verschiedenen Kontex-
ten verneint und dabei auf grundlegende strukturelle
Unterschiede verwiesen. Daraus konnte abgeleitet
werden, dass Artikel 33 Absatz 5 GG eine eigenstindige
Beamtenversorgung gewihrleistet und schiitzt.

Das Land miisste zudem iiber viele Jahrzehnte par-
allel Versorgungsbeziige nach bisherigem Recht und
zusitzlich Beitrdge zur Rentenversicherung fiir neu
hinzukommende Beamtinnen und Beamte leisten.
Eine moglicherweise erforderliche zusétzliche be-
triebliche Altersversorgung fiir Beamtinnen und
Beamte miisste ebenfalls finanziert werden. Die ge-
setzliche Rentenversicherung gewéhrleistet als zu er-
ginzende Regelsicherung lediglich das Niveau einer
Teilsicherung, wéihrend die Beamtenversorgung eine
Vollversorgung garantiert.

Verzicht auf Neuverbeamtungen im nichthoheitlichen
Bereich:

Die Verbeamtung von Personen auf Landesebene
unterliegt der jeweiligen Ressortzustindigkeit und
den dortigen Gegebenheiten. Von Neuverbeamtungen
grundsitzlich abzusehen bediirfte vielschichtiger poli-
tischer Entscheidungen und entsprechender Mehrhei-
ten. Zudem wiren komplexe rechtliche und finanzielle
Voraussetzungen vorab zu kléren.

Erforderlich wiére eine ldnderiibergreifende konzer-
tierte Bereitschaft, von Neuverbeamtungen grundsétz-
lich abzusehen. Eine solche Mehrheit ist derzeit nicht
ersichtlich. Bisherige Versuche einzelner Bundeslin-
der, von Neuverbeamtungen von Lehrkriften grund-
sdtzlich abzusehen, scheiterten und man kehrte nach
einiger Zeit zur Verbeamtung von Lehrkréften zuriick.

Finanzielle Transparenz und Vorsorge:

Der Petent nimmt Bezug auf die Pensionsriickstellun-
gen aus der Vermogensrechnung des Landes Baden-
Wiirttemberg. Zum Stand 31. Dezember 2024 wurden
177 830,72 Millionen Euro auf der Passivseite der
Vermogensrechnung hierfiir ausgewiesen. Riickstel-
lungen sind Verpflichtungen, die dem Grunde nach
hinsichtlich des Auszahlungszeitpunktes oder der
Hohe nach noch nicht bestimmt sind.

Diese Riickstellungen fiir Pensionen werden fiir die
Versorgungsbeziige der Beamtinnen und Beamten
sowie der Richterinnen und Richter in der Vermo-
gensrechnung ausgewiesen. Berilicksichtigt werden
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die Anwartschaften der aktiven Bediensteten sowie
die Verpflichtungen gegeniiber den aktuellen Versor-
gungsempfangerinnen und Versorgungsempfingern
einschlieBlich der Hinterbliebenenversorgung und der
Anspriiche im Falle von Dienstunféhigkeit. AuBBerdem
sind die Anspriiche auf Altersgeld und Hinterbliebe-
nengeld fiir ehemalige Aktive enthalten, die vorzeitig
aus dem Beamten- oder Richterverhiltnis ausgeschie-
den sind. Diese Versorgungsanwartschaften, werden
nach finanzmathematischen Verfahren hochgerech-
net. Sie sind nicht gleichzusetzen mit Zahlungen zu
einem bestimmten Zeitpunkt, sondern bilden ein Ge-
samtrisiko ab.

Die laufenden Versorgungsausgaben fiir die aktuellen
Versorgungsempfangerinnen und Versorgungsemp-
fanger sowie die Empfangerinnen und Empfanger von
Alters- und Hinterbliebenengeld sind im Landeshaus-
halt veranschlagt und im Rahmen der Gesamtdeckung
finanziert.

Mit den Sondervermdgen ,,Versorgungsriicklage® und
,»,Versorgungsfonds®, die zum Stand 31. Dezember 2025
ein Volumen von ca. 13 Milliarden Euro aufweisen, hat
die Landesregierung dafiir vorgesorgt, dass der kiinftige
Anstieg der Versorgungslasten abgefedert wird.

Mit der kiinftigen Einstellung von Arbeitnehmern
statt Beamten bleiben zundchst die Versorgungslas-
ten unverdndert. Es ist diesbeziiglich nicht mit einer
signifikanten Entlastung fiir den Landeshaushalt zu
rechnen.

In der Sitzung des Petitionsausschusses am 24. Juni 2026
wurde ein aus der Mitte des Ausschusses gestellter
Antrag, die Petition der Regierung als Material zu
iiberweisen bei 4 Ja-Stimmen mehrheitlich abgelehnt.

Beschlussempfehlung:
Der Petition kann nicht abgeholfen werden.

Berichterstatter: Katzenstein

23. Petition 17/4917 betr. Zugang zum juristischen
Vorbereitungsdienst

Der Petent bittet den Landtag, umfassend zu priifen,
ob landesrechtliche Regelungen, parlamentarische
Initiativen, Verwaltungsvorschriften und deren tat-
sdchliche Anwendungspraxis mit den Vorgaben des
Grundgesetzes vereinbar sind, sofern sie den Zugang
zum juristischen Vorbereitungsdienst oder vergleich-
baren staatlichen Ausbildungsgéngen von einer ndher
bestimmten ,,Verfassungstreue* abhingig machen.

Mit seinem Vorbringen regt der Petent an sicherzu-
stellen, dass der Zugang zum juristischen Vorberei-
tungsdienst und zu vergleichbaren staatlichen Ausbil-
dungsgingen diskriminierungsfrei, einzelfallbezogen,
verhaltensbezogen und strikt grund- und unionsrechts-
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konform ausgestaltet wird, bis eine abschlieBende ver-
fassungsrechtliche Kldrung auf Bundesebene erfolgt
ist.

Gegenstand der Priifung ist daher die Frage, ob eine
Priifung der ,,Verfassungstreue” der Bewerberinnen
und Bewerber zum juristischen Vorbereitungsdienst
mit den Vorgaben des Grundgesetzes vereinbar ist.

Die Priifung der Petition hat Folgendes ergeben:

Die derzeitig bestehenden Regelungen zum juristi-
schen Vorbereitungsdienst in Baden-Wiirttemberg so-
wie ihre Anwendungspraxis geniigen den Vorgaben
des Grundgesetzes und sind daher rechtméaBig.

Der Petent gesteht selbst zu, dass es erforderlich ist,
an Rechtsreferendarinnen und Rechtsreferendare be-
stimmte verfassungsrechtliche Mindestanforderun-
gen zu stellen, da sie mitunter in sehr sensiblen Be-
reichen eingesetzt werden. Rechtsreferendarinnen und
Rechtsreferendare nehmen im juristischen Vorberei-
tungsdienst an der staatlichen Rechtspflege teil — sie
konnen (unter Aufsicht) eine Gerichtsverhandlung
leiten oder treten in Strafverfahren als Vertreter der
Staatsanwaltschaft vor den Gerichten auf. Deshalb
muss das gesellschaftliche Vertrauen in die Justiz als
Grundlage der Funktionsfdhigkeit der Rechtspflege
sichergestellt sein und zwar auch durch diejenigen
Personen, die fiir den Staat im Rahmen einer staat-
lichen Ausbildung auftreten.

Nach der gefestigten hochstrichterlichen Rechtspre-
chung erfiillt diese verfassungsrechtlichen Mindest-
anforderungen nicht, wer die Grundwerte der Verfas-
sung in Zweifel zieht und darauf abzielt, die freiheit-
liche demokratische Grundordnung zu beeintréchti-
gen oder zu beseitigen, also auf einen Umsturz des
Staates ausgeht. Diese Personen muss der Staat nicht
im juristischen Vorbereitungsdienst ausbilden. Denn
der Staat muss nicht denjenigen in der Ausbildung die
Hand reichen, die spiter darauf abzielen, den Staat zu
beseitigen.

a) Landesrechtliche Regelungen ankniipfend an den
Begriff der ,,Eignung*

Diese Mindestanforderungen ergeben sich aus dem
Begriff der Eignung einer Bewerberin oder eines Be-
werbers. Nach der Rechtsprechung des Bundesver-
waltungsgerichts ist eine Bewerberin oder ein Bewer-
ber dann ungeeignet, wenn sie oder er diese Mindest-
anforderungen nicht erfiillt.

Diese Mindestanforderungen finden sich in Baden-
Wiirttemberg einfachgesetzlich bzw. auf Verord-
nungsebene derzeit in den nachfolgend beschriebenen
Regelungen des Juristenausbildungsgesetzes (im Fol-
genden: JAG) und der Verordnung des Justizminis-
teriums tber die Ausbildung und Priifung der Juris-
tinnen und Juristen (im Folgenden: JAPrO). Andere
Anforderungen auflerhalb des aufgezeigten, verfas-
sungsrechtlich zuldssigen MafBstabs werden in Baden-
Wiirttemberg nicht aufgestellt.

Bis zu seiner Anderung im Februar 2026 lautete § S
Absatz 2 Satz 1 JAG:

,Die Aufnahme in den Vorbereitungsdienst ist ab-
zulehnen, wenn der Bewerber fiir den Vorbereitungs-
dienst ungeeignet oder, insbesondere wegen eines
Verbrechens oder vorsitzlichen Vergehens, fiir den
Erwerb der Befidhigung zum Richteramt nicht wiirdig
ist. Die Aufnahme soll abgelehnt werden, wenn er aus
einem frither begonnenen Vorbereitungsdienst vor-
zeitig entlassen worden ist oder wenn er seine Uber-
nahme aus dem Vorbereitungsdienst eines anderen
Bundeslandes beantragt und hierfiir jeweils ein wich-
tiger Grund nicht vorliegt.“

Seit der vom Landtag am 4. Februar 2026 beschlos-
senen Anderung des § 5 Absatz 2 JAG hat dieser fol-
genden Wortlaut (Anderung unterstrichen):

,Die Aufnahme in den Vorbereitungsdienst ist abzu-
lehnen, wenn der Bewerber fiir den Vorbereitungs-
dienst ungeeignet oder, insbesondere wegen eines
Verbrechens oder vorsitzlichen Vergehens, fiir den
Erwerb der Befahigung zum Richteramt nicht wiirdig
ist. Der Bewerber ist insbesondere dann als ungeeig-
net anzusehen, wenn begriindete Zweifel an der Ver-
fassungstreue bestehen. Die Aufnahme soll abgelehnt
werden, wenn er aus einem frither begonnenen Vor-
bereitungsdienst vorzeitig entlassen worden ist oder
wenn er seine Ubernahme aus dem Vorbereitungs-
dienst eines anderen Bundeslandes beantragt und hier-
fiir jeweils ein wichtiger Grund nicht vorliegt.*

Eine Anderung der Rechtslage ist hiermit nicht ver-
bunden, da die Anderung in der Formulierung die be-
stehende Rechtslage lediglich klarer zum Ausdruck
bringt.

Eine weitere — inhaltlich der fritheren Regelung im
JAG entsprechende — Regelung findet sich in § 42 Ab-
satz 3 Satz 1 JAPrO. Dieser lautet derzeit wie folgt:

,Der Zulassungsantrag ist abzulehnen, wenn die An-
tragstellerin oder der Antragsteller fiir den Vorberei-
tungsdienst ungeeignet ist oder, insbesondere wegen
eines Verbrechens oder vorsétzlichen Vergehens, fiir
den Erwerb der Befihigung zum Richteramt nicht
wiirdig ist.”

Im Hinblick auf die im Februar erfolgte Anderung des
JAG soll der Begriff der Eignung in § 42 Absatz 3
JAPrO nun dahingehend nachgeschirft werden, dass
auch hier Bewerberinnen und Bewerber insbesondere
dann als ungeeignet anzusehen sind, wenn begriindete
Zweifel an der Verfassungstreue bestehen. Die beab-
sichtigte Anderung ist derzeit noch nicht beschlossen.

Dariiber hinaus soll nach § 42 Absatz 2 JAPrO kiinftig
die Vorlage einer Verfassungstreueerkldrung verlangt
werden konnen. Diese Verfassungstreueerkldrung ist
so ausgestaltet, wie es die soeben aufgezeigten Min-
destanforderungen verlangen. Eine Bewerberin bzw.
ein Bewerber muss dementsprechend versichern, dass
sie oder er die Grundsétze der freiheitlichen demokra-
tischen Grundordnung im Sinne des Grundgesetzes
nicht in Zweifel zieht und nicht darauf abzielt, diese
zu beeintrachtigen oder gar zu beseitigen.
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Weitere Vorschriften, insbesondere parlamentarische
Initiativen oder Verwaltungsvorschriften, gibt es hier-
zu nicht. Insbesondere existieren keine Regelungen,
die pauschal vorgeben wiirden, wann diese Mindest-
anforderungen nicht erfiillt sind oder einen Priifungs-
malfistab im Sinne einer pauschalen Loyalititspriifung
vorgeben.

b) Verfassungskonformitdt der landesrechtlichen Be-
schrinkung

Mit der Versagung der Zulassung zum juristischen
Vorbereitungsdienst mangels Eignung ist zwar eine
subjektive Berufswahl- oder -zugangsregelung ver-
bunden, sodass sie nur im Interesse und zum Schutz
eines iiberragend wichtigen Gemeinschaftsguts ein-
geschrinkt werden kann. Die Einschrdnkung ist je-
doch zur Gewdhrleistung der Funktionsfihigkeit der
Rechtspflege geboten.

Der Grundsatz der Rechtsstaatlichkeit ist unverzicht-
barer Teil der freiheitlichen demokratischen Grund-
ordnung. Zu den Grundbedingungen des Rechtsstaats
zihlt die Funktionsfihigkeit der Rechtspflege. Funk-
tionsfahigkeit setzt voraus, dass gesellschaftliches
Vertrauen nicht nur in die einzelne Richterpersonlich-
keit, sondern in die Justiz insgesamt existiert. Dieses
Vertrauen ist unabhéngig vom konkreten Streitfall er-
forderlich und kann durch eine Vielzahl von Umstén-
den gestirkt oder beeintrachtigt werden. Gesellschaft-
liches Vertrauen muss gerade auch in die Abschnitte
eines rechtsstaatlichen Verfahrens bestehen, die — an-
ders als 6ffentliche Verhandlungen vor Gericht — dem
Einblick des Einzelnen entzogen sind. Die Beteiligten
eines Rechtsstreits haben deshalb ein Anrecht darauf,
dass keine Rechtsreferendarin bzw. kein Rechtsrefe-
rendar an der Bearbeitung ihrer Angelegenheiten mit-
wirkt, bei der bzw. dem begriindete Anhaltspunkte
dafiir bestehen, dass er verfassungsfeindliche Ziele
verfolgt oder aktiv unterstiitzt.

¢) Vereinbarkeit mit der EMRK

Eine an die Eignung der Bewerberinnen und Bewer-
ber ankniipfende Zugangsregelung ist nach hochst-
richterlicher Rechtsprechung des BVerwG auch mit
der Européischen Menschenrechtskonvention verein-
bar.

d) Anwendung der Regelungen in der Praxis

Der ordnungsgeméfe Vollzug der gesetzlichen Re-
gelungen wird durch die Oberlandesgerichte Karls-
ruhe und Stuttgart sichergestellt. Diese sind fiir die
Einstellung in den juristischen Vorbereitungsdienst
in Baden-Wiirttemberg zusténdig (vgl. § 42 Absatz 2
Satz 1 JAPrO) und legen den Begriff der Eignung
entsprechend den soeben aufgezeigten Mindestanfor-
derungen aus. Jeder Einzelfall wird im Sinne der
hochstrichterlichen Rechtsprechung sorgfiltig ge-
priift. Regelungen oder eine Anwendungspraxis fiir
eine pauschale Aberkennung der Verfassungstreue
— etwa bei Zugehorigkeit zu einer bestimmten Partei
oder Gruppierung — existieren nicht.
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Dem Justizministerium sind keine Fille bekannt, in
denen Bewerberinnen oder Bewerber aufgrund Nicht-
erreichens der verfassungsrechtlichen Mindestanfor-
derung vom juristischen Vorbereitungsdienst ausge-
schlossen wurden.

Die Regelungen fiir den juristischen Vorbereitungs-
dienst in Baden-Wiirttemberg, die von Bewerberin-
nen und Bewerbern — iiber den Begriff der Eignung —
Mindestanforderungen u. a. im Hinblick auf die Ver-
fassungstreue fordern, sind rechtlich zuldssig und mit
den Vorgaben des Grundgesetzes vereinbar. Sie erfiil-
len grundsitzlich sowie in ihrer konkreten Ausgestal-
tung alle vom Petenten gestellten Anforderungen: sie
sind rechtskonform, diskriminierungsfrei, einzelfall-
und verhaltensbezogen und werden von den Oberlan-
desgerichten in diesem Sinne angewendet.

Beschlussempfehlung:
Der Petition kann nicht abgeholfen werden.

Berichterstatter: Katzenstein

24. Petition 17/4291 betr. Riicknahme einer Bau-
genehmigung

I. Gegenstand der Petition

Die Petenten wenden sich gegen die auf dem Nach-
bargrundstiick erteilte Baugenehmigung zur Sanie-
rung und Erweiterung eines denkmalgeschiitzten
Wohnhauses sowie Neubau eines Carports und Holz-
lagers, unter anderem auch deshalb, weil die Geneh-
migung nach ihrer Auffassung den Grundsatz der
Gleichbehandlung verletze, da die zustindige Behor-
de in vergleichbaren Fillen wesentlich strengere Maf3-
stibe angelegt habe.

I1. Sachverhalt

Die Petenten sind Eigentiimer des Grundstiicks, das
stidlich an das Vorhabengrundstiick anschlief3t.

Das petitionsgegenstdandliche Wohnhaus ist Bestand-
teil eines Winkelgehofts bestehend aus Wohnhaus,
Scheune und Schopf, das nach § 2 Absatz 1 Denk-
malschutzgesetz (DSchG) als Sachgesamtheit unter
Denkmalschutz steht. Am Erhalt der Sachgesamtheit
besteht aus wissenschaftlichen und vor allem bauge-
schichtlichen Griinden ein 6ffentliches Interesse.

Der Bauherr beantragte am 7. Mai 2024 bei der zu-
standigen unteren Baurechtsbehorde die Baugenehmi-
gung fiir die Sanierung und Erweiterung des Wohn-
hauses.

Gegenstand des Bauantragsverfahrens ist unter an-
derem der Ausbau des Dachgeschosses zu Wohn-
zwecken. Im denkmalgeschiitzten Wohnhaus sollen
drei Wohneinheiten entstehen. Zur ErschlieBung
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dieser Wohneinheiten soll ein Treppenraum auf der
Nordseite an das Bestandsgebdude angebaut werden.

Uber den neuen Treppenraum werden das Erdge-
schoss, das 1. Obergeschoss, das 1. Dachgeschoss
und das 2. Dachgeschoss erschlossen. In Bezug auf
das Erdgeschoss stellt der neue Treppenraum eine zu-
sitzliche ErschlieBung dar. Fiir die geplanten weiteren
zwel Wohneinheiten stellt es die einzige ErschlieBung
dar. Der neue Treppenraum wird in einer Breite von
rund 2,00 m unmittelbar an das denkmalgeschiitzte
Wohnhaus angebaut und erreicht eine Héhe von rund
10,50 m iiber dem Bestandsgeldnde. Der neue Trep-
penraum soll mit einem Flachdach erstellt werden,
seine AuBlenwinde werden mit Holz, teilweise halb-
offen, verkleidet.

Des Weiteren soll an der nérdlichen Grundstiicks-
grenze (gemeinsame Grenze zu den Petenten) ein
Brennholzlager errichtet werden sowie, mit einem
Grenzabstand von mindestens 3,20 m, ein Carportge-
bdude, welches zugleich zum Unterstellen von Fahr-
rddern, Kinderwagen und MiillgefdBen gedacht ist.

Die Baugenehmigung wurde den Petenten mit Schrei-
ben vom 24. Februar 2025 unter Zuriickweisung ihrer
erhobenen Einwendungen zugestellt. Mit Schreiben
vom 15. Mérz 2025 wurde Widerspruch erhoben. Der
Widerspruch wurde mit Schriftsatz vom 11. Septem-
ber 2025 begriindet. Im Wesentlichen wird — gleich-
lautend zur vorliegenden Petition — vorgetragen,
dass die denkmalschutzrechtliche Zustimmung nicht
hitte erteilt werden diirfen. Die innere ErschlieBung
sei ausreichend gewesen, sodass es des Treppen-
turms nicht bedurft hitte. Des Weiteren entspriachen
die Bauvorlagen nicht den Vorgaben der Verfahrens-
verordnung zur Landesbauordnung (LBOVVO). Des
Weiteren sei nicht klar, ob das Brennholzlager un-
mittelbar an der Grundstiicksgrenze errichtet werden
diirfe. Aus den Bauzeichnungen sei die Hohe der
Schornsteine fiir die Pelletheizung und die Stiick-
holzheizung nicht erkennbar, sodass nicht beurteilt
werden konne, ob die Schornsteine ausreichend hoch
seien. Mit Schreiben vom 27. November 2025 wurde
das Widerspruchsverfahren ausschlieBlich auf die
baurechtlichen Fragen im Zusammenhang mit dem
Vorhaben beschrinkt. Die {ibrigen Punkte wurden im
Petitionsverfahren belassen.

Der Bauherr hat im Dezember 2025 die Baufreigabe
beantragt und mit E-Mails vom 19. Dezember 2025
und 17. Januar 2026 geforderte Unterlagen nachge-
reicht.

II1. Rechtliche Wiirdigung

Bei einer Baugenehmigung handelt es sich um einen
Verwaltungsakt, der gemaf § 48 Absatz 1 Landesver-
waltungsverfahrensgesetz zuriickgenommen werden
kann, wenn er rechtswidrig ist. Dies ist vorliegend
nicht der Fall.

a) Denkmalschutzrecht

Entsprechend §§ 58 Absatz 1, 52 Absatz 2 LBO hat
der Bauherr einen Anspruch auf Erteilung der Bau-

genehmigung im vereinfachten Baugenehmigungsver-
fahren, wenn einem genehmigungspflichtigen Bau-
vorhaben keine von der Baurechtsbehdrde nach § 52
Absatz 2 LBO zu priifenden offentlich-rechtlichen
Vorschriften entgegenstehen. Die beabsichtigten bau-
lichen Maflnahmen bediirfen einer denkmalschutz-
rechtlichen Genehmigung nach § 8 Absatz 1 DSchG.
Bedarf ein Vorhaben jedoch nach anderen Vorschrif-
ten einer Genehmigung, tritt die Zustimmung der
Denkmalschutzbehérde an die Stelle der Genehmi-
gung nach dem Denkmalschutzgesetz (§ 7 Absatz 3
DSchG). Der Gemeindeverwaltungsverband ist so-
wohl untere Baurechtsbehorde als auch untere Denk-
malschutzbehorde.

Die zustdndige Genehmigungsbehorde hat jedoch vor
einer internen Entscheidung iiber die denkmalschutz-
rechtliche Zuldssigkeit des Vorhabens nach § 8 Absatz 1
DSchG eine fachliche Stellungnahme des Landesamts
fiir Denkmalpflege (LAD) nach § 3 Absatz 4 DSchG
einzuholen. Dies ist vorliegend durch die genannte
Baurechts- bzw. Denkmalschutzbehdrde geschehen,
und das LAD hat mit Schreiben vom 30. Januar 2025
zum Bauvorhaben fachlich Stellung genommen. Es
gelangte zu dem Ergebnis, dass dem Vorhaben aus
denkmalfachlicher Sicht mit Auflagen zugestimmt
werden kann. Die Entscheidung der unteren Bau-
rechtsbehorde beruhte somit auf der Stellungnahme
des LAD als der fiir die Bewertung denkmalfachlicher
Belange zustindigen, zentralen Fachbehorde des Lan-
des. Die Ausfiihrungen des Rechtsanwalts der Peten-
ten zu denkmalfachlichen Aspekten des Verfahrens
konnen aufgrund fehlender Fachkompetenz in diesem
Bereich die fundierte Stellungnahme des LAD vom
30. Januar 2025 nicht infrage stellen.

Das in Rede stehende Wohnhaus ist Bestandteil eines
Winkelgehofts bestehend aus Wohnhaus, Scheune
und Schopf, welches nach § 2 Absatz 1 DSchG als
Sachgesamtheit unter Denkmalschutz steht. Am Er-
halt dieser Sachgesamtheit besteht ein o6ffentliches
Interesse aus wissenschaftlichen und dabei vor allem
aus baugeschichtlichen Griinden. Entgegen den Dar-
stellungen des Rechtsvertreters der Petenten besteht
am Erhalt der Sachgesamtheit kein Interesse aus
kiinstlerischen Griinden.

Anders als bei Kulturdenkmalen, deren Unterschutz-
stellung auf kiinstlerischen Griinden beruht, besteht
bei Kulturdenkmalen, deren Erhalt aus wissenschaft-
lichen und baugeschichtlichen Griinden ein 6ffent-
liches Interesse darstellt, ein groferer Spielraum im
Hinblick auf Anderungen am Erscheinungsbild. Im
konkreten Einzelfall galt es eine Entscheidung zu tref-
fen, bei der dem Interesse des Eigentiimers am sinn-
vollen, wirtschaftlichen und zeitgeméBen Erhalt des
Baudenkmals als Mehrfamilienwohnhaus und den Be-
langen der Denkmalpflege Rechnung getragen wird.

Das Gebiude verfiigt liber ein groles Dachgeschoss,
das nach Umbau zu Wohnzwecken genutzt werden
kann. Aufgrund der unbefriedigenden Lage und Geo-
metrie der bestehenden Geschosstreppen, deren Ver-
dnderungen im Zusammenhang mit der ErschlieBung
der Dachgeschosse einen wesentlich groferen Eingriff
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in die denkmalgeschiitzte Bausubstanz bedeutet hitte,
wurde die Auslagerung der ErschlieBung in einen auf
der Nordseite gelegenen Treppenraumanbau zuge-
stimmt. Bei dieser Losung bleibt die reprisentative
Siidansicht des Gebdudes im Wesentlichen erhalten.
Der Treppenraum verfiigt iiber einen relativ schmalen
Anschluss an das Hauptgebdude. Durch die moderne
Formensprache und die Wahl der Materialitét bleibt
die Ablesbarkeit der historischen Strukturen moglich.
Die Entscheidung der Baurechts- bzw. Denkmal-
schutzbehorde basiert somit auf nachvollziehbaren,
sachlichen Erwégungen. Im Zuge des Petitionsverfah-
rens hat das LAD als Denkmalfachbehorde nochmals
bestitigt, dass das in Rede stehende Objekt auch nach
Umsetzung der Planung seine Kulturdenkmaleigen-
schaft nicht verliert. Im Ergebnis stehen der Erteilung
der Baugenehmigung keine denkmalschutzrechtlichen
Vorgaben entgegen.

b) Bauordnungsrecht

Die Vorgaben der §§ 5 und 6 LBO zum Abstandfla-
chenrecht werden sowohl vom geplanten Carport als
auch vom Brennstofflager eingehalten. Mit einem Ab-
stand von 3,20 m unterschreitet der Carport die nach
§ 5 Absatz 7 Satz 2 LBO geforderte Mindestabstands-
fliche von 2,5 m nicht. Eine groere Abstandsflache
ergibt sich aufgrund der geplanten Héhe des Carports
nicht. Bei dem Brennstofflager handelt es sich um ein
nach § 6 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 LBO abstands-
flichenrechtlich privilegiertes Gebdude. Danach sind
Garagen bzw. Gebdude ohne Aufenthaltsrdume mit
einer Wandhohe bis 3 m und einer Wandflache bis
25 m? in den Abstandsflichen baulicher Anlagen so-
wie ohne eigene Abstandsflichen zuldssig. Die Ge-
samtlédnge des Brennholzlagers betrdgt 9,0 m und die
Hohe der maBigeblichen grenzstandigen Wand 2,65 m.
Daraus ergibt sich eine privilegierte Grenzwandflache
von 23,85 m2. Entsprechend Ziffer 4 der Auflagen zur
Baugenehmigung ist das vorhandene Gelédndeniveau
am geplanten Standort nachzuweisen. Ausweislich
der daraufthin vorgelegten Hohenmessung steigt das
Gelande auf dem Vorhabengrundstiick zur nordlichen
Grundstiicksgrenze deutlich an. Vor diesem Hinter-
grund begegnet die Einebnung des Gelédndes auf eine
Hohe von 3,00 m keinen rechtlichen Bedenken, da
dies nicht erfolgt um abstandflachenrechtliche Vorga-
ben zu umgehen, sondern um die vorhandenen Geldn-
deunterschiede auszugleichen.

Die LBOVVO enthélt keine spezifischen Vorgaben,
die den Einsatz héindisch gezeichneter Bauvorlagen
ausschlieBen. § 6 LBOVVO regelt welche Angaben
aus den Bauzeichnungen hervorgehen miissen. In den
der Genehmigung zugrundeliegenden Bauzeichnun-
gen sind diese Angaben weitgehend enthalten oder
konnen zumindest durch Messung ermittelt werden.
Auch die Verwendung der Farbe Gelb sowohl fiir
Abbruch als auch fiir Holzbauteile, rechtfertigt nicht
die Forderung der Petenten nach Aufhebung der Bau-
genchmigung. Bei einer eingehenden Befassung mit
dem Bauvorhaben ist nachvollziehbar, welche Bau-
teile abgebrochen und welche in Holzbauweise oder
Trockenbau neu errichtet werden sollen.
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¢) Immissionsschutzrecht

Sowohl der geplante Pellet- als auch der geplante
Stiickholzkessel fallen unter den Anwendungsbereich
der Verordnung iiber kleine und mittlere Feuerungs-
anlagen — 1. BImSchV.

Diese enthilt unter anderem Anforderungen an die
Hohe und Position von Schornsteinen (§ 19 Absatz 1
1. BImSchV). Die Einhaltung dieser Anforderungen
hat der Betreiber der Feuerungsanlagen vor der Inbe-
triebnahme von einer Schornsteinfegerin oder einem
Schornsteinfeger feststellen zu lassen (§ 14 Absatz 1
1. BImSchV).

Nach den vorliegenden Informationen werden die An-
forderungen des § 19 Absatz 1 Satz 5 1. BImSchV ge-
geniiber dem Petenten eingehalten. Danach muss bei
Feuerungsanlagen mit einer Gesamtwirmeleistung bis
zu 50 kW die Austritts6ffnung in einem Umkreis von
15 m die Oberkanten von Liiftungséffnungen, Fens-
tern und Tiiren um mindestens 1 m liberragen, um eine
ausreichende Verdiinnung der Abgase zu gewéhrleis-
ten. Ausweislich der nachgeforderten technischen An-
gaben liber Feuerungsanlagen wird der Pelletkessel im
Heizraum des Treppenturms eine Nennleistung von
45 kW aufweisen. Der Stiickholzkessel in der Scheune
wird eine Nennleistung von 40 kW aufweisen. Ausge-
hend von den Angaben in den nachgereichten Form-
blittern werden die Abgase der Feuerstitten jeweils
iiber eine separate Abgasanlage abgeleitet. Die Schorn-
steine werden jeweils in einem deutlich groBeren Ab-
stand als 15 m von der Siidwand des Gebédudes der Pe-
tenten entfernt errichtet (etwa 20 m Abstand zum Trep-
penturm, mehr als 20 m Abstand zur Scheune).

Dariiber hinaus enthilt § 19 1. BImSchV weitere An-
forderungen. Im Wesentlichen handelt es sich dabei
um folgende:

Der Schornstein ist so auszufiihren, dass die Austritts-
offnung des Schornsteins firstnah angeordnet ist und
den First um mindestens 40 Zentimeter tiberragt (§ 19
Absatz 1 Satz 1 1. BImSchV). Bei einer Dachneigung
von weniger als 20 Grad ist die Hohe der Austritts-
6ffnung auf einen fiktiven Dachfirst zu beziehen, des-
sen Hohe unter Zugrundelegung einer Dachneigung
von 20 Grad zu berechnen ist (§ 19 Absatz 1 Satz 3
1. BIm-SchV). Koénnen mit der Ausfithrung des
Schornsteins gemdB § 19 Absatz 1 Satz 1 bis 5
1. BImSchV schédliche Umwelteinwirkungen nicht
verhindert werden, muss der Schornstein gemaf3 der
Richtlinie VDI 3781 Blatt 4 (Ausgabe Juli 2017)
unter Beriicksichtigung der vorgelagerten Bebauung
und der Hanglage ausgefiihrt werden (§ 19 Absatz 1
Satz 6 1. BImSchV).

Die Einhaltung der weiteren Anforderungen des § 19
Absatz 1 der 1. BImSchV kann auf Grundlage der
dem Umweltministerium vorliegenden Informationen
nicht beurteilt werden.

Eine abschlieBende Beurteilung der Ableitbedingun-
gen hat vor Inbetriecbnahme der Anlagen durch eine
Schornsteinfegerin oder einen Schornsteinfeger zu
erfolgen (§ 14 Absatz 1 1. BImSchV). Im Rahmen
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dieser Feststellung hat die Schornsteinfegerin oder
der Schornsteinfeger auch zu priifen, ob eine Ausfiih-
rung des Schornsteins nach § 19 Absatz 1 Satz 1 bis 5
1. BImSchV ausreichend ist oder ob nach § 19 Ab-
satz 1 Satz 6 1. BImSchV schidliche Umwelteinwir-
kungen aufgrund der Rezirkulationszone eines vor-
gelagerten Gebdudes und/oder Hanglage nicht sicher
ausgeschlossen werden konnen und sich daraus wei-
tergehende Anforderungen ergeben.

Nachdem die geforderten Unterlagen zur Baueinmes-
sung und ergidnzende Angaben zu den Feuerstétten
vorgelegt wurden, liegen alle Voraussetzungen zur
Erteilung der Baufreigabe vor. Anhaltspunkte dafiir,
dass das Bauvorhaben rechtlich unzuléssig ist, erge-
ben sich nicht.

Insofern besteht ein Rechtsanspruch der Bauherren auf
Erteilung der Baufreigabe nach § 59 Absatz 1 Satz 2
LBO.

Beschlussempfehlung:
Der Petition kann nicht abgeholfen werden.

Berichterstatterin: Schindele

25. Petition 17/3851 betr. Rauchverbot

Mit seiner Petition begehrt der Petent die landesweite
Aufnahme eines Rauchverbots auf 6ffentlichen Kin-
derspielplatzen und an Bushaltestellen in Baden-
Wiirttemberg. Hierbei bezieht er sich auf den seiner
Meinung nach zu begriilenden ,,Vorschlag fiir eine
Empfehlung des Rates iiber rauch- und aerosolfreie
Umgebungen, die die Empfehlung 2009/C 296/02 des
Rates ersetzt™ vom 17. September 2024 und das Rah-
meniibereinkommen der WHO zur Einddimmung des
Tabakgebrauchs.

Die Priifung der Petition hat Folgendes ergeben:

Die vonseiten des Petenten angesprochene rechtlich
nicht verbindliche Empfehlung des Européischen Ra-
tes, fiir die sich neben der Enthaltung Deutschlands
die Mehrheit der Gesundheitsminister der EU-Mit-
gliedsstaaten aussprachen, ist dem Grundsatz nach zu
begriilen, geht aber in einigen Bereichen moglicher-
weise liber das Ziel hinaus. So wird u. a. beméngelt,
dass insbesondere in AuBlenbereichen der Verhéltnis-
méBigkeitsgrundsatz nicht gewahrt wire, da keine
Ausnahmeregelung wie z. B. Raucherbereiche in der
Empfehlung enthalten sind. Der Bundesrat hinterfragt
in seinem Beschluss vom 22. November 2024 (Druck-
sache 455/24) u. a. die wissenschaftliche Grundlage in
Bezug auf Rauchverbote im Auflenbereich und sprach
sich daher gegen die empfohlene Ausweitung des
Rauchverbots auf gastronomische Auflenbereiche von
Restaurants, Bars, Cafés und vergleichbare Umge-
bungen aus. Mit Schreiben vom 15. Mérz 2024 nahm
die Europdische Kommission zu dem Beschluss des
Bundesrates vom 22. November 2024 Stellung und

verweist auf die wissenschaftlichen Grundlagen ihrer
Empfehlung und abrufbare Erhebungen zum Verwal-
tungsaufwand des Vorschlages der EU-Kommission.

Die Rahmeniibereinkommen der WHO zur Einddm-
mung des Tabakgebrauchs (FCTCT) sind in weiten
Teilen EU- und bundesrechtlich umgesetzt. Beziiglich
des Schutzes vor Passivrauchen (Artikel 8 Absatz 2
FCTCT) verbleibt hinsichtlich der dort geforderten
,wirksame(n) (...) MaBnahmen®“ ein gesetzgeberi-
scher Gestaltungsspielraum.

Das Landesnichtraucherschutzgesetz Baden-Wiirt-
temberg (LNRSchG) hat zum Ziel, dass in Schulen
sowie bei schulischen Veranstaltungen, in Jugendhéu-
sern, in Tageseinrichtungen fiir Kinder, in Behorden,
Dienststellen und sonstigen Einrichtungen des Landes
und der Kommunen sowie in Krankenhdusern, Pfle-
geeinrichtungen und Gaststétten nicht geraucht wird.
Die Regelungen des LNRSchG sollen insbesondere
bei Kindern und Jugendlichen, dem Schutz vor den
Gefahren des Passivrauchens dienen.

Das LNRSchG wurde Anfang des Jahres 2026 novel-
liert und am 27. Februar 2026 verkiindet. Das neue
LNRSchG tritt am 1. Juni 2026 in Kraft und ersetzt
damit das Landesnichtraucherschutzgesetz vom 25. Juli
2007, das am 1. Juni 2026 auBler Kraft getreten ist.

Die im LNRSchG normierten Rauchverbote beziehen
sich, bis auf wenige relevante wie begriindete Aus-
nahmen, auf den Innenbereich, lassen den AuBlenbe-
reich somit auflen vor.

Die geltenden Regelungen des LNRSchG stellen den
notwendigen Schutz von Kindern weitestgehend sicher.

So ist in Schulgebiduden und Jugendhédusern das Rau-
chen untersagt.

Bei Tageseinrichtungen fiir Kinder ist das Rauchen
im Gebdude und auf dem gesamten Grundstiick der
Tageseinrichtung fiir alle untersagt.

Die Rauchfreiheit in Tageseinrichtungen fiir Kinder
ist erforderlich, um die Kinder vor negativen Ein-
fliissen auf ihre Entwicklung als Folge des Tabak-
konsums zu schiitzen. Dabei geht es zum einen um
den aktuellen Gesundheitsschutz vor den Gefahren
des Passivrauchens. Zum anderen betrifft die Rege-
lung den erzieherischen Grundgedanken im Wege
der Vorbildfunktion sowohl gegeniiber dem Kind als
auch gegeniiber den Eltern, um zur Erh6hung der sich
entwickelnden individuellen Kompetenz des einzel-
nen Kindes beizutragen und damit moglichst einem
spateren Tabakkonsum durch das Kind vorzubeugen.
Wenn die Kinder — anders als Schiiler — auch selbst
noch nicht versuchen, Tabak zu konsumieren, so be-
steht doch die Gefahr, dass das Kind durch eine Um-
gebung, in der das Rauchen selbstverstindlich ist,
gepragt wird und spiter den eigenen Tabakkonsum
ebenfalls fiir selbstverstindlich hélt.

Selbst wenn die Eltern des Kindes Raucher sind, wird
dem Kind durch seinen Aufenthalt in rauchfreien Ta-
geseinrichtungen fiir Kinder, in denen es sich mehrere
Stunden jeden Tag authilt, deutlich gemacht, dass das
Rauchen keine Selbstverstandlichkeit ist. Neben dem
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Gebédude, in dem die Tageseinrichtung fiir Kinder
untergebracht ist, wird auch das gesamte Grundstiick,
auf dem sich die Tageseinrichtung fiir Kinder befin-
det, in das Rauchverbot einbezogen.

Im Hinblick auf die Erziechung des Kindes wére es
nicht folgerichtig, das Rauchen im Gebdude zu unter-
sagen, das Grundstiick, auf dem das Kind insbeson-
dere wihrend der Sommermonate einen erheblichen
Teil seines Aufenthaltes in der Tageseinrichtung ver-
bringt, jedoch von der Regelung auszuschliefen und
hier das Rauchen zuzulassen. Betroffen von dem
Rauchverbot in Tageseinrichtungen fiir Kinder sind
samtliche das Gebdude oder das Grundstiick der Ta-
geseinrichtungen fiir Kinder betretende Personen.
Dieses sind auch die Eltern der betreuten Kinder. Diese
bringen ihre Kinder in die Tageseinrichtung und
holen sie dort wieder ab. Sie befinden sich somit je-
weils nur kurze Zeit in der Tageseinrichtung oder auf
dem Grundstiick. Fiir diese Zeit ist ein Rauchverbot
zuldssig. Dieses gilt auch dann, wenn ein Elternteil
sich aus besonderem Grunde mehrere Stunden in der
Einrichtung aufhdlt, um fiir lingere Zeit bei seinem
Kind zu bleiben oder um dort zu helfen.

In der Tat regelt das LNRSchG in seiner aktuellen
Fassung das Rauchen auf offentlichen Kinderspiel-
plétzen nicht.

Ein Rauchverbot auf 6ffentlichen Spielplétzen ist aus
gesundheitspolitischer Sicht grundsétzlich zu befiir-
worten. Die Kommunen haben die Moglichkeit, ent-
sprechende Regelungen in ihre Satzungen fiir Griin-
und Spielflichen aufzunehmen. Eine Gesetzgebung
auf Landesebene ist daher nicht zwingend erforder-
lich, wiirde aber eine landeseinheitliche, der Rechts-
klarheit dienende Regelung zum Schutze der spielen-
den Kinder schaffen.

Neben den Gefahren des Tabakrauchs besteht zudem
das Risiko, dass kleine Kinder Zigarettenstummel auf
den Spielpldtzen verschlucken und sich hierdurch ver-
giften kénnen.

Diese Gefahr besteht jedoch auch iiber die Grenzen
offentlicher Kinderspielplitze hinaus und muss daher
grundsétzlich durch die Fiirsorge- und Obhutspflicht
der Erziehungsberechtigten, bzw. das Kind beglei-
tenden Personen, begegnet werden, zumal auch ein
Rauchverbot auf 6ffentlichen Kinderspielplédtzen das
Vorhandensein weggeworfener Zigarettenstummel
nicht vermeiden wird kdnnen, ungeachtet dessen, ob
diese durch zuwiderhandelnde Personen oder bei-
spielsweise durch Wind- und oder Schuheintragungen
auf den Kinderspielplatz gelangen.

Ein generelles Rauchverbot auf Kinderspielpldtzen
konnte potenziell zu einer Verringerung der dort weg-
geworfenen Zigarettenstummel und damit auch den
daraus resultierenden Gefahren fiihren.

Ein vonseiten des Petenten gefordertes Rauchverbot
an Bushaltestellen, ist im aktuellen LNRSchG nicht
geregelt. Ein derartiges Rauchverbot ist aus gesund-
heitspolitischer Sicht grundsétzlich zu begriiBen. Ge-
rade Kinder und Schulkinder sind besonders auf die
Nutzung des 6ffentlichen Personennahverkehr ange-
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wiesen. Ahnliches gilt fiir dltere Menschen, die hiu-
figer an chronischen Erkrankungen leiden und deren
gesundheitliche Konstitution durch das Einatmen von
Tabakrauch und Dampf zusétzlich geschwiécht wird.

In Offentlichen Rdumen wie Haltestellen, an denen
Menschen zwangsldufig fiir einen gewissen Zeitraum
verweilen miissen, kénnen sich wartende Personen
dem Passivrauchen nicht ohne Weiteres entziehen. Es
fehlt eine zumutbare Ausweichmdoglichkeit, da Bus-
haltestellen des oOffentlichen Personennahverkehrs
und Haltestellen fiir Stralenbahnen Orte sind, an de-
nen die Anwesenheit liber den individuellen Willen
hinaus notwendig ist, um offentliche Verkehrsmittel
zu nutzen. Wartende miissten in Kauf nehmen, fiir
langere Zeit gesundheitsgefdhrdenden Stoffen ausge-
setzt zu sein, ohne dies verhindern zu konnen.

Beschlussempfehlung:

Soweit das Landesnichtraucherschutzgesetz
novelliert wurde wird die Petition fiir erle-
digt erkldrt. Tm Ubrigen kann der Petition
nicht abgeholfen werden.

Berichterstatterin: von Loga

26. Petition 17/4530 betr. Beschwerde iiber das
Ordnungsamt

I. Gegenstand der Petition

Der Petent beanstandet die Verfahrensweise der Buf3-
geldstelle des betroffenen Landratsamts in einem
gegen ihn gefiihrten Ordnungswidrigkeitenverfahren.
Er riigt insbesondere die verweigerte Mitteilung der
dienstlichen Kennung der zustdndigen Sachbearbeite-
rin und die aus seiner Sicht unzureichende Bearbei-
tung seiner Eingaben.

II. Sachverhalt

Der Petent unterlie3 es als benannter Halter das Kraft-
fahrzeug der falligen Hauptuntersuchung vorzufiih-
ren; der Termin war zu diesem Zeitpunkt bereits um
mehr als acht Monate iiberschritten. Mit Schreiben
vom 6. Mai 2025 wurde dem Fahrzeughalter eine An-
horung iibersandt. Der Petent rdumte mit Schreiben
vom 13. Mai 2025 den Versto3 ein, worauthin am
5. Juni 2025 ein BuBgeldbescheid gegen ihn erlassen
wurde.

Gegen diesen legte der Petent mit Schreiben vom
9. Juni 2025 (Eingang am 14. Juni 2025) Einspruch
ein. Mit Schreiben vom 16. Juni 2025 wurde ihm sei-
tens der BuBlgeldstelle mitgeteilt, dass bei Vorlage
eines giiltigen Berichts iiber die am 17. Mai 2025
durchgefiihrte Hauptuntersuchung eine Reduzierung
der Geldbufle auf ein Verwarnungsgeld in Héhe von
25,00 Euro moglich sei. Da der entsprechende Nach-
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weis nicht vorgelegt wurde, konnte der BuBlgeldbe-
scheid nicht zuriickgenommen werden.

Im weiteren Verlauf brachte der Petent mit Schreiben
vom 9. Juni 2025 sowie 17. Juni 2025 Einwendungen
vor. Das Verfahren wurde daraufhin erneut gepriift;
zu den Einwendungen wurde mit Schreiben vom
23. Juni 2025 Stellung genommen.

Mit E-Mail vom 7. Juli 2025 beabsichtigte der Petent
den Einspruch zurlickzunehmen, wenn er nur ein Ver-
warngeld in Hohe von 25,00 Euro zahlen miisse. In
einem darauffolgenden Telefonat erkundigte sich der
Petent nach der ,,dienstlichen Kennung* der Mitarbei-
terin. Da das Telefonat im weiteren Verlauf jedoch zu
keiner Klarung fiihrte, wurde es seitens der Mitarbei-
terin beendet.

II1. Rechtliche Wiirdigung

Die Mail vom 7. Juli 2025 wurde seitens der Sach-
bearbeiterin fdlschlicherweise als Einspruchsriick-
nahme gewertet. Der Bufigeldbescheid wurde damit
rechtskriftig. Da jedoch der vom Petenten an die Ein-
spruchsriicknahme gekoppelten Bedingung (Verwarn-
geld i. H. v. 25,00 Euro) ohne Vorlage des giiltigen
Berichts der Hauptuntersuchung nicht nachgekom-
men hitte werden konnen, hitte die Mail auch nicht
als Einspruchsriickname gewertet werden diirfen.
Folglich lag keine Einspruchsriicknahme vor. Es han-
delt sich um einen Bearbeitungsfehler der Sachbe-
arbeiterin.

Dies wurde dem Petenten mit Schreiben vom 25. No-
vember 2025 im Rahmen der Beantwortung seiner
Dienstaufsichtsbeschwerde vom 28. Oktober 2025

durch Herrn Landrat mitgeteilt und der anlésslich des
Bearbeitungsfehlers falschlicherweise erlassene Buf3-
geldbescheid (inkl. Riickzahlung des Bufigelds an den
Petenten) zuriickgenommen; das Verfahren ist somit
beendet und eingestellt.

Unabhingig von diesem Verfahrensfehler ist das Ver-
halten der Sachbearbeiterin nicht zu beanstanden; dies
wurde auch im Rahmen der o. g. Dienstaufsichts-
beschwerde des Petenten gegeniiber der betroffenen
Mitarbeiterin  bestétigt. Eine dienstliche Kennung
wird beim betroffenen Landratsamt nicht verwendet;
der Name der zustdndigen Mitarbeiterin war dem Pe-
tenten jedoch bekannt, sodass die erforderliche Trans-
parenz gewahrt war.

Weiterhin hat das Landratsamt mitgeteilt, dass ein
ausfiihrliches Fachgesprach gefiihrt wurde. Dabei
wurden sowohl der konkrete Sachverhalt als auch die
korrekte Handhabung bedingter Einspruchserklarun-
gen und sonstiger Miangelanzeigen nochmals einge-
hend besprochen.

Das Bufigeldverfahren wurde zwischenzeitlich einge-
stellt und mit Riickzahlung an den Petenten erledigt.

Beschlussempfehlung:
Die Petition wird fiir erledigt erklart.

Berichterstatterin: von Loga

24.6.2026 Die Vorsitzende:

Achterberg

41



	Landtag von Baden-Württemberg
	18. Wahlperiode
	Drucksache 18 / 118
	Beschlussempfehlungen und Berichte
	des Petitionsausschusses
	zu verschiedenen Eingaben
	1. Petition 17/4473 betr. Aufenthaltstitel
	2. Petition 17/3152 betr. Bausache
	3.  Petition 17/4342 betr. Durchführung von Polizeikontrollen, Beschwerde
	4.  Petition 17/4554 betr. Beschwerde über ein Sozialgericht, Dienstaufsichtsbeschwerde u. a.
	5.  Petition 17/4686 betr. Aufenthaltstitel, Fiktionsbescheinigung
	6.  Petition 17/4774 betr. Bereitstellung einer Notunterkunft
	7. Petition 17/4248 betr. Abschiebung
	8.  Petition 17/4937 betr. Beschwerde über Ausländerbehörde, Einbürgerung
	9.  Petition 17/4054 betr. Verkehrswesen, Anbringung von Pollern
	10.  Petition 17/4513 betr. Ergänzung der Fahrerlaubnis-Verordnung
	11. Petition 17/4661 betr. Namensänderung
	12.  Petition 17/4838 betr. Melderechtliche Angelegenheit, Beschwerde
	13.  Petition 17/4387 betr. Börsen- und Finanzplatz  Stuttgart
	14.  Petition 17/4830 betr. Instandsetzung von Wasser- und Abwassernetz, Finanzierung
	15.  Petition 17/4470 betr. Beschwerde über die  Krankenkasse, Rentenversicherung
	16.  Petition 17/4611 betr. Angelegenheit des Jugendamts
	17.  Petition 17/4484 betr. Steuersache, Einkommensteuer
	18.  Petition 17/4532 betr. Beschwerde über das Jugendamt
	19.  Petition 17/4610 betr. Anerkennungsverfahren  eines ausländischen Bildungsabschlusses in  Physiotherapie
	20.  Petition 17/4771 betr. Umsetzung des Neutralitäts- und Trennungsprinzips zwischen Staat  und Kirche
	21.  Petition 17/4849 betr. Prüf- und Kontrollpflichten des Landes
	22.  Petition 17/4850 betr. Reform des Beamtenrechts, gesetzliche Rentenversicherung u. a.
	23.  Petition 17/4917 betr. Zugang zum juristischen  Vorbereitungsdienst
	24.  Petition 17/4291 betr. Rücknahme einer Baugenehmigung 
	25. Petition 17/3851 betr. Rauchverbot
	26.  Petition 17/4530 betr. Beschwerde über das  Ordnungsamt




